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Schulordnung für die Volksſchulen .

V .

Schulordnung für die Vollesſchulen
vom 12. Dezember 1913 .

SchVOBl . Nr . VI .

Erſter Abſchnitt .

Sicherung des Schulbeſuches .

Beginn des Schuljahres .

Schuljahranfang .
8

Der Tag des Beginns des Schuljahres iſt von der Ortsſchul⸗

behörde nach Maßgabe des § 2 des Schulgeſetzes zu beſtimmen

und womöglich auf den erſten Tag nach den Oſterferien feſtzu⸗

ſetzen . Von der Feſtſetzung iſt dem Kreisſchulamt Anzeige zu er⸗

ſtatten .

8 53 Abſ . 1.

Die hier der Ortsſchulbehörde eingeräumte Zuſtändigkeit bezweckt ,

die Beibehaltung des vielfach nach der Bekenntnisangehörigkeit der Be⸗

völkerung in den einzelnen Orten verſchiedenen Schuljahranfangs zu er⸗

möglichen . 8 53 Abſ . 1.

Aufnahme der Schüler .

Anmeldung der Schulpflichtigen .
8 2.

( ) Späteſtens vier Wochen vor Beginn des Schuljahres hat

die Ortsſchulbehörde durch ortsübliche Bekanntmachung die Eltern

oder deren Stellvertreter aufzufordern , die ihrer Obhut anver⸗

rauten Kinder , die bis zum 30 . April das ſechſte Lebensjahr

vollenden , zur Aufnahme in die Volksſchule anzumelden .

( 2) Die Bekanntmachung hat den Tag , an dem das neue

Schuljahr beginnt , anzugeben und die Eltern ſchulpflichtiger

Kinder oder deren Stellvertreter unter Hinweis auf die Straf⸗

zbrohung in § 71 des Polizeiſtrafgeſetzbuches aufzufordern , die



hlen
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Kinder an dieſem Tage der Schule zuzuführen ( vergleiche an⸗
liegendes Muſter J .

( 8) Bei der Anmeldung iſt das religiöſe Bekenntnis des
Kindes anzugeben und auf Verlangen nachzuweiſen . Ferner
ſind der Impfſchein und der Geburtsſchein vorzulegen . Von dem
Verlangen der Vorlage eines Geburtsſcheins kann für die in der
Gemeinde geborenen Kinder Umgang genommen werden , wenn
die Ortsſchulbehörde einen Auszug aus dem Geburtsregiſter
erhebt .

1. Eine geſetzliche Anmeldepflicht beſteht nur für die nicht voll⸗
ſinnigen , die krüppelhaften , epileptiſchen und ſchwachſinnigen Kinder ( 8 4
des Geſetzes vom 11. Auguſt 1902 , über die Erziehung und den Unter⸗
richt nichtvollſinniger Kinder — Abſchnitt VIII 1). Im übrigen kann
die Anmeldung mangels einer geſetzlichen Verpflichtung hiezu nicht er⸗
zwungen und ihre Unterlaſſung nicht beſtraft werden .

2. Strafbar iſt nur die Nichtzuführung der Kinder zum Unterrichts⸗
beginn . Die Verpflichtung zur Zuführung erſtreckt ſich auf alle Kinder ,die nicht bei der Anmeldung davon befreit worden ſind . PStGB . vom
18. Juli 1923 . SchG . § 1 Seite 4.

3. Der Nachweis des religiöſen Bekenntniſſes wird in der Regel9
nur dann zu verlangen ſein , wenn die Angaben des anmeldenden Eltern⸗
teils von beteiligter Seite ( Verwandte , zuſtändiger Geiſtlicher ) beanſtandet
ſind oder wenn der Schulbehörde ſonſt Tatſachen bekannt ſind , die
Zweifel gegen die Richtigkeit der Anmeldung begründen . Die Vorſchrift ,daß das religiöſe Bekenntnis des Kindes anzugeben iſt , ſteht nicht im
Widerſpruch zu Art . 135 Abf . 3 WVerf . , da von dieſer Angabe die Ver⸗
pflichtung des Schülers zur Teilnahme am Religionsunterricht ſeines Be⸗
kenntniſſes ( RVerf . Art . 149 ) abhängt.

RG . über die religiöſe Kindererziehung §8 2, 3. VVO . z. Impf⸗
geſetz § 35.

Unter Geburtsſchein iſt nur die von den Standesämtern zuerteilende kurze Beſcheinigung , nicht ein förmlicher Geburtsregiſteraus⸗
3ug zu verſtehen . Ein Geburtsſchein iſt nur vorzulegen , wenn dies in
in der Bekanntmachung ( Abſ . 1) verlangt iſt . In kleineren Gemeinden
mit einfachen Verhältniſſen kann für die in der Gemeinde geborenenKinder von der Beibringung eines Geburtsſcheines abgeſehen werden .

Die Erhebung eines Auszuges aus dem Geburtsregiſteriſt in Abänderung des §1 der SchO . vom 27. Februar 1894 , wonach der
Ortsſchulbehörde jeweils ohne weiteres vonſeiten des Standesbeamten
ſpäteſtens bis zum 15. März jeden Jahres ein Auszug aus dem Geburts⸗
regiſter zuging , ins Ermeſſen der Ortsſchulbehörde geſtellt . Immerhin

ſchien es wünſchenswert, dieſe Beſtimmung wenigſtens für die kleineren
Gemeinden mit einer Einwohnerzahl bis zu 4000 beizubehalten . Einem
hierauf bezüglichen Wunſch des ÜUM. entſprechend wurde die ſeitherigeVerpflichtung der Standesbeamten in dieſer Beſchränkung durch nach⸗
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ſtehende zur Abänderung des 8 152 der Dienſtweiſung für die Standes⸗

beamten ergangene VO. des Juſtizminiſteriums vom 31. Januar 1914

Geſ . u. VOBl . Nr . Vöaufrecht erhalten :

Die Standesbeamten der Gemeinden von nicht mehr als

4000 Einwohnern sind verpflichtet , der Ortsschulbehörde der

Gemeinde spätestens bis zum 15. März jeden Jahres eiue

Liste mitzuteilen , in wWelcher alle im Geburtsregister einge -

tragenen noch lebenden ( d. h. in den Registern des nämlichen

Standesbeamten nicht als gestorben bezeichneten ) Kinder 2zu

verzeichnen sind , welche in der Zeit vom 1. Mai des vorigen

pis zum 30. April des laufenden Jahres das sechste Lebens -

jahr zurücklegen .

Anzumeldende Kinder .

( 1) Der Anmeldepflicht unterliegen die Kinder , die bis zum

30 . April das ſechſte Lebensjahr vollenden . Die Pflicht zur An⸗

meldung erſtreckt ſich auch auf diejenigen Kinder , die aufgrund

des § 8 des Schulgeſetzes zum Schulbeſuch nicht anzuhalten oder

vom Beſuch der Volksſchule auf Antrag zu befreien ſind , ſonach

auch auf die nicht vollſinnigen ( blinden und tauben ) , die geiſtes⸗

ſchwachen , ſowie die krüppelhaften und epileptiſchen Kinder . Be⸗

freit von der Anmeldung ſind diejenigen Kinder , die auf Beginn

des Schuljahres in eine öffentliche oder nichtſtaatliche Lehranſtalt

eintreten . ] .

( 2) Geſuche um Befreiung von Kindern vom Beſuch der

Volksſchule wegen Privatunterrichts (8S 1 Abſatz 2 des Schul⸗

geſetzes ) oder aufgrund des § 3 Abſatz 2 des Schulgeſetzes ſowie

um Nachſicht aufgrund des 8 2 Abſatz 2 des Schulgeſetzes [oder

des § 5 dieſer Verordnung ] ſind mit den erforderlichen Belegen

gleichzeitig mit der Anmeldung vorzubringen .

SchG . 8§ 1, 2, 3, Abſ . 1 u. 2. Geſ . vom 11. Auguſt 1902 über die

Erziehung und den Unterricht nicht vollſinniger Kinder . 88 1, 4

Abſchnitt VIII 1.

1. Der letzte Satz des Abſ . 1 iſt nach 8 4 GSchG . , Seite 222, mit dem

Beginn des Schuljahres 1926/27 außer Kraft getreten .

2. Zu Abſ . 2 vergl . § 1 SchG . Seite 3 unten . GSchG . § 4, Seite 223.

380 . § 2 Ziff . 2. SchBVo . 8 44 Ziff . 1.

Privatunterricht .
8 4.

5
( 1) Das Geſuch um Befreiung eines Kindes vom Beſuch der

Volksſchule wegen Privatunterrichts iſt unter Anſchluß der Nach⸗

weiſe darüber , daß das Kind mindeſtens den für die Volksſchule



Schulordnung vom 12. Dezember 1913 . 8 5. 337

vorgeſchriebenen Unterricht erhalten werde , ſchriftlich bei der Orts⸗
ſchulbehörde einzureichen , die es an das Kreisſchulamt vorzu⸗
legen hat .

( 2) Die Abweiſung des Geſuchs ſoll nur erfolgen , wenn der
vorgeſehene Unterricht nicht genügt und der Geſuchſteller ſich
weigert , die vom Kreisſchulamt verlangte Ergänzung eintreten
zu laſſen . Die Abweiſung muß mit Gründen verſehen ſein . Iſt
die Genehmigung erteilt , ſo ſoll ſie nicht widerrufen werden , ohne
daß den Eltern des Kindes oder deren Stellvertretern zuvor Ge⸗
legenheit zur Außerung gegeben worden iſt .

Die Beſtimmungen des Abſatzes 2 gelten nur für den Fall , daß die
private Unterweiſung geſetzlich überhaupt zuläſſig iſt . Vergl . Bmkg . 2
zu § 3. Das Kreisſchulamt hat von der getroffenen Entſchließung die
Ortsſchulbehörde zu verſtändigen . Die Befugnis , wegen Privatunterricht
vom Beſuch der Volksſchule zu befreien , erſtreckt ſich auf den geſamten
Unterricht , ſonach auch auf den Reli gionsunterricht . Nur muß
ſich das Kreisſchulamt , bevor es die Befreiung ausſpricht , darüber ver⸗
läſſigen , daß für die Erteilung dieſes Unterrichts durch eine kirchlicherſeits
hierzu für befähigt erklärte Perſon Vorſorge getroffen iſt , ſofern nichtder Erziehungsberechtigte die Befreiung des Kindes vom Religionsunter⸗
richt unter Berufung auf Bad . Verf . § 19 Abſ . 3 oder NVerf . § 149 inder durch die Bktm . des UM. vom 20. Juni 1919 zu § 19 Abſ . 3 der
Verf . unter Ziff . 2 vorgeſchriebenen Form verlangt . Für dieſen Fall iſtes Sache der Ortsſchulbehörde , von der ihr durch das Kreisſchulamt hier⸗über zugegangenen Mitteilung das zuſtändige Pfarramt zu verſtändigen .( Bktm . des UM. vom 20. Juni 1919 zu § 19 Abſ . 3 der Bad . Verf .Ziff . 2 Abſ . 2 Abſchnitt II X 2, Seite 200.42, D

§ 5.

Miädchen , die im Herbſt in die Vorſchulklaſſe einer öffentlichenHöheren Mädchenſchule eintreten wollen , iſt auf Verlangen der Elternoder deren Stellvertreter durch die Ortsſchulbehörde bis dahin Nachſichtvom Beſuch der Volksſchule zu erteilen .

§8 5 wurde nach anfänglicher Erweiterung durch die VO. vom 20.
Januar 1915 durch VO. vom 24. Ottober 1919 — SchVoBl . Nr . 36 —
aufgehoben .

Nachſicht vom Beginn der Schulpflicht .

§ 6.

gi
( ) Nachſicht hinſichtlich des Beginns der Schulpflicht anNinder , die ſchwächlich oder in der Entwickelung zurückgebliebenſind, ſoll von der Ortsſchulbehörde in der Regel nur aufgrundeines ärztlichen Zeugniſſes bewilligt werden .

22
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( 2) Ohne Antrag der Eltern können ſolche Kinder von der

Aufnahme in die Volksſchule nur dann zurückgeſtellt werden ,

wenn durch ein bezirksärztliches Zeugnis feſtgeſtellt iſt , daß das

Kind nach ſeiner körperlichen oder geiſtigen Entwickelung nicht

imſtande iſt , den Anforderungen der Schule zu genügen .

1. Wo ein Schularzt beſtellt iſt , hat dieſer ſich gutachtlich zu äußern .

SchuVO . § 10 Abſ . 2, 6.

2. Zu Abſ . 2 vergl . SchG . §S 2 Seite 8. Die Koſten für das be⸗

zirksärztliche Zeugnis fallen der Gemeinde zur Laſt , auch in denjenigen

Fällen , in denen der Bezirksarzt die Wahrnehmungen des Schularztes

ausübt ( Edsh . VO. vom 31. Auguſt 1884 über das Verfahren in Ver —

waltungsſachen § 15) .

Nicht vollſinnige Kinder .
8

Darüber , ob ſchulpflichtige Kinder wegen körperlicher oder

geiſtiger Gebrechen zum Beſuch des Unterrichts nicht anzuhalten

ſind , hat die Ortsſchulbehörde , wenn es ſich nicht um offenſichtliche

Gebrechen handelt , ein Gutachten des Schularztes oder wo ein

ſolcher nicht beſtellt iſt , des Bezirksarztes zu erheben .

SchG . § 3 Abſ . 1. SchAVoO . § 10 Abſ . 2a . Wegen der Koſten⸗

tragung für das bezirksärztliche Zeugnis gilt das zu 8 6 Geſagte .

Aufnahme nicht ortsangehöriger Kinder .

§ 8 .

( 1) Die Ortsſchulbehörde kann in die Volksſchule ihrer Ge⸗

meinde Kinder , die in einem benachbarten , nicht zur Schulgemeinde

gehörigen Orte wohnen , nur dann aufnehmen , wenn Raum und

Einrichtung der Schulzimmer es geſtatten und die geſetzlich be⸗

ſtimmte Höchſtzahl der von einem Lehrer zu unterrichtenden

Schüler dadurch nicht überſchritten wird .

( 3) Erhebt die Ortsſchulbehörde der Gemeinde , deren Volks⸗

ſchule das Kind an ſich zu beſuchen verpflichtet iſt , oder der Lehrer ,

deſſen Unterricht das Kind bisher beſucht hat , gegen die Zulaſſung

in die benachbarte Volksſchule Einwendungen , ſo darf die Auf⸗

nahme nur mit Genehmigung des Kreisſchulamts erfolgen .

SchG . §§S 1 und 9.

1. Die Aufnahme von Kindern , die nicht zum Verband der Schule

gehören , iſt , ſofern daraus für die Gemeinde keine beſonderen Auslagen

entſtehen , ins freie Ermeſſen der Ortsſchulbehörde geſtellt . Dabei wird

es ſich für die Regel nur um einzelne Kinder handeln . Die beiden Vor⸗

ausſetzungen , von denen die Aufnahme benachbarter Kinder abhängig ge⸗

cht iſt , bezwecken einerſeits eine Überfüllung der vorhandenen Schul⸗



Schulordnung vom 12. Dezember 1913 . § 9. 339

räume und andererſeits eine übergeſetzliche Belaſtung des Staates zu ver⸗
hüten . Will die Gemeinde die vorhandenen Einrichtungen zur Ermög⸗
lichung der Aufnahme benachbarter Kinder erweitern , ſo ſteht der Zu⸗
laſſung der Kinder nichts entgegen , wenn nur keine weitere Lehrerſtelle
erforderlich wird . Die Gemeinde kann die Zulaſſung auch von der Ge⸗
währung eines Beitrags zur Beſtreitung des ſachlichen Aufwandes ab —
hängig machen .

2. Die Beſtimmung in Abſ . 2 ſoll verhindern , daß ein Schüler aus
diſziplinären Gründen zur Schädigung des Anſehens des Lehrers ſeiner
geordneten Schule entzogen wird .

889S
( J Kinder , die zum übergang in eine Höhere Lehranſtalt be⸗

ſtimmt ſind , zu Beginn des Schuljahres das Alter der Schul⸗
pflicht aber noch nicht erreicht haben , können auf Antrag ihrer
Eltern oder deren Stellvertreter durch die Ortsſchulbehörde beim
Vorliegen der in § 8 Abſatz 1 bezeichneten Vorausſetzungen aus⸗
nahmsweiſe dann in die Volksſchule aufgenommen werden , wenn
ſie das ſechſte Lebensjahr ſpäteſtens bis zum 1. September vol⸗
lenden und wenn überdies durch ein ärztliches Zeugnis nachge⸗
wieſen wird , daß ſie nach ihrer körperlichen und geiſtigen Ent⸗
wickelung den Anforderungen der Schule gewachſen ſind .

2 ) Die Eltern oder deren Stellvertreter ſind in dieſem Falle
ausdrücklich auf die Beſtimmung in 82 Abſatz 1 des Schulgeſetzes
hinzuweiſen , wonach die Kinder , wenn ſie ſpäter nicht in eine
Höhere Lehranſtalt übergehen , oder wenn ſie nach erfolgtem Ein⸗
tritt in eine Höhere Lehranſtalt dieſe vor Beendigung der Volks⸗
ſchulpflicht wieder verlaſſen , die Volksſchule bis zur Vollendungdes volksſchulpflichtigen Alters , ſonach mit Einrechnung der in
der Höheren Lehranſtalt zugebrachten Zeit die Schule neun Jahre
lang zu beſuchen haben . Die erfolgte Eröffnung muß von den
Eltern des Kindes oder deren Stellvertretern unterſchriftlich be⸗
ſcheinigt werden . Wird die unterſchriftliche Beſcheinigung ver⸗
weigert , ſo iſt die Aufnahme abzulehnen .

1. Vergl . Bmkg . 1 Abſ . 3 zu § 2 SchG . Seite 7. Den Beteiligten
ſteht gegen eine die Aufnahme abweiſende Entſcheidung der Ortsſchul⸗
behörde oder des Schulleiters ( SchBVo . § 44 Ziff . 10) die Beſchwerde
an das Kreisſchulamt und , wenn die Abweiſung von einem Stadtſchulamt
ausgeſprochen iſt , an das UM. zu.

Kinder , die aus privater Vorbereitung in die Volksſchule übertreten ,
ſind , wenn die Vorausſetzungen des Abſ . 1 auf ſie Anwendung finden ,in den Jahrgang einzureihen , dem ſie angehören würden , wenn ſie nach
Maßgabe der Beſtimmungen in Abſ . 1 in die Schule aufgenommen wor —
den wären , im übrigen aber nach Abf . 2 zu behandeln .

2. Die Unterlaſſung der Belehrung nach Abſ . 2 gibt für die Elterndes Kindes keinen Anſpruch , eine vorzeitige „Entlaſſung aus der Schule
vor Vollendung des 14. Lebensjahres zu verlangen .
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Hauptſchülerliſte .

Umfang der Liſte .

§ 10 .

( J ) Aufgrund der Anmeldungen und Eintritte und der Mit⸗

teilungen der Polizeibehörden über den Zuzug ſchulpflichtiger

Kinder , wo ſolche Mitteilungen erfolgen , iſt die Hauptſchülerliſte ,

getrennt für Knaben und Mädchen , in alphabetiſcher Reihenfolge

nach anliegendem Muſter II jahrgangweiſe aufzuſtellen und zu

führen .
( 2) In die Liſte ſind auch diejenigen in der Gemeinde woh⸗

nenden ſchulpflichtigen Kinder aufzunehmen , welche eine andere

öffentliche oder eine nichtſtaatliche Lehranſtalt beſuchen ( § 13) , die

Privatunterricht erhalten (§S ) , oder denen hinſichtlich des Beginns

der Schulpflicht Nachſicht erteilt iſt (§SS 5 und 6) , ſowie diejenigen ,

welche aufgrund des § 3 des Schulgeſetzes zum Schulbeſuch nicht

angehalten werden ( 7) oder vom Beſuch der Volksſchule ausge⸗

ſchloſſen oder auf Anſuchen befreit ſind .

§SS 1 —3 .

1. Für die Aufſtellung der Hauptſchülerliſte bilden in Gemeinden bis

zu 4000 Einwohnern in erſter Reihe die der Ortsſchulbehörde von den

Standesbeamten zugegangenen Auszüge aus den Geburtsregiſtern die

Grundlage (§S 2 Bmkg . Zletzter Abſatz ) . Sie dienen gleichzeitig zur Kon⸗

trolle darüber , ob die Anmeldungen richtig erfolgt ſind .

Mitteilungen der Polizeib ehörden erfolgen nach einer Anord⸗

nung des Min . des Innern vom 21. Dezember 1903 in den Städten der

vormaligen Städteordnung und in Raſtatt bezüglich der an⸗ und abziehenden

Knaben vom vollendeten 5. bis zum vollendeten 17. Lebensjahr . Vor⸗

ausſetzung für die Durchführung dieſer Anordnung war , daß in den

Städten , in denen dies bis dahin nicht der Fall war , durch ortspolizeiliche

Vorſchrift die Meldepflicht auf die Kinder der bezeichneten Altersgrenzen

ausgedehnt wurde . Die Erlaſſung ſolcher Vorſchriften wäre auch für die

übrigen Städte , ſoweit dies bisher noch nicht geſchehen , zwecks geord⸗

neter Durchführung des Schulzwanges , dringend zu wünſchen .

Die Mitteilungen der Polizeibehörden erfolgen durch Ausfüllung

eines ihnen ſeitens der Stadtſchulämter und Rektorate jeweils am Ende

eines Monats zu überſendenden Vordrucks .

Die Vorſchrift ſchließt nicht aus , daß auch von ſonſtiger Seite er⸗

gehende Mitteilungen über das Vorhandenſein ſchulpflichtiger Kinder für

die Aufſtellung der Liſte benutzt werden .

2. In die Hauptſchülerliſte ſind die Namen aller nicht bloß vorüber⸗

gehend in der Gemeinde ſich aufhaltenden Kinder im ſchulpflichtigen Alter

ohne Rückſicht auf Staatsangehörigkeit ( SchG . 8 1 Abſ . 4) aufzunehmen ,

gleichgültig ob ſie die Volksſchule oder eine andere Anſtalt beſuchen oder

von der Erfüllung der Schulpflicht befreit ſind .
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Getrennte Liſten für einzelne Schulabteilungen .

8418

( ) Wenn in einer Gemeinde mehrere ſelbſtändige Schulen
oder getrennte Schulabteilungen beſtehen , können für die ein⸗
zelnen Schulen oder Abteilungen getrennte Hauptſchülerliſten an⸗
gelegt und geführt werden .

( 2) Die Hauptſchülerliſte kann auch in der Weiſe geführt
werden , daß für jeden Schüler eine beſondere Karte mit den er⸗
forderlichen Angaben gefertigt wird und die Karten in einer
Sammlung vereinigt werden .

1. Abſ . 1 findet nur Anwendung , wenn es ſich um örtlich getrennte
Schulabteilungen ( in Nebenorten ) einer Gemeinde mit einer feſtum⸗
ſchriebenen Schulbevölkerung handelt , nicht auch auf die einzelnen Schul⸗
häuſer einer Gemeinde .

2. Die Anlage von Kartotheken dürfte ſeit Erlaſſung der Schulord⸗
nung jedenfalls in allen größeren Gemeinden durchgeführt ſein . Vor
allem wird dadurch die Fortführung der Hauptſchülerliſte erleichtert .

Fortführung der Liſte .
1⁰8

Die Führung der Hauptſchülerliſten hat aufgrund der Ein⸗
und Austritte der Schüler unter Berückſichtigung der monatlichen
Mitteilungen der Polizeibehörden über den Ab - und Zugang von
ſchulpflichtigen Kindern , wo ſolche Mitteilungen erfolgen , und
aufgrund der überweiſungen von auswärts zu geſchehen . Dabei
ſind neu zugehende Schüler jeweils in die Liſte des Jahrgangs
einzutragen , dem ſie nach ihrem Alter angehören . Für die in der
Gemeinde verbleibenden Schüler iſt der übergang in eine andere
Schule unter Bezeichnung des Tages des Austritts aus der bis⸗
herigen Schule in der Liſte zu vermerken .

Die Hauptſchülerliſte muß den Beſtand aller in der Gemeinde ſich
aufhaltenden ſchulpflichtigen Kinder SchG . S 1 ergeben . Von den neu zu⸗
gehenden Kindern ſind daher nicht nur die , welche in die Volksſchule ein⸗
treten , in die Liſte aufzunehmen , ſondern auch diejenigen , welche in
eine Höhere Lehranſtalt oder eine nichtſtaatliche Lehranſtalt übergehen
( C 16) . Der Eintrag in die Liſte des betreffenden Jahrgangs hat nach
dem Tag des Eintritts zu cgeſchehen , ſofern die Liſte nicht nach § 11
Abſ . 2 angelegt iſt .

Anzeigepflicht der veiter öffentlicher und nichtſtaatlicher Lehranſtalten .

§ 13.

Die Leiter öffentlicher und die Unternehmer nichtſtaatlicher
Lehranſtalten ſind verpflichtet , vom Ein⸗ und Austritt ſchul⸗Pflichtiger Kinder der Ortsſchulbehörde am Sitze der Anſtalt Mit⸗
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teilung zu machen . Iſt mit dem Austritt ein Ortswechſel ver⸗

bunden , ſo iſt gleichzeitig der künftige Aufenthaltsort ſowie die

Anſtalt , in die der Schüler einzutreten beabſichtigt , anzugeben .

Die Anzeige hat , auch wenn der Schüler nach auswärts verzieht , aus⸗

ſchließlich an die Ortsſchulbehörde des Anſtaltsorts zu

erfolgen , die ihrerſeits die Überweiſung an die Ortsſchulbehörde des neuen

Aufenthaltsorts beſorgt .

Schulüberweiſung .
8 14.

( 1) Schüler , die nach auswärts verziehen , ſind von der Orts⸗

ſchulbehörde der Ortsſchulbehörde ihres neuen Aufenthaltsortes

zu überweiſen . Dies hat auch bezüglich der aufgrund des §S 13

der Ortsſchulbehörde angezeigten Schüler zu geſchehen , auch wenn

ſie an dem neuen Aufenthaltsort nicht die Volksſchule , ſondern

eine andere Anſtalt zu beſuchen beabſichtigen ( Muſter III ) .

( 2) Der Austritt eines Schülers aus der Schule iſt von den

Eltern oder deren Stellvertretern dem Klaſſenlehrer unter An⸗

gabe des künftigen Wohnorts anzuzeigen .

1. Die Überweiſung hat ſtets das Schuljahr des Schülers anzugeben ;

ſie iſt in der Hauptſchülerliſte zu vermerken . Der Strich hat im Hinblick

auf eine etwaige Rückkehr des Schülers zu unterbleiben .

Die Überweiſung wird im Hinblick darauf , daß jeder Schüler im

Deutſchen Reich ohne Rückſicht auf ſeine Staatsangehörigkeit nach den

Geſetzen ſeines Aufenthaltsſtaates zum Schulbeſuch beigezogen wird ( ver⸗

gleiche SchG . § 1 Seite 415) , zweckmäßigerweiſe auch beim Verzug eines

Schülers in einen anderen Gliedſtaat an die örtliche Schulbehörde des

neuen Aufenthaltsortes zu erfolgen haben .

2. Die Anzeige über den Austritt eines Schülers kann mündlich oder

ſchriftlich erfolgen . Eine geſetzliche , im Falle der Unterlaſſung ſtraf⸗

bare Abmeldepflicht beſteht nicht . Vergl . die Bmkg . über die

Anmeldepflicht zu §S 1 und die Bmkg . zu SchG . § 1 Seite 3 oben . Das

Fernbleiben eines Schülers von der Schule kann aber unter Umſtänden

nach SchG . §S 4 ( 8 16 Scho . ) beſtraft werden , ſofern die Vorausſetzungen

hiefür vorliegen .

Aufſtellung durch den Schulleiter .

815 .

( 1) Die Aufſtellung und Führung der Hauptſchülerliſte liegt

dem Schulleiter ( Rektor ) oder deyn ( erſten ) Lehrer ob .

2 ) Die Hauptſchülerliſte iſt mit etwaigen Beilagen von dem

Zeitpunkt an , in dem ſämtliche darin aufgeführten Schüler das

ſchulpflichtige Alter zurückgelegt haben , noch mindeſtens acht

Jahre lang aufzubewahren .

§ 55. SchBVO . §S 39, 45 u. Bmkg . zu 8 45.
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Da die Hauptſchülerliſte nach § 10 jahrgangweiſe angelegt wird , iſt
am Ende des Schuljahres jeweils der zur Entlaſſung kommende Jahr⸗
gang zur Aufbewahrung auszuſcheiden . Dabei ſind Schüler , die nicht
zur Entlaſſung kommen ( SchG . § 2 Abſ . 2) , in den folgenden Jahrgang
zu übertragen . Die Vorſchrift war in früherer Zeit von beſonderer Be⸗
deutung bezüglich der in das Heer eintretenden Analphabeten .

Strafendes Einſchreiten wegen Nichtbeachtung der Vorſchriften des § 1
SchG .

§ 16.

Gegen Eltern oder deren Stellvertreter , die der geſetzlichen
Verpflichtung , die ihrer Obhut anvertrauten ſchulpflichtigen
Kinder zum Schulbeſuche anzuhalten , nicht nachkommen , iſt durch
die Ortsſchulbehörde beim Bezirksamt ſtrafendes Einſchreiten auf⸗
grund des § 71 des Polizeiſtrafgeſetzbuches zu beantragen .

Das polizeiliche Einſchreiten gegen die Eltern oder deren Stellver —
treter aufgrund des §S 71 PStGB . —vergl . Bmkg . Ziff . 3 zu SchG . § 1
Seite 4 —iſt möglich und geboten ,

1. wenn ſie ſich der Verpflichtung , für den Elementarunterricht der
ihnen anvertrauten Kinder zu ſorgen , entziehen , d. h. die Kinder , ſofern
nicht ein Befreiungsgrund vorliegt (§S 3 Abſ . 2) , der Volksſchule nicht
zuführen — SchG . §S 1 —oder

2. wenn ſie die in die Volksſchule aufgenommenen Kinder ſchuldhafter
oder fahrläſſiger Weiſe zum Beſuch des Unterrichts nicht anhalten —
§§ 20, 23, SchG . § 4.

§ 16 bezieht ſich lediglich auf den Fall der Ziff . 1. Die Ein⸗
reihung der Vorſchrift unter die Beſtimmungen über die Aufſtellung der

Hauptſchülerliſte rechtfertigt ſich von dem Geſichtspunkt aus , daß in den
meiſten Fällen die Eintragungen in dieſe Liſte die Grundlage für ein Ein⸗
ſchreiten aufgrund des § 1 SchG . bilden werden . Daraus weiter ſchließen
zu wollen , daß ſchon die ſchuldhafte oder fahrläſſige Nichtanmel⸗
dung eines ſchulpflichtigen Kindes zur Aufnahme in die Liſte als nach
§ 71 PStGSB . ſtrafbar habe erklärt werden wollen , wäre nicht angängig ,
da eine ſolche Anordnung nur aufgrund einer —tatſächlich fehlenden —
geſetzlichen Unterlage hätte ergehen können . Vergl . § 2 Bmkg . 1.

Verzeichniſſe der nicht vollſinnigen Kinder .

817

Die Ortsſchulbehörde hat ſpäteſtens auf 1. Juni jeden Jahres
getrennte Verzeichniſſe für die auf Beginn des Schuljahres ſchul⸗
Fflichtig gewordenen , aber aufgrund des § 3 des Schulgeſetzes zum
Schulbeſuch nicht beigezogenen taubſtummen , blinden , krüppel⸗
haften , epileptiſchen und geiſtesſchwachen Kinder aufzuſtellen und
mit den von den Eltern oder ihren Stellvertretern bei der An⸗
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meldung der Kinder abgegebenen Erklärungen darüber , wie ſie

ihrer Verpflichtung hinſichtlich der Unterweiſung dieſer Kinder

nachkommen wollen , dem Kreisſchulamt vorzulegen .

Geſ . vom 11. Auguſt 1902 über die Erziehung und den Unterricht

nicht vollſinniger Kinder §5 4 und 15. Nach 8 20 der VVVO. zu dieſem

Geſetz haben die Kreisſchulämter die Verzeichniſſe nach , ſoweit nötig ,

vorher veranlaßter Ergänzung und Berichtigung an das UM. vorzu⸗

legen . Seitens der Stadt ſchulämter erfolgt die Vorlage unmittelbar .

Abſatz VIII 1 u. 3.

SchBVoO . §8 40, 45 u. Bmkg . zu § 45.

Befreiung vom Unterricht .

Befreiung von einzelnen Unterrichtsfächern.
§ 18.

0⁰ Sämtliche im Stundenplan für die einzelnen Klaſſen vor⸗

geſehenen Pflichtfächer ſind für alle Schüler verbindlich . Eine Be⸗

freiung von einzelnen Fächern kann nur ausnahmsweiſe beim

Vorliegen dringender Gründe vom Kreisſchulamt bewilligt werden .

2 ) Befreiung vom Religionsunterricht kann nur mit Zu⸗

ſtimmung der oberen Kirchenbehörde eintreten .

( 3) Befreiung vom Turnen und vom Zeichnen kann aufgrund

eines ärztlichen Zeugniſſes für einen beſtimmten Zeitraum , läng⸗

ſtens für die Dauer des Schuljahres , der Schulleiter ( Rektor )

oder der erſte Lehrer bewilligen .

1. Die Befreiung von einem Pflichtfach darf nur eintreten , wenn und

ſoweit Gründe , die in der Perſon des Schülers liegen , ſeien ſie geſund⸗

heitlicher oder ſonſtiger Art , die Teilnahme an dem betreffenden Fach⸗

ausſchließen oder doch nur in beſchränktem Umfang als möglich er⸗

ſcheinen laſſen . Die Befreiung kann eine vollſtändige oder nur eine teil⸗

weiſe ſein . Sie ſoll jedenfalls nicht weiter gehen , als unbedingt geboten

erſcheint und es ſoll womöglich das geſetzliche Mindeſtmaß des Unter⸗

richts gewahrt bleiben . So werden Mädchen von der Teilnahme am

Unterricht in weiblichen Handarbeiten zu befreien ſein wegen Verſtüm⸗

melung oder Verkrüppelung der Hand oder wegen hochgradiger Kurz⸗

ſichtigkeit , ſoweit dieſe Mängel die für die Erlernung der einzelnen

Arbeiten notwendige Betätigung verhindern . Die Teilnahme eines zum

Beſuch der Volksſchule verpflichteten Ausländers kann , bis er ſich die

nötigſten Kenntniſſe der deutſchen Sprache erworben hat , vorerſt auf die

Teilnahme im Deutſchen beſchränkt werden .

2 Die Beſtimmung in Abſ . 2 findet nur Anwendung , wenn der Er⸗

ziehungsberechtigte die Befreiung nicht aufgrund von § 19 Abſ . 3 Bad.
Verf . oder Art . 149 Werf . verlangt , ſondern , ohne von dieſen Beſtim⸗

mungen Gebrauch zu machen , darum nachſucht .
3. Wegen Befreiung vom Turnen vergl . Bmkg . zu SchG . §S 35

Seite 64.



Befreiung auf Zeit .

( 1) Befreiung vom Unterricht bewilligt auf begründetes An⸗
ſuchen : für eine einzelne Stunde der Lehrer , der den Unterrichterteilt , für einen ganzen Tag der Klaſſenlehrer , für einen Zeit⸗raum bis zu einer Woche der Schulleiter ( Rektor ) oder der (erſte )Lehrer , letzterer im Benehmen mit dem Vorſitzenden der Orts⸗
ſchulbehörde , für einen längeren Zeitraum das Kreisſchulamt .

( 2) Das Geſuch um Befreiung vom Unterricht iſt , wenn esſich nicht um die Befreiung von einer einzelnen Stunde handelt ,beim Klaſſenlehrer anzubringen , der es , ſoweit er nicht ſelbſt zu⸗ſtändig iſt , auf dem geordneten Dienſtweg an die zur Ent⸗
ſcheidung zuſtändige Stelle weiterleitet .

1. Die Zuſtändigkeit des Schulleiters und des erſten Lehrers ( Ober —
lehrers ) zur Urlaubserteilung iſt nach §S 42 i. V. mit §§ 45, 47 der
SchBVo . bei Vorlage eines ärztlichen Zeugniſſes auf die Dauer von
ſechs Wochen ausgedehnt . Die einſchränkende Beſtimmung bezüglich der
Mitwirkung des Vorſitzenden der Ortsſchulbehörde gilt nur noch für den
Lehrer , nicht auch für den erſten Lehrer . Die Zuſtändigkeit des Kreis⸗
ſchulamtes iſt zeitlich nicht beſchränkt ; zur Vermeidung von Mißbräuchenwird die Urlaubserteilung — vorbehaltlich der notwendig werdenden
Verlängerung —aber ſtets von vornherein auf einen beſtimmten Zeit⸗raum —etwa drei Monate — zu beſchränken ſein . Der Klaſſenlehrerhat ſowohl in den Fällen des Abſ . 1 wie des Abſ . 2 die etwa in Betrachtkommenden übrigen Lehrer von der Erteilung des Urlaubs rechtzeitigzu verſtändigen .

Iſt ein Schüler durch Krankheit am Schulbeſuch verhindert , bedarf erkeines Urlaubs .

. 2 . Aufgrund allgemeiner Anordnu ng ſind die Schüler in
folgenden Fällen vom Unterricht zu befreien :

a) den katholiſchen Schülern iſt jeweils viermal im Jahr auf
Verlangen des Religionslehrers der Unterricht an einem Nach⸗
mittag zum Empfang des Bußſakraments freizugeben . Erl . des
vorm . OSchR . vom 16. Dezember 1881 und 1897 ;

b) wegen Befreiung von Schülern aus Anlaß der Teilnahme am
Gottesdienſt und an ſonſtigen kirchlichen Veranſtaltungen . Vergl .Ziffer 3 dieſes Abſchnitts ;

) über die Schulbefreiung israelitiſcher Schüler an israeli⸗
tiſchen Feſttagen und an Sabbaten beſtimmt ein im Einverſtänd⸗nis mit dem Oberrat der Israeliten ergangener Erlaß des vorm .
OSchR . vom 10. Juli 1877 — abgeändert durch Erl . des UM.vom 13. Oktober 1924 bezüglich Buchſtaben 8 — folgendes :

„J. Jsraelitiſche Schüler ſind auf Verlangen ihrer Eltern oder
Fürſorger vom Schulbeſuch zu befreien :
a) an den beiden Tagen des Neujahrsfeſtes ,
b) am Verſöhnungsfeſte ,
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c) am erſten und ſiebenten Tage des Peſachfeſtes (Oſtern) ,

d) am erſten Tage des Wochenfeſtes ( Pfingſten ) ,

e) am erſten und neunten Tage des Laubhüttenfeſtes .

2. An anderen israelitiſchen Feſttagen und an Sabbaten ſind

die israelitiſchen Schüler zum regelmäßigen Beſuche der

Schule anzuhalten ; doch ſind dieſelben , ſoweit tunlich , an

Sabbaten während der Zeit des öffentlichen Gottesdienſtes

auf Verlangen ihrer Eltern oder Fürſorger von der Ver⸗

pflichtung zum Schulbeſuch zu entbinden .

Keinenfalls aber ſollen israelitiſche Schüler oder Schü⸗

lerinnen beim Schulbeſuch an Sabbaten und Feſten gegen

den Willen ihrer Eltern oder Fürſorger zum Schreiben ,

Zeichnen , oder zur Fertigung von Handarbeiten angehalten

werden . “

d) Bezüglich der ſog . A d v entiſten hat das UM. nach dem Vor⸗

gang der preußiſchen und württembergiſchen Regierung mit Erlaß

vom 26. Januar 1920 folgendes beſtimmt :

„ Wir genehmigen je nach Antrag der Eltern oder Fürſorger

die Befreiung der Kinder von Adventiſten an Samstagen ganz

oder teilweiſe — für die Stunden des Gottesdienſtes — vom Be —

ſuch der Volksſchule unter der Bedingung ,

1. daß ſich die Zugehörigkeit zur Gemeinſchaft der Adven⸗

tiſten in jedem Einzelfall einwandfrei feſtſtellen läßt ,

2 daß die Erziehungsberechtigten für einen Erſatz des aus⸗

fallenden Unterrichts durch Privatſtunden oder in anderer Weiſe

ſorgen . Dieſer Erſatz unterliegt der Genehmigung und der Kon⸗

trolle der Schulaufſichtsbehörde . Falls die Fürſorgepflichtigen

dieſer Bedingung nicht , oder nicht in genügender Weiſe , nach⸗

kommen , iſt die Befreiung zurückzuziehen .

Schulverſäumniſſe .

Zuläſſige Verſäumniſſe .

§ 20 .

( 1) Werden Schüler durch unvorhergeſehene Ereigniſſe am

Schulbeſuch verhindert , ſo ſind ſie , wenn es ſich nicht um orts⸗

kundige Tatſachen handelt , innerhalb der folgenden drei Tage bei
dem Klaſſenlehrer mündlich oder ſchriftlich zu entſchuldigen .

Q22) Als genügende Entſchuldigungsgründe dürfen außer

Krankheit eines Schülers nur Umſtände angenommen werden , die

eine Befreiung vom Unterricht gerechtfertigt hätten , die aber ſo

unerwartet eingetreten ſind , daß nicht zuvor um Befreiung nach⸗

geſucht werden konnte . Hierher gehören zum Beiſpiel : ſehr un⸗

günſtige Witterung , vorübergehend ſchwer gangbare Wege bei be⸗

rächtlicher Entfernung vom Schulhaus , Krankheit der Eltern ,

wenn der Schüler dadurch zu Hauſe unentbehrlich wird ; Todes⸗
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fälle , Leichenbegängniſſe von nahen Verwandten , Trauergottes⸗dienſte für ſolche ; Gänge zum Arzt oder in die Apotheke fürEltern , Geſchwiſter oder andere Familienangehörige , wenn keinanderer Hausgenoſſe geſchickt werden konnte , und ähnliche drin⸗
gende Fälle . Niemals aber kann die Verwendung der Kinder 3uhäuslichen , landwirtſchaftlichen oder gewerblichen Geſchäften , ohnedaß einer der bezeichneten beſonderen Gründe vorliegt , eine
genügende Entſchuldigung für ihr Fernbleiben von der Schulebilden .

SchG . § 4 und die Bemerkungen hiezu . Seite 16ff .

I. Abſ . 1 gilt auch für den Fall der Erkrankung eines Schülers .
2. Das Fernbleiben vom Unterricht wird u. a. zu entſchuldigen ſein ,wenn es erfolgt wegen Ausbruchs anſteckender Krankheiten in derFamilie auf Anordnung des Arztes , wegen Vorladung zu amtlicher Ver⸗

nehmung , wegen Gefahr der Verſchleppung von Tierſeuchen , wegenBrandunfällen u. dergl . Die Frage , ob ein zureichender Grund zumFernbleiben vom Unterricht vorliegt , iſt Sache der vernünftigen und ge⸗wiſſenhaften Beurteilung nach Lage des Einzelfalls .

Ausſchließliches Verſchulden des Schülers .
8 21

Fällt das Schulverſäumnis ledialich dem Schüler zur Laſt , ſoiſt es von dem Lehrer mit S hulſtrafe zu ahnden . Von dem er⸗
folgten Einſchreiten ſind die Eltern des Schülers oder deren Stell⸗
vertreter durch den Lehrer zu benachrichtigen mit der Aufforde⸗
rung , den Schulbeſuch genau zu überwachen .

Die Vorausſetzung des § 21 liegt vor , wenn der Schüler ungeachtetgenügender Überwachung durch die Eltern ohne deren Vorwiſſen die
Schule verſäumt .

Die anzuwendende Strafe hat ſich nach dem größeren oder geringerenVerſchulden , insbeſondere danach zu richten , ob nur ein einmaliges oderein wiederholtes Verſäumnis vorliegt . Erachtet der Lehrer eine , ſeineZuſtändigkeit überſchreitende Strafe für angebracht , ſo hat er bei der zur
Verhängung der Strafe zuſtändigen Stelle entſprechenden Antrag zuſtellen ( §§ 64 u. 65)

Eintrag der Verſäumniſſe in die Handliſte .

§ 22 .

Jeder Lehrer trägt regelmäßig ſämtliche Schulverſäumniſſeunter genauer Angabe des Tages des Verſäumniſſes in der vonihm geführten Handliſte G 40 ) , je nachdem ſie bewilligt ( B. ) oder
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nachträglich entſchuldigt ( E. ) oder aber ungerechtfertigt ( U. ) ſind ,

in die betreffende Spalte ein .

§ 40.

Das Schulverſäumnis iſt , wenn es nicht von vornherein bewilligt

oder entſchuldigt war , beim Wiedererſcheinen des Schülers im Unterricht ,

jedenfalls aber nach Umlauf der in § 20 beſtimmten Entſchuldigungsfriſt
einzutragen .

Ungerechffertigte Verſäumniſſe .

§ 23 .

Verſäumniſſe des Unterrichts , die weder dem Schüler zur

Laſt fallen , noch auch bewilligt oder nachträglich in genügender

Weiſe entſchudigt ſind , werden als ungerechtfertigt an den Eltern

oder deren Stellvertretern nach §S 4 des Schulgeſetzes geahndet .

Die Beſtimmung ſtellt feſt , wann ein Schulverſäumnis als unge⸗

rechtfertigt an den Eltern oder Fürſorgern zu beſtrafen , bezw .

von dem Lehrer zur Beſtrafung anzumelden iſt . Der ſtrafbare Tatbeſtand

liegt nicht ſchon dann vor , wenn das Verſäumnis bei dem Lehrer nicht

entſchuldigt wurde , ſondern nur dann , wenn es objektiv nicht entſchuldbar

war . Der Nachweis , daß dies der Fall war , kann auch nach Umlauf der

in § 20 beſtimmter Friſt und auch noch nach Aufſtellung der Verſäumnis⸗

liſte und deren Vorlage an den Vorſitzenden der Ortsſchulbehörde bezw .

den Bürgermeiſter erfolgen . ( 88 24, 27. )

Verſäumnisliſten .
4.

( 1) Am 1. und 15. jeden Monats hat der ( erſte ) Lehrer aus

den von den einzelnen Lehrern geführten Handliſten die unge⸗

rechtfertigten Schulverſäumniſſe in einer nach Muſter IV anzu⸗

legenden Liſte zuſammenzuſtellen und dieſe dem Vorſitzenden der

Ortsſchulbehörde zu übergeben , der ſie , wenn er nicht ſelbſt der

Bürgermeiſter iſt an dieſen alsbald weiter zu leiten hat . Wenn

die Angezeigten in verſchiedenen politiſchen Gemeinden wohnen ,

ſo iſt für jedes Bürgermeiſteramt eine beſondere Liſte aufzu⸗

ſtellen .

2 ) An den Volksſchulen mit einem Schulleiter ( Rektor ) ſind

die als ungerechtfertigt feſtgeſtellten Verſäumniſſe einzeln unter

Verwendung des Strafbogens nach Muſter V jeweils ſofort zu

verfolgen und dem Bürgermeiſteramt unmittelbar zur Anzeige zu

bringen . über die geſtellten Anträge iſt von dem Schulleiter
( Rektor ) ein Verzeichnis zu führen .

⏑ο
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( 8) Entſchuldigungsgründe , die nach der Vorlage der Ver⸗
ſäumnisliſte oder des Strafbogens an den Bürgermeiſter bei
dieſem vorgebracht werden , können nur nach vorherigem Be⸗
nehmen mit dem antragſtellenden Schulbeamten oder Lehrer , der
ſeinerſeits zunächſt dem Klaſſenlehrer Gelegenheit zur Außerung
zu geben hat , berückſichtigt werden . Von der Erfüllung dieſer
Vorſchrift iſt in Spalte 12 der Verſäumnisliſte oder auf dem
Strafbogen Vermerk zu machen .

1. Nach SchBO . 8§ 39 Ziff . 1 gehört die Aufſtellung auch der „ Ver⸗
ſäumnisliſten “ zu den Obliegenheiten des Schulleiters . Die Vor⸗
ſchrift kann ſich im Hinblick auf die Beſtimmung in Abſ . 2 nur auf dasvom Schulleiter zu führende Ver zeichnis beziehen .

2. Die Beſtimmung in Abſ . 3 ſoll einen Schutz bilden gegen die etwa
zu nachſichtige Beurteilung eines Schulverſäumniſſes , namentlich bei
Verwendung von Schulkindern zu häuslichen oder landwirtſchaftlichen Ar⸗beiten . Die Anſchauung des Lehrers iſt für den Bürgermeiſter aber
nicht bindend . Unterläßt es der Bürgermeiſter , die Meinung des Lehrerseinzuholen oder liegt nach der Auffaſſung des Lehrers in der Nichtbe⸗achtung der von ihm vertretenen Anſicht eine Zuwiderhandlung gegendie beſtehenden Vorſchriften , ſo ſteht ihm das Recht zu, den Sachverhaltdem Kreisſchulamt vorzutragen , das dann ſeinerſeits , falls es den Stand⸗punkt des Lehrers teilt , das Bezirksamt um ein entſprechendes Vorgehengegen den Bürgermeiſter angehen wird .

Verſäumnisſtrafe .

§ 25 .

Der Bürgermeiſter hat für jeden Tag , an dem die Schuleungerechtfertigt verſäumt wurde , gegen die Eltern des Schülers
oder deren Stellvertreter eine Geldſtrafe von zehn bis fünfzigPfennig feſtzuſetzen . Der Betrag der Strafe iſt nach den Ver⸗
mogensverhältniſſen des Schuldigen , nach dem Vorteil , der ausdem Schulverſäumnis gezogen werden konnte , und nach der Zahlder vorausgegangenen Beſtrafungen zu bemeſſen .

—.—

Nach Vo . des StM . vom 11. Februar 1925 — ABl . Nr . 7 — iſtdas Wort Pfennig durch „ Reichspfennig “ zu erſetzen . Der Strafſatz von10 —50 Pfennig iſt im Gefetz feſtgelegt . Schon in Friedenszeiten wurde
er als außer Verhältnis ſtehend zu dem Nutzen , den der ſchuldige Eltern⸗teil unter Umſtänden aus der Zurückhaltung des Kindes zieht , als zunieder empfunden . Für die Schulen mit einem Schulleiter iſt die Beſtim⸗mung inſofern nicht von Bedeutung , als an ſolchen Schulen an die Stelleder Geldſtrafen die Mahnung durch den Schulleiter treten kann und dieöhe der dafür zu erhebenden Gebühren durch Verordnung feſtzuſetzen iſtund ſo den jeweiligen wirtſchaftlichen und geldlichen Verhältniſſen ange⸗paßt werden kann G 31) .
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Vollzug des Straferkenntniſſes .
§ 26 .

( 1) Das Straferkenntnis iſt durch den Ortsdiener zu er⸗

öffnen , der ſogleich den Strafbetrag erhebt .
( 2) Die Bezahlung iſt durch Eintrag in Spalte 9 oder 10 der

Verſäumnisliſte oder im Strafbogen zu beſcheinigen . Iſt keine

Zahlung zu erlangen , weil der Beſtrafte die Zahlung verweigert

oder weil er Einwendung oder Beſchwerde erheben zu wollen er⸗

klärt , ſo hat der Ortsdiener dies in Spalte 11 der Verſäumnis⸗

liſte oder auf dem Strafbogen zu vermerken . Der Gemeinderat

kann dem Ortsdiener eine aus den eingehenden Strafgeldern zu

entnehmende Hebgebühr bewilligen .

§ 27 .

( Y Eine Anderung des Erkenntniſſes auf Einwendung der

Beteiligten ſoll vom Bürgermeiſter nicht ohne vorheriges Be⸗

nehmen mit dem Schulbeamten oder Lehrer , von dem der Antrag

ausgegangen iſt (§S 24 ) , vorgenommen werden .

( 2) Gegen das Erkenntnis ſteht dem Beſtraften binnen einer

Woche nach der Eröffnung die Beſchwerde an das Bezirksamt zu .

( 3) Das Ergebnis der Einwendung oder der Beſchwerde iſt

in Spalte 12 der Verſäumnisliſte oder auf dem Strafbogen kurz

zu vermerken .

1. Zu Abſ . 1 vergl . die Bmkg . zu § 24.

2. Zu Abf . 2 vergl . § 4 SchG . Ziff . 3 Seite 17. Die Friſt für die Ein⸗

legung der Beſchwerde läuft mit dem Wochentag ab, der nach ſeiner Be —

nennung dem Tag entſpricht , an dem die Eröffnung ſtattgefunden hat

( BGB . §8 187 u. 188) .

Erhebung der Strafgelder .
§ 28.

( ) Durch Beſchluß des Gemeinderats iſt zu beſtimmen , ob

e eingehenden Verſäumnisſtrafen für einen etwa vorhandenen

chulfonds oder für die Gemeindekaſſe zu vereinnahmen ſind .

2 ) Der Empfang der Strafgelder iſt von dem Rechner zu be⸗

ſcheinigen . Die Beſcheinigung kann in die Verſäumnisliſte ſelbſt

eingetragen werden .

G63) Iſt die Zahlung der vollzugsreifen Verſäumnisſtrafen

nicht zu erlangen geweſen , ſo hat der Bürgermeiſter die zwangs⸗

weiſe Erhebung zu verfügen .

di

Verordnung über das Verfahren der Behörden der inneren Ver⸗

waltung bei der Zwan svollſtreckung wegen öffentlich⸗rechtlicher Geld⸗

derungen vom 27. Januar 1900 in der Faſſung der VO. vom 14. Juli
915 § 2
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Polizeiliche Beſtrafung .

§ 29 .

( Wenn gegen die Eltern eines Schülers oder deren Stell⸗vertreter ſeit Beginn des Schuljahres ſchon dreimal Verſäumnis⸗ſtrafen aufgrund des § Abſatz 1 des Schulgeſetzes erkannt wor⸗den ſind , ſo hat der Vorſitzende der Ortsſchulbehörde dem Be⸗zirksamt jedes weitere Verſäumnis des Schülers ſofort beſondersanzuzeigen und dabei außer den nach den Spalten 2 bis 5 derVerſäumnisliſte zu machenden Angaben noch die früheren Be⸗ſtrafungen einzeln mit Datum der Straferkenntniſſe und der er⸗kannten Strafen anzuführen Von der erfolgten Anzeige iſt inSpalte 12 Vormerkung zu machen .
( 2) Für die in § 24 Abſatz 2 bezeichneten Volksſchulen hat dieVorlage an das Bezirksamt durch die dort beſtimmten Schulbe⸗amten jeweils am Ende einer Woche unmittelbar zu erfolgen .

1. Vergl . SchG . §S 4 Ziff . 4 Seite 17, 18. Die VO. geht nach ihremWortlaut von der Auffaſſung aus , daß die Anwendung des § 71 PStGB .die vorgängige wiederholte Beſtrafung wegen Schulverſäumnis ein unddesſelben Schülers zur Vorausſetzung habe . Weder das SchG . § 4,noch auch §S 71 PStGB . nötigen durch ihre Faſſung zu dieſer einengen⸗den Auslegung , die vom UM. 3. Zt . der Erlaſſung der Scho . noch ange⸗nommen , ſpäterhin aber zugunſten der in Bmkg . Ziff . J des § 4 SchG .( Seite 17) vertretenen Auslegung aufgegeben wurde . Eine richterlicheEntſcheidung iſt in der Sache bis jetzt noch nicht ergangen .2. Durch die Anordnung in Abf . 2 ſoll verhütet werden , daß vorder Zuſtellun g der wegen eines Verſäumnisfalles ergangenenStrafverfügung, wegen weiterer ſpäter zur Anzeige gebrachter Fälleneue Strafverfügungen erlaſſen werden . Die ſeiner Zeit mit Runderlaßdes vorm . OSchRs . vom 22. Dezember 1893 aufgrund der früherenSchulordnung, die eine ſolche Beſtimmung nicht kannte , an die Volks⸗ſchulrektorate der früheren Städteordnungsſtädte ergangene Weiſung , diebetreffenden Anzeigen an die Bezirksämter jeweils nur alle 14 Tage zuerſtatten , iſt damit gegenſtandslos geworden .Die Anzeigen ſind für jeden einzelnen Schüler , derder Woche Schulverſäumniſſe hat zu ſchuaufzuſtellen unter Anführungerkannten Verſäumnisſtrafen .
ſchließung des Bezirksamtes

ſich im Verlauf
lden kommen laſſen , getrennt

der in den drei vorangegangenen Fällen
Die Anzeige muß den für die Ent⸗

notwendigen Tatbeſtand vollſtändig underſchöpfend wieder geben . Darüber , ob ſeitens des Bezirksamtes vor derErlaſſung der Strafverfügung weitere Erhebungen durch die Organeder. Polizei zu machen ſeien , hat ſich das Miniſterium des Innernin einem Erlaß vom 30. Mai 1917 wie folgt ausgeſprochen : „ Die An⸗nahme , daß es nicht angängig ſei , die Strafverfügung lediglich aufgrunddes dem Strafantrag beigegebenen Erhebungsbogens zu erlaſſen , beruhtauf einer Verkennung der Grundſätze , die zweckmäßiger Weiſe im Ver⸗fahren zur Erlaſſung von Strafverfügungen wegen ungerechtfertigterSchulverſäumniſſe Platz zu greifen haben . Lehrer und Schul⸗̃ener ſind amtli che Organe , deren , in der Strafanzeige und
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in dem beigefügten Erhebungsbogen im Ergebnis mitgeteilten Er⸗

hebungen ebenſowohl eine ausreichende Grundlage zur Erlaſſung von

Strafverfügungen bilden können , wie eine Polizeimeldung , und im

Intereſſe eines raſchen und einfachen Verfahrens regelmäßig als aus⸗

reichende Grundlage 3u betrachten ſind . Damit iſt ſelbſtver⸗

ſtändlich nicht ausgeſchloſſen , daß das Bezirksamt in einzelnen beſonders

gelagerten Föllen , 3. B. in ſolchen , in denen es eine beſonders hohe

Strafe feſtzuſetzen oder den Angezeigten lediglich zu verwarnen gedenkt,

noch eigene Erhebungen veranſtaltet ; ebenſo , wenn der Be⸗

ſchuldigte Gegenvorſtellungen erhoben oder ein Rechtsmittel ergriffen

hat . Es wird dies aber die Ausnahme zu bilden haben . “ Die Be⸗

zirksämter ſind durch Runderlaß des Miniſteriums des Innern vom

20. September 1920 angewieſen , „bei Anzeigen wegen unerlaubter

Schulverſäumniſſe raſch und mit dem erforderlichen Nachdruck einzu⸗

greifen “ , zumal „durch eine Verſchleppung des Verfahrens das Anſehen

der Schulbehörde geſchädigt und die Schulzucht weiter gefährdet wird ,

beſonders dann , wenn ſchließlich wegen Verjährung (d. i. nach Umfluß

von drei Monaten ) eine Beſtrafung nicht mehr erfolgen kann “ .

Benachrichtigung der Schulbehörde vom Ausgang des Verfahrens .

§ 30 .

( 1) Von der Erledigung eines Strafantrags iſt der Stelle ,

von der der Antrag ausgegangen iſt , alsbald Nachricht zu geben .

Dieſe hat die beteiligten Lehrer zu verſtändigen .

( 2) Die Mitteilungen über erledigte Strafanträge ſind bei

mSchulakten aufzubewahren .——

zieht ſich ſowohl auf die Bürgermeiſter

wie auf die Bezirksä miter . Die Vorſchrift in §S 6 Abſ . 2 der VO.

vom 11. September 1879 über das Polizeiverfahren , wonach die Bezirks⸗

ämter nur im Fall der Einſtellung des Verfahrens dem Antragſteller

Nachricht zugehen zu laſſen haben , kann auf den hier vorliegenden Fall ,

wo die Antragsſtellung von einer öffentlichen Behörde kraft geſetzlicher

Vorſchrift ausgeht , keine Anwendung finden . Die Schulbehörde hat ein

rechtlich begründetes Intereſſe daran , von der Art der Erledigung des

von ihr geſtellten Antrags Kenntnis zu erhalten .

Gegen eine die beantragte Beſtrafung abweiſende Verfügung des Be⸗

zirksamtes kann das Kreisſchulamt die Entſcheidung des Landeskom⸗

miſſärs anrufen .

Die Vorſchrift des Abſ . 1 be

§ 31 .

( ) In Gemeinden , in denen aufgrund des § 4 Abſatz 2 des

Schulgeſetzes durch Ortsſtatut beſtimmt iſt , daß anſtelle der in 8 4

Abſatz 1 bezeichneten Geldſtrafen Mahnungen durch den Schul⸗

leiter ( Rektor ) zu treten haben , hat die Mahnung nach dem an⸗

liegenden Muſter VI zu erfolgen . Die für Zuſtellung der Mah⸗

nung zu erhebende Gebühr wird auf 0,50 bis 1 Nall feſtgeſetzt .
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( 2) Einwendungen gegen die Mahnung ſind nach Anhörung
des Klaſſenlehrers von dem Schulleiter ( Rektor ) , Beſchwerden nach
Maßgabe des § 27 vom Bezirksamt zu verbeſcheiden .

Die Mahnung hat vom Schulleiter auszugehen . Daraus kann nicht
gefolgt werden , daß die Ausfertigung der vom Schulleiter beſchloſſenen
Mahnung nicht in ſeiner Vertretung von einem ſeinerſeits damit beauf⸗
tragten Lehrer unterzeichnet wird .

Bei einem Stadtſchulamt mit einem zweiten Beamten kann die Be⸗
ſorgung des Mahnungsgeſchäfts durch den Dienſtausteiler dieſem zuge⸗
wieſen werden . Die Unterfertigung des Mahnzettels muß handſchriftlich
geſchehen . Die Verwendung eines Fakſimileſtempels iſt nicht zuläſſig .

Durch Vo . des UM. vom 9. November 1925 — ABl . Nr . 49 —
wurde die Mahngebühr auf 0,50 bis 1 N. K feſtgeſetzt .

e832 .

6 ) Das Kreisſchulamt hat ſich anläßlich der Vornahme von
Volksſchulprüfungen oder durch zeitweiſe Einforderung der Ver⸗
ſäumnisliſten darüber zu verläſſigen , daß die beſtehenden Vor⸗
ſchriften bei der Abwandlung der ungerechtfertigten Schulver⸗
ſäumniſſe genau beachtet worden ſin Dabei wahrgenommene
Mißſtände hat es , wenn ſie vom Lehrer verſchuldet ſind , von ſich
aus abzuſtellen , wenn ſie aber von dem Bürgermeiſteramt her⸗
rühren , dem Bezirksamt mitzuteilen

8

( 2) In gleicher Weiſe haben die Bezirksämter bei Orts⸗
bereiſungen und ähnlichen Anläſſen oder aber durch zeitweiſe Ein⸗
forderung der Verſäumnisliſten darüber zu wachen , daß die
Bürgermeiſterämter vorſchriftsgemäß die Anzeigen abwandeln
und die Erkenntniſſe vollziehen .

1. In Schulen mit einem Rektor iſt es zunächſt Aufgabe des
Rektors für eine geordnete Handhabung der bezüglichen Vorſchriften zu
ſorgen . Dabei wahrgenommene Mängel hat er , ſofern er ſie ſelbſt nichtabſtellen kann , dem Kreisſchulamt zur Kenntnis zu bringen .Das Kreisſchulamt wird auch von ſich aus , abgeſehen von der Ein⸗
forderung der Verſäumnisliſten , bei entſprechender Gelegenheit Anlaß
nehmen , über Umfang und Ahndung der Schulverſäumniſſe ſich zu ver⸗
läſſigen . Durch die Prüfung der Verſäumnisliſten ſoll im weſentlichen
feſtgeſtellt werden , ob die vorgeſchriebenen Friſten eingehalten , ob nichtunerlaubte Verſäumniſſe zu Unrecht als entſchuldigt angeſehen , ob die
ausgeſprochenen Strafen genügend erſcheinen und ob ſie auch zum Voll⸗
zug gebracht wurden .

2. Bei der ſtetig fortſchreitenden Ausgeſtaltung der Kreisſchulämter
als Schulverwaltungsbehörden und der damit im Zu⸗
ſammenhang ſtehenden Beſchränkung des den Bezirksämtern in bezugauf die Volksſchule zuſtehenden Aufgabekreiſes wird die Überwachungdes Verſäumnisverfahrens in erſter Reihe Sache der Kreisſchul⸗

23
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ämter ſein . Die Bezirksämter werden im weſentlichen nur unterſtützend

einzugreifen haben , wenn es ſich um Dienſtwidrigkeiten oder Nachläſſig⸗

keit des Bürgermeiſters in bezug auf die Ahndung der Verſäumniſſe

handelt . In dieſer Beziehung wird es von beſonderer Bedeutung ſein,

wenn die Bezirksämter den Bürgermeiſter bei jedem geeigneten Anlaß

in nachdrücklichſter Weiſe auf die Verpflichtungen hinweiſen , die ihm als

Gemeindevorſtand u ls Organ der Schul - und Polizeiverwaltung in

bezug auf die Durchführung der Geſetze im allgemeinen wie der Auf⸗

rechterhaltung von Zucht und Ordnung im Beſonderen namentlich auch,

was die Aufrechterhaltung eines geordneten Schulbetriebs angeht ,

obliegen .

322

hrers , zu einer ſchulfreien Zeit zur

men , nicht Folge leiſtet , kann der

„der der lerſte ) Lehrer bei der örtlichen

agen , daß der Schüler mittels polizeilichen

verbracht wird .

ines Kindes in die Schule
ig zur Verbringung e

Kind von ſeinen Eltern5
auch det werden , wenn das

halten wi er Auflage des Lehrers zu einer ſchulfreien Zeit zur

fe in den rricht zu kommen . Wird die Anwendung des polizei⸗
en Polizeibehörde ,

lem ſolchen Fall von der örtlich

Ausſetzung der Maßregel rechtfertigende Gründe

ehnt , ſo iſt durch Vermittelung des Kreisſchul⸗

um entſprechende Abhilfe anzugehen .

Leiſtung von Widerſtand gegen die Wegführung des

durch Bedrohung mit Gewalt wäre nach
oder

Zweiter A hſchnitt .

Schulbetrieb .

Klaſſeneinteilung .

Klaſſenbildung .
§8 34.

werden je nach der Zahl der an der Schule
zwei bis acht Klaſſen eingeteilt . Die Klaſſen

15 0 nach oben als erſte , zweite uſw . gezählt . Die

Aingeinen alten in der Regel geſonderten Unterricht .

( 2) Hat ein Lehrer zwei Klaſſen zu unterrichten , ſo erhält die

erricht am Vormittag , die niedere Klaſſe

gekehrte Reihenfolge iſt nur in beſonderen

Kreisſchulamts zuläſſig .
ig des

SchG .



Schulordnung vom 12. Dezember 1913 . 8 3

Unter einer Klaſſe iſt die Geſamtheit der zu gleichzeitiger Unter⸗
richtung zuſammengefaßten Schüler zu verſtehen . Eine Klaſſe umfaßtan den Landſchulen in der Regel die Schüler verſchiedener Jahrgänge .

Die VO. behält die in Baden hergebrachte z w eiklaſſige Schulebei . Die einklaſſige — Ganztagsſchule — wäre bei der topographiſchenGeſtaltung Badens für einen großen Teil des Landes ( beſonders denganzen Schwarzwald ) unausfuͤhrbar . Die zweiklaſſige Schule bietetgegenüber der einklaſſigen den Vorteil , daß ſie eine viel umfaſſendere un⸗mittelbare Beſchäftigung des Lehrers mit dem einzelnen Schüler ermög⸗licht , während andererſeits die einklaſſige Schule die Schüler mehr zurſchriftlichen Selbſtbeſchäftigung nötigt und dadurch di Gewandtheit imSchreiben fördert .
2. Die Beſtimmung des Abſ . 2 nimmt Rückſicht auf das ſchonungsbe⸗dürftige Alter der jüngeren Schüler . Die „ ümgekehrte Reihenfolge “kommt auf dem Lande nur an den ſog. Hirtenſchulen in einzelnen Gegen⸗den des Schwarzwaldes vor , wo die älteren Schüler während der gutJahreszeit in den Morgenſtunden zum Viehhüten verwendet werden . DerVorbehalt der Genehmigung durch das Kreisſchulamt bezweckt , der will⸗kürlichen Ausdehnung der vom dagogiſchen Standpunkt aus wenig

ünſchten Einrichtung durch die Gemeinden eine Schranke zu ſetzen .Ddle S

1

ädte kommt die Beſtimmung im allgemeinen nicht in Betracht .SchBoO . § 44 Ziff . 2.

Klaſſen mit verſchiedenen Jahrgängen .
§ 35 .

4( 1) Jede Klaſſe , die Schüler ener Jahrgänge umfaßt ,allt wieder in Abteilungen , deren Zahl jedoch nicht mehr alspet betragen ſoll .

( 2 ) Die einzelnen Abteilungen
meinſchaftlicher
eine Abtei
andere ſchr

er Klaſſe erhalten teils ge⸗
)t, teils wird , während

ndlichen Unterricht erhält ,
1d vo Lehrer mü

tlich k' eſchäftigt .

Trennung nach Geſchlechtern .

§ 36 .

werden , an dener

NM57 RFE 7 K 43 Fa S :
Bei der Klaſſenbildung ſoll eine Trennung der Schüler nachGeſchlechter 1

9 38Geſchlechtern in der Regel nur in ſolchen Schulen vorgenommen
edrei oder mehr Lehrer angeſtellt ſind .

Hilfsklaſſen .

837

Die Zuweiſung von Schülern in eine Hilfsklaſſe darfdurch die Ortsſchulbehörde nur nach Anhörung des SchularzteWo ein ſolcher nicht beſtellt iſt , des Bezirksarztes und nach Veſtändigung der Eltern des Schülers oder deren Stellvertreter ver⸗

＋.1 8S„
E
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fügt werden . Sie ſoll in der Regel erſt erfolgen , wenn während

eines ein⸗ oder zweijährigen Beſuchs des erſten Schuljahres die

Unfähigkeit des Schülers zur Teilnahme an dem regelmäßigen

Unterricht in dem Maße hervorgetreten iſt , daß mehr als die Er⸗

reichung der Ziele des vierten Schuljahres durch den Schüler nicht

zu erwarten iſt .

( 2) Ausnahmsweiſe kann die überweiſung in die Hilfsklaſſe

auch vor dem in Abſatz 1 bezeichneten Zeitpunkt erfolgen , wenn die

mangelnde Befähigung eines Kindes zur Teilnahme am ge⸗

ordneten Unterricht von vornherein unzweifelhaft feſtſteht .

( 3) Die Höchſtzahl der in einer Hilfsklaſſe zu unterrichtenden

Schüler beträgt zwanzig .

SchG . §S 39. SchuVO . § 12 Ziff . 2.

Wegen der Koſtentragung für das bezirksärztliche Gutachten vergl .

die Bmkg . zu §S 6 Abſ . 2 und 8 7.

Klaſſen für Nichtvollſinnige .

838 .

Beſtehen an einer Volksſchule beſondere Veranſtaltungen zur

Unterweiſung nicht vollſinniger oder geiſtesſchwacher Kinder , ſo

gelten hinſichtlich der Dauer dieſer Veranſtaltungen und der Auf⸗

nahme der Kinder in dieſelben die Beſtimmungen des § 5 des Ge⸗

ſetzes vom 11. Auguſt 1902 , die Erziehung und den Unterricht nicht

vollſinniger Kinder betreffend . Die Einweiſung der Kinder er⸗

folgt durch die Ortsſchulbehörde nach Anhörung des Schularztes .

SchG . §S 39 Abſ . 2. SchuVO . § 10 Abſ . 2a .

Nach 8 5 des Geſ . vom 11. Auguſt 1902 beginnt die Schulpflicht für

taubſtumme und blinde Kinder an Oſtern desjenigen Jahres , bis zu deſſon

30. Juni ſie das achte Lebensjahr vollenden . Kinder , welche dieſe Alters⸗

grenze noch nicht erreicht haben , ſollen nur ausnahmsweiſe , aber nicht

vor dem vollendeten 7. Lebensjahr in eine ſt a atliche Anſtalt auf⸗

genommen werden . Das Gleiche gilt nach § 15 des Geſetzes ſinnge⸗

m äß auch hinſichtlich der Aufnahme epileptiſcher , krüppelhafter und

ſchwachſinniger Kinder in eine Privatanſtalt . Abſchnitt III

Dieſe Beſtimmungen ſtehen jedoch einer früheren Aufnahme der in

Frage kommenden Kinder in eine nach § 39 Abſ . 2 von einer Gemeinde

errichtete unterrichtlichen Veranſtaltung nicht entgegen , ſofern die Eltern

der Kinder ihre Zuſtimmung dazu geben . In jedem Fall aber iſt der

Schularzt darüber zu hören , ob die Aufnahme der Schüler in Rückſicht
fihren körperlichen und geiſtigen Geſundheitszuſtand zuläſſig und

eint . SchAVO . § 10 Ziff . 1.4empfehlenswert erſe
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Klaſſenerteilung .

39 .ι⏑

Die Zuweiſung der Klaſſen an die einzelnen Lehrer erfolgt
durch das Kreisſchulamt . Beſondere Wünſche der Lehrer können
dabei nur berückſichtigt werden , inſoweit das höhere Intereſſe des
Unterrichts nicht entgegenſteht .

SchBVO . §44 Ziff .

Handliſte und Wochenbuch .

§8 40 .

( 1) Jeder Lehrer hat eine für das ganze Schuljahr bemeſſene
Handliſte zu führen , welche die Namen ſämtlicher Schüler der
Klaſſe nach Jahrgängen und innerhalb dieſer nach Geſchlechtern
getrennt in alphabetiſcher Reihenfolge unter Angabe von Tag
und Ort der Geburt , des Religions ekenntniſſes , ſowie von Name ,
Stand und Wohnung der Eltern oder deren Stellvertreter , ferne
die Schulverſäumniſſe 1 5 die am Ende eines jeden Halbjahres
erteilten Noten enthält ( Muſter VII ) .

88
Ferner hat 1957 Lehrer für jede von ihm unterrichtete

Klaſſe ein Wochenbuch nach der Anleitung , die den anliegendenMi 18 VIII und VIII a vorgedruckt iſt , zu führen . Das
Wochenbuch ſoll jederzeit eine klare überſicht über die in den ein⸗
zelnen Fächern der Klaſſe behandelten Unterrichtsſtoffgebiete
geben .

( 3) Die Handliſte und das Wochenbuch ſind auch denjenigen
Lehrern , die nur mit einigen Stunden in der Klaſſe beſchäftigt
ſind , ſonach auch den Geiſtlichen als Religionslehrern , zur Ferti⸗
gung der von ihnen zu bewirkenden Einträge zur Verfügung zuhalten . An den Voltsſchulen der Städteordnungsſtädte können
für die Religionsklaſſen beſondere Wochenbücher geführt werden .

( J Bei einem Wechſel in der Perſon des Lehrers ſind die
Handliſte und das Wochenbuch dem Schulleiter ( Rektor ) oder dem
erſten Lehrer , an Volksſchulen , für die ein Schulleiter ( Rektor )
oder erſter Lehrer nicht beſtellt iſt , dem Vorſitzenden der Orts⸗
ſchulbehörde zur Einhändigung an den Dienſtnachfolger zu über⸗Iben.

G) Die Wochenbücher ſind mindeſtens vier Jahre , die Hand⸗
liſten , wo nicht Auszüge aus denſelben zu den Schulatten genom⸗
men werden , acht Jahre lang aufzubewahren .

§ 47. SchBB0 . 8 38.
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1. In die Handliſte ſind an Schulen , für die kein Schularzt be⸗

ſtellt iſt , auch etwaige zur allgemeinen Charakteriſierung der Schüler

dienende Bemerkungen aufzunehmen . Nur muß dabei jede verletzende

Form vermieden werden .
Die Handliſte kann nicht wie die Hauptſchülerliſte in Form einer

Kartothek ( § 11 Abſ . 2) angelegt werden . Bei einer ſolchen Anlage

könnte die Liſte ihren Zweck , dem Lehrer für die von ihm fortlaufend zu

machenden Einträge über die Verſäumniſſe und Leiſtungen der Schüler

ſtets zur Hand zu ſein , nicht erfüllen . In die einer Kartothek einzu⸗

reihende Karte könnten die Schulverſäumniſſe und die Urteile über die

Leiſtungen eines Schülers , wie dies an Schulen mit einem Schul⸗

arzt bei Führung des Perſonalbogens geſchieht , jeweils nur zu⸗

ſammengefaßt für einen längeren Zeitraum eingetragen werden . Die

Folge hiervon müßte ſein , daß zur fortlaufenden Regiſtrierung der Schul⸗

verſäumniſſe und der Noten , deren Feſtſtellung ſchon in Rückſicht auf

einen etwaigen Lehrerwechſel im Laufe des Schuljahres wie auch in Rück⸗

ſicht auf etwaige Beſchwerden über das dem Schüler erteilte Zeugnis

nicht entbehrt werden kann , beſondere Verzeichniſſe zu führen

wären . Daraus würde ſich aber für die Lehrer eine erhebliche Mehr⸗

belaſtung an Schreibarbeit ergeben . Die Karte hätte an ſich nur einen

Wert für den Fall des — durch einen Wohnungswechſel der Eltern be⸗

dingten — Übergangs des Schülers in ein anderes Schulhaus der Ge⸗
gane 0

meinde . Sie wird aber für dieſen Fall durch den nach SchAVO . 8 19

dem neuen Klaſſenlehrer des Schülers zu überſendenden Perſonalbogen

—tatſächlich werden nur größere Schulen mit einem Schularzt in Be—

tracht kommen —erſetzt werden .
2. Das Erzbiſchöfliche Ordinariat hat mit VO. vom 24. März 1909 ,

die mit Bktm . des OSchR . vom 11. Juni 1909 — SchVOBl . Nr . XIII —

den Lehrern zur Nachachtung zur Kenntnis gebracht wurde , angeordnet ,

daß ſämtliche Geiſtliche , welche Religionsunterricht an den Volksſchulen

erteilen , jedesmal das in einer Unterrichtsſtunde durchgenommene Lehr⸗

penſum mit kurzer Bezeichnung in das Wochenbuch des Klaſſenlehrers

eintragen .
3. Die Einträge ſind für den Unterricht , den die Geiſtlichen erteilen ,

auch von ihnen zu fertigen . Bktm . des ÜM. vom 15. März 1917.

SchVOBl . Nr . 7

Unterrichtszeit .

8 41.

( ) Der Unterricht darf vormittags im Sommer nicht vor

6 uhr , im Winter in der Regel nicht vor 8 Uhr beginnen . Die

Beſtimmung hierüber ſteht der Ortsſchulbehörde zu. Zwiſchen
dem Unterricht am Vormittag und am Nachmittag ſoll womöglich
eine Pauſe von zwei Stunden liegen . Dieſelbe kann wenn

örtlichen Verhältniſſe geboten erſcheinen laſſen , im Winterhalbjahr
auf eine Stunde ermäßigt werden .

E2) Nach jeder Unterrichtsſtunde iſt eine Pauſe von fün

Minuten , nach der zweiten eine ſolche von zehn Minuten zu

2•2282
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machen . Bei vierſtündigem Unterricht muß die Pauſe nach der
zweiten Stunde fünfzehn Minuten betragen . Abweichungen hier⸗
von bedürfen der Genehmigung des Kreisſchulamts .

( 3) Die Unterrichtsſtunden ſind ſo zu verteilen , daß , vom
Handarbeitsunterricht der Mädchen abgeſehen , für die Schüler in

der Regel zwei Nachmittage in der Woche ſchulfrei ſind . Die Frei⸗

gabe eines ganzen Wochentags iſt nur ausnahmsweiſe und nur
mit beſonderer Genehmigung des Kreisſchulamts zuläſſig .

( Für die Klaſſen , die vor⸗ und nachmittags Unterricht
haben , kann an beſonders heißen Sommertagen ( — wenn das

Thermometer vormittags 11 Uhr im Schatten 25 “ C. aufweiſt —)
der Nachmittagsunterricht freigegeben werden . Zuſtändig zur
Freigabe iſt der Schulleiter ( Rektor ) , wo ein ſolcher nicht beſtellt
iſt , der ( erſte ) Lehrer im Benehmen mit dem Vorſitzenden der

Ortsſchulbehörde .

1. Wenn der Unterricht im Winter um 8 Uhr morgens beginnt , ſo
wird beim Mangel künſtlicher Beleuchtung in der Zeit vom 15. November
bis 15. Februar die erſte halbe Stunde ſo zu verwenden ſein , daß die

Schüler die Augen nicht anſtrengen müſſen . Vergl . SchAVd 8 20 , Dienſt⸗
weiſung für die Lehrer §S 16 und die VO. über die Dienſtſtellenausſchüſſe
vom 25. Mai 1921 8S 3 Buchſt . b.

Die zur Ermöglichung der Heimkehr der Schüler vor Eintritt der

Dunkelheit für zuläſſig erklärte Verkürzung der Mittagspauſe des Lehrers
auf eine Stunde iſt auf nicht geſchloſſene Orte und auch da zeitlich , nur
ſo weit unbedingt notwendig , zu beſchränken .

2. Vergl . SchAVO . § 20. Dienſtweiſung für die Lehrer § 14. SchBVo .
§ 31 Ziff . 2 d und § 44 Ziff . 4.

3. Die in Landgemeinden früher vielfach beſtandene übung — zur
Ermöglichung des Beſuches des Marktes in der Amtsſtadt einen ganzen
Tag in der Woche freizugeben , wurde wegen der für einen geordneten
Schulbetrieb ſich hieraus ergebenden Schädigung durch §S 15 Abſ . 2 des

Unterrichtsplanes vom 18. Auguſt 1906 für unſtatthaft erklärt . Die

SchO. hat hierin inſofern eine Milderung eintreten laſſen , als ſie die
Freigabe von der Genehmigung des Kreisſchulamtes abhängig macht .
Die Genehmigung iſt nur ausnahmsweiſe beim Vorliegen beſonderer
Verhältniſſe zu erteilen . Für ſtädtiſche Schulen kommt die Beſtimmung
nicht in Betracht . Vergl . SchBVo . 8 44 Ziff . 3.

4. Die Beſtimmung in Abſ . 4 iſt beſchränkt auf Schulen bezw . Klaſſen ,

deren Schüler vor⸗ und nachmittags zur Schule kommen müſſen . Sie
findet ſonach nur Anwendung auf Schulen mit erweiterter Unterrichtszeit .

Die Freigabe des Unterrichts gehört nach SchBVo . § 45 vergl . mit
88 28 bis 43 nicht zu den Befugniſſen der für einzelne Schulhäuſer be⸗

ſtellten Oberlehrer . Die Entſcheidung darüber kommt daher lediglich dem
Stadtſchulamt bezw . für die in § 44 bezeichneten Schulen dem Rektor zu.
Dadurch wird die einheitliche Handhabung der Beſtimmung für die ein⸗
zelnen Schulhäuſer einer Gemeinde gewährleiſtet .
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Beſchränkung des Unterrichts auf den Vormittag .

8 42 .

Für Bürgerſchulen und für Volksſchulklaſſen mit wöchentlich

mehr als 24 Wochenſtunden kann der Unterricht am Vormittag

mit beſonderer Genehmigung des Unterrichtsminiſteriums auf

fünf Stunden ausgedehnt werden . In dieſem Fall umfaßt die

einzelne Unterrichtsſtunde den Zeitraum von fünfzig Minuten :

die zwiſchen den einzelnen Unterrichtsſtunden liegenden Pauſen

ſind ſo zu bemeſſen , daß ihre Geſamtdauer im Sommer mindeſtens

vierzig , im Winter mindeſtens dreißig Minuten beträgt .

Schon während der Dauer des Krieges , noch mehr aber nach ſeinem

unglücklichen Ausgang trat , teilweiſe geſtützt auf wirtſchaftliche Verhält⸗

niſſe , vor allem auf den Mangel an Heizſtoffen , bei einem Teil der Lehrer⸗

ſchaft das Verlangen hervor , wie für die Beamten und die Geſchäftswelt , ſo

auch für die Schule die „ungeteilte Arbeitszeit “ einzuführen . Eine unge⸗

teilte Arbeitszeit in dem landläufigen Sinne , daß der Unterricht mit einer

kurzen Pauſe über den Mittag hinaus in den Nachmittag hinein weiter⸗

geführt wird , iſt für die Schule , beſonders für die Volksſchule mit ihrem

Klaſſenlehrerſyſtem wegen der daraus für Lehrer und Schüler ſich er⸗

gebenden Überanſtrengung ganz ausgeſchloſſen . Darüber waren ſich auch

die Antragſteller einig ; was ſie erſtrebten , war lediglich die Zuſammen —

legung des geſamten Unterrichts auf den Vormittag unter Ausdehnung

der Unterrichtszeit auf 5 Stunden und ſoweit nötig unter entſprechender

Kürzung der einzelnen Unterrichtsſtunden .
Die Maßnahme war von vornherein unausfü

mit halbtägigem Unterricht , an denen die ununterbrochene Er⸗

teilung von 5 Stunden Unterricht in zwei Klaſſen für den Lehrer eine

zu große phyſiſche wie geiſtige Belaſtung bedeutet hätte und überdies

wohl auch bei den Gemeinden auf begründeten Widerſtand geſtoßen wäre .

Auch gegen die Durchführung an Klaſſen mit erweitertem Unterricht

ſprachen eine Reihe ſchwerwiegender Gründe geſundh eitlicher , ſo⸗

d. ĩ a bher und ſchultechniſcher Art . Die namentlich von ärztlicher

Seite betonte ſchädigende Üübermüdung der Kinder wurde ſeitens der

Schulbehörden durch die Erfahrung beſtätigt , daß ſchon in der vierten

Unterrichtsſtunde eine verminderte Leiſtungsfähigkeit bei Lehrern und

Schülern hervortrete , der dadurch Rückſicht getragen werden müſſe , daß

dieſer Stunde weniger anſtrengende Unterrichtsfächer wie Zeichnen ,

Turnen und weibliche Handarbeiten zugewieſen würden . Die Ausdehnung

dieſer Maßnahme auf eine fünfte Stunde würde aber techniſch unmöglich

ſein, da an den meiſten Schulen die hiefür benötigten beſonderen

Schulräume nur ausreichten , wenn ſie den ganzen Tag über abwechſelnd

benutzt werden könnten . In ſozialer Hinſicht aber konnte der Gedanke

nicht zurückgewieſen werden , daß die Kinder an dem ſchulfreien Nach⸗

Mittac wo nicht durch Einrichtung von Schulhorten für ihre Pflege und

Beauffichtigung geſorgt iſt , ſich ſelbſt überlaſſen ,demMüßiggang mit ſeinen

en anheimfallen oder aber durch gewiſſenloſe Eltern in einem ihre

ſundheit ſchädigenden Umfang zu übermäßiger Arbeit ausgenutzt würden .

hrbar für Schu le n
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Demgegenüber konnte dem Hinweis auf die höheren Schulen , wo der
fünfſtündige Unterricht an der Mehrzahl der Anſtalten durchgeführt iſt ,
eine beſondere Bedeutung inſofern nicht zukommen , als die Schüler dieſer
Anſtalten im allgemeinen einer anderen ſozialen Schichtung angehörenund bei dem hier eingeführten Fachlehrerſyſtem der beſtändige Wechſelvon Lehrern und Schülern auf beide anregend und belebend wirkt , fürdie Lehrer überdies bei ihrem geringeren Maß an Unterrichtsſtunden die
Belaſtung an einem Tag im allgemeinen vier Stunden nicht überſteigt .

Wenn hiernach die inneren Verhältniſſe des Schulbetriebs über⸗
wiegend mehr gegen als für die Anwendung der Beſtimmungen des § 42
ſprechen , ſo ſind auch die äußeren Verhältniſſe zumal bei der Verteilung
der Schulhäuſer auf die einzelnen Schulbezirke in den betreffenden Ge⸗
meinden allgemein nicht ſo, daß ſie die Anwendung unbedingt erfordert
hätten . Das UM. hat in Würdigung dieſer Sachlage ſich gegenüber den
Anregungen auf Durchführung der ſog . ungeteilten Unterrichtszeit grund⸗
ſätzlich ablehnend verhalten und dieſe Stellungnahme in der nachfolgen —den Bktm . vom 21. März 1921 — ABl . Nr . 9 — zum Ausdruck gebracht .

Zur Ausgleichung der vielen Schäden , welche die Schule
durch den Krieg und seine Folgen erlitten hat , scheint es vor
allem geboten , daß die für den Unterricht lehrplanmäßig vor -
gesehene Zeit voll ausgenützt wird . Um dies an allen Schulen
gleichmäßig zu erreichen , werden wir von der Bestimmung
in §S 42 der Schulordnung , wonach der gesamte Unterricht
unter den dort des näheèren beèezeichneten Voraussetzungen
auf den Vormittag verlegt werden kann , vorerst keinen Ge -
brauch mehr machen .

Die Festlegung der Unterrichtszeit hat daher vom B2 .
ginn des neuen Schuljahres an für alle Volksschulen ohne
Ausnahme lediglich nach der Vorschrift des §S 41 der Schul
ordnung zu geschehen .

Die Bktm . knüpft an die durch den Krieg gebrachten Schädigungender Schule an, ohne aber ihren Geltungsbereich zeitlich zu beſchränken .
Nur für die Volksſchule in Mannheim wurde in Rückſicht darauf ,daß die Schüler der an dieſer Schule eingeführten , nur in einzelnen

Schulhäuſern eingerichteten Sonderklaſſen Gilfs - , Förder - , Begabten⸗Klaſſen , Klaſſen für Sprachgebrechliche uſw . ) zur Schule meiſt einen ſoweiten Weg zurückzulegen haben , daß ihnen von der nur zweiſtündigen
Mittagspauſe keine Zeit zur Ausruhe bleiben würde , durch Ent⸗
ſchließung des UM. vom 30. Juli 1921 geſtattet , daß der Unterricht , vor⸗
behaltlich anderweiter Feſtſetzung , für den Reſt des Schuljahres 1921/22
verſuchsweiſe auf fünf Stunden des Vormittags ausgedehnt werden dürfe .

„ Ferner wurden mit Bktm . des UM. v. 13. Juli 1923 ( ABl . Nr 25)die Kreisſchulämter ermächtigt , auf Antrag der Ortsſchulbehörde und nach
Anhörung des Schul⸗ oder Bezirksarztes für die Dauer der damals
herrſchenden großen Hitze den geſamten Unterricht an den Volks⸗ und
Bürgerſchulen auf die Zeit von 7 bis 12 Uhr vormittags zu verlegen .Weiterhin wurde „in Rückſicht auf die allgemeine Wirtſchafts - und Ver⸗
kehrslage “ und die dadurch bedingten „außerordentlich hohen Preiſe der
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Heizmaterialien “ mit Erlaß des UM. vom 25. Oktober 1923 geſtattet , daß

an Schulen mit erweiterter Unterrichtszeit , wo die Verhältniſſe es nötig

machten , der geſamte Unterricht auf den Vormittag verlegt und an Schulen

mit Halbtagsunterricht auf fünf Wochentage beſchränkt werde . Abge⸗

ſehen von dieſen durch beſondere Verhältniſſe gebotenen und jeweils zeit⸗

lich beſchränkten Maßnahmen wurde von der Beſtimmung des § 42 nur

noch in Einzelfällen bei andauernder Hitze zur Vermeidung des gänzlichen

Ausfalls des Nachmittagsunterrichts ( 8 41 Abſ . 4 SchO. ) vorübergehend

Gebrauch gemacht .

Aufſtellung des Stundenplans .

Aufſtellung .
8 43.

Für jede Volksſchule oder Schulabteilung iſt unter Beachtung

Unterrichtsplans durch den Schulleiter ( Rektor )

an den übrigen Volksſchulen durch den

dienſtälteſten Lehrer im Benehmen mit dem Vorſitzenden der Orts⸗

ſchulbehörde , ein Stundenplan aufzuſtellen . Dabei iſt darauf zu

achten , daß die einzelnen Unterrichtsfächer entſprechend über die

Woche verteilt werden und daß an einzelnen Tagen die ſchwieri⸗

geren und eine beſondere Anſtrengung des Geiſtes erfordernden

Fächer tunlichſt zuerſt vorgenommen werden .

vom 25. Mai 1921 8 3 Buchſt . b.

der Vorſchriften des

oder den erſten Lehrer ,

VO. über die Dienſtſtellenausſchüſſe

Durch die Vorſchrift in SchBVO . 8 31 Ziff . 2 verbunden mit § 33

erleidet die Befugnis des Schulleiters zur Aufſtellung des Stundenplans

inſofern eine Einſchränkung , als er an die Mitwirkung der Lehrer⸗

verſammlung gebunden iſt und im Falle auseinandergehender Anſchau⸗

ungen nicht ſelbſt entſcheiden kann , ſondern die Entſcheidung des Kreis⸗

ſchulamts einholen muß . Dasſelbe gilt nach SchBVo . § 47 auch für den

erſten Lehrer . Vergl . Bmkg . zu 8 52. Wegen Aufnahme je einer halben

Stunde für den religiöſen Geſang und einer Bibelleſeſtunde in den

Stundenplan vergl . Bmkg . zu 8 17 und S 23 des Unterrichtsplanes .

Stunden für Keligionsunterricht .

8 44.d

Die Stunden für den Religionsunterricht ſind im Benehmen

mit dem Geiſtlichen und unter tunlichſter Berückſichtigung ſeiner

Wünſche feſtzuſetzen . Wenn an einer Schule Religionsunterricht
an die Schüler verſchiedener Bekenntniſſe erteilt wird , iſt der

Unterricht für die verſchiedenen Bekenntniſſe womöglich auf die

gleiche Zeit zu legen . In dem Stundenplan iſt anzugeben , ob die

einzelnen Religionsſtunden vom Geiſtlichen oder vom Lehrer er—

t werden .

2
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Bei der Feſtſetzung der Religionsſtunden des Geiſtlichen iſt darauf zuachten , daß er in der Verfügung über die für ſeine ſonſtigen Seelſorge —arbeiten erforderlichen Zeit nicht beſchränkt wird . In Rückſicht hieraufſollte der Unterricht , wenn nicht beſondere Umſtände etwas anderes be—dingen , möglichſt nur auf den Vormittag angeſetzt werden . Vergl . auch§ 43 a. E.

Vorlage an das Kreisſchulamt .

(1). Der Entwurf des Stundenplans iſt dem Kreisſchulamtdurch die Ortsſchulbehörde in doppelter Fertigung zur Genehmi⸗
gung vorzulegen . Auch jede ſpätere Anderung des Stundenplansbedarf der Genehmigung . Bleibt der früher genehmigte Stunden⸗plan in dem neuen Schuljahr unverändert , ſo iſt dies dem Kreis⸗ſchulamt anzuzeigen .

Schulzimmer jeder Klaſſe al Szuhängen .
Schulakten aufzubewahren .

( 2) Eine Abſchrift des genehmigten Stundenplans iſt in dem
Die Urſchrift iſt bei den

SchBVo . 8 31, Ziff . 2 b. § 34 Ziff . 3. § 44 Ziff . 6.

Das Kreisſchulamt kann anordnen , daß der Geiſtliche ſein Einver —ſtändnis mit der Feſtſetzung der von ihm zu erteilenden Religionsſtundenauf der dem Kreisſchulamt vorzulegenden Fertigung des Stundenplansunterſchriftlich beſcheinigt.
Wo ein Hilfsgeiſtlicher den Religionsunterricht erteilt , iſt die Be⸗ſcheinigung nicht von dieſem , ſondern von dem Pfarrer zu erteilen ; dasGleiche gilt auch von dem Vorbringen etwaiger Einwendungen gegen denEntwurf des Stundenplans .

Aufſtellung von Stoffplänen .

§ 46 .

(1) Die Stoſfpläne , die für größere Schulen gemäß 8 33 des
Unterrichtsplanz zur Sicherung eines geordneten Anſchluſſes derKlaſſen untereinander aufgeſtellt werden , ſind dem Kreisſchulamtzur Genehmigung vorzulegen .

( 2) Das Kreisſchulamt kann auch ſolche Stoffpläne von ſichQus aufſtellen und deren Erprobung anordnen . Endgültig ſollen
Stoffpläne für eine Volksſchule nur erlaſſen werden , nachdem denLehrern Gelegenheit zur Außerung aufgrund von Beratungen inihren Konferenzen gegeben worden iſt .

0 über die Dienſtſtellenausſchüſſe vom 25. Mai 1921 § 3 Buchſt . 1.SchBBo . § 44 Ziff . ö.
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lanes vom 18. Auguſt 1906 — SchOBl .
§ 33 des Unterrichtsp

r Aufſtellung von Stoffplänen .
S. 91 —beſtimmte bezüglich de

In größberen Schulen sind zur Sicherung eines geordneten

Klassen unteèereinander Stokkpläne gestattet ,
Anschlusses der

die von den Lehrern der betrefftenden Schule in Fachkonfe -

renzen entworfen werden .

Die Stoffpläne können enthalten : Eine Verteilung der

auswendig zu lernenden Gedichte auf

die einzelnen Klassen ; die Feststellung des Lehrstoffes in

der Wortbildungslehre und der Bildung von Wortfamilien ;

die Bezeichnung der Piere , Pflanzen und Mineralien , die auf

Grund des Unterrichtsplanes im vierten bis sechsten Schul -

jahr zu bespreéchen sind : die Bezeichnung der Volkslieder , die

als eiserner Bestand der Schule einzuüben sind ; die Auf -

Turnübungen für jede Turnklasse : eine den Ver -

hältnissen der größeren Städte entsprechende Gruppieruns

des für die Heimatkunde vorgeschriebenen Lehrstoffes .

Die Stoftpläne sollen maßvoll gehalten sein , damit der

Lehrer nicht eingeengt und die Gründlichkeit des Unterrichts

nicht durch die Stoffmenge beeinträchtigt wird .

Der Lehrplan vom 12. April 1924 enthält eine gleiche Vorſchrift nicht .

Er hat dagegen in § 4 die Aufſtellung von örtlichen Arbeits⸗

plänen vorgeſehen , die in ihrer weitergehenden Aufgabe auch die Auf⸗

ſtellung von Verzeichniſſen der durchzunehmenden Stoffe umfaſſen , und

deren Durchführung von der vorgehenden Genehmigung des Kreis⸗ bezw .

Stadtſchulamtes abhängig gemacht . Die Aufftellung beſonderer Stoff⸗

pläne , wie ſie in S 33 des Unterrichtsplanes vom 18. Auguſt 1906 vorge⸗

ſehen ſind , iſt damit für Schulen , wo ein Bedürfnis dafür vorliegt , nicht

ausgeſchloſſen .

Lesestücke und der

zühlung der

§ 44 Ziff . 6 SchBO . führt unter den Befugniſſen , die an den

Volksſchulen der Städte anſtelle der Kreisſchulämter , den Schulleitern

zukommen , nur die Stoffpläne unter Verweiſung auf § 46 SchO . auf .

Es muß , da die örtlichen Arbeitspläne nicht an die Stelle der Stoffpläne

im Sinne des § 33 des UPl . vom Jahr 1906 getreten ſind , ſondern als

eine neue , ſelbftändige Einrichtung ſich darſtellen , aus ihrer Nichtauf⸗

nahme in die angeführte Beſtimmung geſchloſſen werden , daß bezüglich

ihrer Genehmigung die in § 4 des Unterrichtsplanes feſtgelegte Zuſtändig⸗
eit des Foisſe 11 4 8
keit des Kreisſchulamtes eine Anderung nicht erfahren ſoll.

Zeugniſſe und Verſetzung der Schüler .

8 47 .

den Schulhalbjahres ſind für die
( 1) Gegen Ende eines je

5 iß und
iſten die Urteile über Betragen , Fle

6
1Schüler in die Handl

ufmerkſamkeit zowie über die Leiſtungen in den einzelnen Unter⸗

ytsfächern einzutragen und aufgrund hiervon in ein von jedem

in beiligenden Muſter 1
hüler zu beſchaffendes Heft nach de

Von einer Platzbeſtimmung iſt Umgang
ugniſſe auszuft
nehmen .
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2 ) Außer den Noten können noch Bemerkungen zur Kenn⸗
zeichnung eines Schülers aufgenommen werden , die aber den
Rahmen eines ſachlichen Urteils nicht überſchreiten dürfen .

( 3) Die Zeugniſſe ſind
zeugniſſe außerdem von dem
Lehrer zu unterzeichnen .

von dem Klaſſenlehrer , die Jahres⸗
Schulleiter ( Rektor ) oder dem erſten

( J Die Schüler haben die Zeugniſſe ihren Eltern oder deren
Stellvertretern zur Kenntnisnahme , die durch Beifügung der
Interſchrift beſcheinigt werden ſoll , vorzulegen und ſodann dem

Lehrer binnen einer von dieſem zu beſtimmenden Friſt zur Auf⸗
bewahrung in der Schule zurückzugeben . Beim Verlaſſen der
Schule ſind die Zeugnishefte den Schülern auszuhändigen .

1. Die in das Zeugnis einzutragende Religionsnote iſt aus der
von dem Lehrer und dem Geiſtlichen erteilten Note ( § 40) zu bilden . In⸗
ſolange ſeitens der zuſtändigen Kirchenbehörde keine beſtimmten Vorſchrif⸗
ten über die Wertung der für die einzelnen Fächer des Religionsunter⸗
richts GBibliſche Geſchichte und Katechismus ) erteilten Noten erlaſſen und
aufgrund von § 40 SchG . den Lehrern zur Nachachtung bekannt gegeben
ſind , iſt für die Regel — vorbehaltlich anderweiter Vereinbarung zwiſchen
dem Lehrer und dem Geiſtlichen — der Durchſchnitt der beiden Noten
unter Zugrundelegung der auf Bibliſche Geſchichte und Katechismus ver⸗
wendeten wöchentlichen Stundenzahlen einzutragen .

Wenn für Schüler einer ſtaatlich anerkannten Religionsgemeinſchaft
an der Schule , die ſie beſuchen , Religionsunterricht von Amtswegen nicht
eingerichtet iſt , von der Religionsgemeinſchaft aber im Schulhaus oder
außerhalb desſelben privatim erteilt wird , ſo find die in dieſem Reli⸗
gionsunterricht den Schülern erteilten Noten auf Verlangen der betr .
Religionsgemeinſchaft mit einem entſprechenden Vermerk in die Zeug⸗niſſe aufzunehmen ; ſie bleiben aber für die ſonſtige ſchulmäßige Beurtei⸗
lung der Schüler außer Betracht .

Die Beſchaffung des für die Dauer des Schulbeſuchs zu verwendenden
Zeugnisheftes iſt Sache des Schülers bezw . ſeiner Eltern . Das Zeugnis⸗heft iſt hiernach Eigentum des Schülers bezw . ſeiner Eltern . Dies gilt
auch für den Fall , daß das Zeugnisheft für einen minderbemittelten
Schüler auf Koſten der Gemeinde angeſchafft worden iſt . (§S 76. Sch8 .
§,5 ) . Die Frage des Eigentums bildet aber kein Hindernis für die Vor⸗
ſchrift in Abſ . 4 über die Aufbewahrung der Zeugniſſe in der Schule .

Dem Zeugnis kommt die Eigenſchaft einer öffentlichen Urkunde
zu, wer ein Zeugnis verfälſcht oder fälſchlich anfertigt , macht ſich einer
Urkundenfälſchung im Sinne des § 267 RStGB . ſchuldig .

Als Urkunde genießt das Zeugnis im Hinblick auf die Vorſchrift in
Abſ . 4, wonach es in der Schule aufzubewahren iſt , ferner den Schutzdes § 133 RStGB . , der denjenigen mit Strafe bedroht , der die ihm über⸗
gebene Urkunde „vorſätzlich vernichtet , bei Seite ſchafft oder beſchädigt “.

Darunter fällt vor allem das Zerreißen des Zeugniſſes , die Vor⸗
nahme von Anderungen in demſelben , Durchſtreichen von Worten ( was
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gegebenenfalls auch eine Urkundenfälſchung darſtellen kann ) . Die Tat⸗

ſache , daß das Zeugnisheft im Eigentum des Erziehungsberechtigten ſteht ,

ſchließt die Strafbarkeit nicht aus , wohl aber ſteht ſie der Anwendung des

§ 303 RStGB . ( Beſtrafung wegen Sachbeſchädigung ) entgegen .

2. Die zur Kennzeichnung eines Schülers beizufügende Bemerkung

muß ſo abgefaßt ſein , daß ſie weder inhaltlich noch formell für den

Schüler oder ſeine Eltern verletzend oder beleidigend iſt . Vielfach ver —

anlaſſen ſolche Bemerkungen den Vater des Schülers zu einem unge⸗

hörigen Verhalten gegen den Lehrer , ſei es, daß er die Bemerkung im

Zeugnis ſelbſt ſchriftlich einer beleidigenden Kritik unterzieht oder daß

er den Lehrer in der Klaſſe aufſucht und ihm vor den Schülern Vorhalt

macht . Das UM. hat in einem ſolchen Fall — wie überhaupt allgemein

bei Beleidigung eines Lehrers bei Ausübung oder in Beziehung auf den

Beruf — die Stellung eines Strafantrags gegen den Beleidiger

ſtets davon abhängig gemacht , daß der Lehrer bei der , den Gegenſtand

der Beleidigung bildenden Handlung die Grenzen ſeiner amtlichen Be⸗

fugniſſe nicht überſchritten und ſo das beleidigende Vorgehen nicht ſelbſt

verſchuldet hat . Liegen die Vorausſetzungen zur Stellung eines Straf⸗

antrags wegen Hausfriedensbru chs vor , ſo ſind hiezu der Lehrer

oder die Ortsſchulbehörde , nicht auch das UM. zuſtändig . Unter Um⸗

ſtänden wird eine auf das Zeugnis geſetzte unflätige Außerung des Vaters

auch als eine Beſchädigung im Sinne des § 133 RStGB . aufgefaßt wer⸗

den können .

3. Vergl . 8 56.

4. Schule und Haus ſollen in der Erziehung der Kinder zuſammen⸗

wirken . Dieſe Zuſammenarbeit zu fördern , iſt der Zweck der den Schülern

halbjährlich auszuſtellenden Zeugniſſe . Die Eltern ſollen dadurch in Stand

geſetzt werden , ſich über das Verhalten und die Leiſtungen ihrer Kinder

zu unterrichten , um gegebenenfalls nach der einen oder anderen Richtung

helfend und unterſtützend eintreten zu können . Durch die Vorſchrift , wo⸗

nach die Kenntnisnahme der Eltern von dem Zeugnis durch Unterſchrift

beſcheinigt werden ſoll — zu verlangen iſt im allgemeinen ſtets die Unter⸗

ſchrift des Vaters — ſoll nur die Gewißheit darüber geſchaffen werden ,

daß der Schüler ſeiner Verpflichtung zur Vorzeigung des Zeugniſſes ge⸗

nügt hat .

Eine gegebenenfalls unter Anwendung öffentlicher Strafen er⸗

zwingbare Verpflichtung der Eltern oder Fürſorger zur Unter⸗

zeichnung des Zeugniſſes beſteht nicht . Der mit der Ausſtellung des Zeug⸗

niſſes verfolgte Zweck der Kenntnisnahme durch die Eltern iſt auch er⸗

reicht , wenn die Eltern die Unterſchrift verweigern . Geſchieht die Ver⸗

weigerung der Unterzeichnung in einer Form oder unter Umſtänden , aus

denen geſchloſſen werden kann , daß die Eltern keinen Wert darauf legen ,

über die Leiſtungen und Fortſchritte des Kindes weiterhin unterrichtet zu

werden , ſo kann von der Übergabe des Zeugniſſes an den Schüler zur

Vorlage an ſeine Eltern ſo lange Umgang genommen werden , bis die

Eltern wieder einen hierauf bezüglichen Wunſch äußern . Das Zeugnis
ſelbſt iſt aber auch weiterhin vorſchriftsgemäß auszufertigen . Das gleiche
Verfahren kann auch bei einer Beſchädigung des Zeugniſſes oder im

e der Beifügung beleidigender Außerungen (Ziff . 2) eingehalten
den .

Wſij
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Abſtufung der Noten .

§ 48.

( Bei Ausſtellung der Zeugniſſe ſind folgende Noten anzu⸗wenden :

à) für Betragen :

ganz befriedigend ,
8 tadelnswert ;

b) für Fleiß und Aufmerkſamkeit ſowie für die Leiſtungen :
1 ſehr gut ,
2 — Aut ,
3 mziemlich gut ,
1 hinlänalich ,

5 =ungenügend .
2) Zwiſchennoten ſind nicht zuläſſig .
2

3) Die Notenabſtufung iſt auf den Zeugniſſen anzugeben .

6

4 )
hiefür in

0

Wird die dritte Betragsnote gegeben , ſo ſind die Gründe
Zeugnis kurz anzugeben .

(5) Die Note für Fleiß und Aufmerkſamkeit iſt unabhängigvon der Beurteilung der Leiſtungen zu erteilen .

Die hier vorgeſehene Notenabſtufung iſt für Schüler der Hilfs⸗klaſſen nicht anwendbar . Die Leiſtungen ſolcher Schüler ſind , an demMaßſtab der ordentlichen Schüler gemeſſen , beſtenfalls „hinlänglich “ , mei⸗ſtens aber ungenügend oder ſchlecht . Eine ſolche Wertung ihres Kenntnis⸗ſtandes müßte aber auf die Schüler wie auf ihre Eltern unter Umſtändenlähmend wirken und auch die ſpätere Zuführung der Schüler zu einer
geeigneten Beſchäftigung erſchweren . Dieſen Verhältniſſen ſoll dadurchRechnung getragen werden , daß die Leiſtungen der Schüler nicht in einerNote , ſondern in einer kurzen Anführung der erreichten Kenntniſſe undFertigkeiten gekennzeichnet werden , 3. B.

Für Religion : verſteht notdürftig die für das erſte Schuljahrvorgeſchriebenen kleineren Gebete .
Für Leſen : Geläufig mit Verſtändnis ; zwar geläufig aber nichtmit genügendem Verſtändnis ; lautrichtig , langſam mit Verſtändnis uſw .
Für Rechnen : Sicher bis 100 mit Verſtändnis für den rech⸗neriſchen Verkehr ; ſicher bis 100 mit geringem Verſtändnis uſw .
Für Schreiben : Deutlich und gefällig ; deutlich ; leſerlich ; mangel⸗haft uſw .

Für Betragen und Fleiß ( einſchließlich Aufmerkſamkeit iſt die allge⸗
mein geltende Abſtufung beizubehalten . Dabei wird aber dem krank⸗
haften Zuſtand des Kindes immerhin entſprechend Rechnung zu tragenſein . Das UM. hat mit Erlaß vom 17. Mai 1919 die Ausſtellung der
Zeugniſſe nach dieſen Geſichtspunkten vorgeſchrieben . Das vorgeſchriebeneMuſter IX erleidet hiernach folgende Veränderungen : Die Zeugniſſe ſindhalbjährlich jeweils auf einem beſonderen Blatt — nicht in einem Zeug⸗
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ft — auszuſtellen und haben zu enthalten : Im Eingang die Perſo⸗

nalangaben , wie ſie in Muſter IX Seite 1 vorgeſchrieben ſind unter Bei⸗

fügung der Worte „ et . Schülerlin) der Hilfsſchule , Klaſſe . . 85

die Notenabſtufungen a, für Betragen b, für Fleiß und Aufmerk⸗

ſamkeit ſowie die Beurteilung des Schülers in Betragen , Fleiß und Auf⸗

merkſamkeit und die Angaben über das Maß der erreichten Kenntniſſe

und Fertigkeiten in den Fächern : Religion , Deutſche Sprache , Rechnen ,

Erdkunde , Naturkunde , Geſang , Turnen , Handarbeiten unter Beifügung

etwa für nötig erachteter „ Beſonderer Bemerkungen “ .

Wegen Ausſtellung des Abgangszeugniſſes vergl . § 56.

2. Zu Abſ . 3. Bezüglich der Faſſung der für die dritte Betragens⸗

note beizufügenden Begründung vergl . § 47 Abſ . 2 und Bmkg .

nishe

Verſetzung .
§ 49.

(10 Die Verſetzung der Schüler in die nächſthöhere Klaſſe oder

Abteilung wird am Schluſſe des Schuljahres ausgeſprochen und

in den Zeugniſſen vermerkt .

5
( 2) Probeweiſe Verſetzungen ſind nicht zuläſſig , Rückver⸗

ſetzungen während des Schuljahres nur auf Antrag der Eltern

oder ihrer Stellvertreter .

Darüber , ob ein Schüler das Maß der Kenntniſſe , das im Unterrichts⸗

plan für den betreffenden Jahrgang vorgeſchrieben iſt , erreicht hat oder

nicht , muß am Ende des Schuljahres en dgültig entſchieden

werden . Hiernach iſt eine pro bew eiſe Verſetzung , wie ſie bei nicht⸗

genügenden Kenntniſſen in einem einzelnen Fach an den höheren Schulen

ſtattfinden kann , für die Volksſchulen ausgeſchloſſen — vergl . übrigens

§8 51 —. Desgleichen dürfen Rückverſetzungen in einen niederen Jahr⸗

gang während der Dauer des Schuljahres von Amtswegen nicht ſtatt⸗

finden . Dementſprechend müſſen auch Schüler , die von einer anderen

Volksſchule kommen , in den Jahrgang eingereiht werden , dem ſie an der

ſeither beſuchten Volksſchule angehörten bezw . bei Verbleiben in der⸗

ſelben angehören würden . Einem Antrag der Eltern auf Rückverſetzung

iſt nur dann zu entſprechen , wenn die Rückverſetzung im Intereſſe des

weiteren Fortkommens des Kindes geboten erſcheint.

Nichtverſetzung .
8 50.

( J Hat ein Schüler das Maß der vorgeſchriebenen Kenntniſſe

und Fertigkeiten nicht erreicht , ſo daß er dem Unterrichtsgang in

den Hauptfächern der nächſthöheren Klaſſe oder Abteilung vor⸗

ausſichtlich nicht zu folgen vermag , ſo iſt er in ſeiner Klaſſe oder

ilung ein weiteres Jahr zurückzubehalten . Insbeſondere

en Schüler des unterſten Jahrgangs , die im Deutſchen oder
Rechnen die Klaſſenaufgabe nicht bewältigt haben , nicht ver⸗

S
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ſetzt werden . Im allgemeinen iſt dahin zu ſtreben , daß die
Schüler wenigſtens ein Jahr lang am Unterricht der Oberſtufe
( ſechſtes bis achtes Schuljahr ) teilnehmen .

( 2) Schüler , die nach zweijährigem Beſuch des erſten Schul⸗
jahres die Grundlagen des Leſens und Rechnens nicht beherrſchen ,
ſind , wenn ſie nicht einer Hilfsklaſſe zugeteilt werden , dem Kreis⸗
ſchulamt anzuzeigen .

81

1. Im allgemeinen ſoll , um den Schülern die Aneignung des für das
bürgerliche Leben notwendigen Wiſſensſchatzes der Volksſchule nach Tun⸗
lichkeit zu ermöglichen , die Verſetzung , zumal wenn ſchon einmal eine
Zurückbehaltung ſtattgefunden hat , nur dann verweigert werden , wenn
die Kenntniſſe in einem Hauptfach ſo unzureichend ſind , daß der weitere
Aufbau in den folgenden Klaſſen als ausgeſchloſſen erſcheint .

Da der Wiſſensſtoff gerade der oberen Schuljahre für die Schüler
von beſonderer Bedeutung iſt , ſollte nach dem Übergang in den ſechſten
Jahrgang nur in ganz zwingenden Fällen von einer Verſetzung Umgang
genommen werden . Als erſtrebenswert muß es bezeichnet werden , daßdie Schüler am Unterricht der Oberſtufe nicht nur ein , ſondern wenig⸗ſtens zwei Jahre teilnehmen .

2. Das Kreisſchulamt hat nach Feſtſtellung der Urſachen für das Zu⸗
rückbleiben eines Schülers die zu ſeiner Förderung nach Lage des Falles
entſprechenden Anordnungen zu treffen und deren Vollzug zu überwachen .

Förderklaſſen .

§ 51 .

Ign großen Schulen können die nichtverſetzten Schüler in be⸗
ſonderen Förderklaſſen mit kleinen Schülerzahlen vereinigt wer⸗
den . Anderweite Einrichtungen zur Förderung zurckgebliebener
Schüler bedürfen im einzelnen Fall der Genehmigung des Unter⸗
richtsminiſteriums .

Die Einrichtung von Förder⸗ oder Wiederholungsklaſſenſoll die Möglichkeit bieten , die nichtverſetzten Schüler in beſonderen Ab⸗
teilungen bei beſchränkter Schülerzahl durch einen intenſiv betriebenen
Unterricht ſoweit zu fördern , daß ſie am Ende des Schuljahrs in die
ihrem Jahrgang entſprechende Normalklaſſe wieder eintreten können . Die
Zuweiſung in die Förderklaſſe erfolgt durch den Schulleiter ; ſie iſt fürdie davon betroffenen Schüler verbindlich . Wird das mit der Zuweiſung
erſtrebte Ziel nicht erreicht , ſo treten die Schüler wieder in diejenige
Klaſſe zurück , der ſie bei Vollzug der ſ. Zt . ausgeſprochenen Nichtver⸗
ſetzung angehören würden . Eine Weiterführung der Förderklaſſen als
Klaſſen für weniger begabte Schüler geht über Zweck und Abſicht der
Beſtimmung des § 51 hinaus . Die Faſſung der Beſtimmung ſchließt nicht
aus , daß die Einrichtung auch an anderen als großen Schulen , ſofernein Bedürfnis dafür vorliegt , getroffen wird . Sie bedarf in jedem Fallder Genehmigung durch das UM.

24
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Neben dieſer als dauern de Einrichtung vorgeſehenen Veranſtal⸗

tung können durch die Kreisſchulämter auch anderweite , dem jeweiligen

Bedürfnis angepaßte Vorkehrungen zur Förderung zurückgebliebener

Schüler getroffen werden — wie Nachhilfekurſe in einzelnen Fächern .

Eine ſolche Einrichtung iſt nur möglich , wenn die Lehrer innerhalb ihres

Pflichtſtundenmaßes noch zu einer weiteren Leiſtung beigezogen werden

können . Hat die Ortsſchulbehörde ihre Zuſtimmung dazu erteilt , ſo be⸗

deutet dies für die betreffenden Schüler eine , ſie zum Beſuch verpflich⸗

tende Erweiterung des Unterrichts . Andernfalls iſt die Teilnahme an

der Einrichtung eine freiwillige .

Zuſtändigkeit zur Verſehung .

( J ) über die Verſetzung der Schüler entſcheidet auf Antrag

des Klaſſenlehrers der Schulleiter ( Rektor ) oder der erſte Lehrer .

Wenn die Verſetzung zweifelhaft iſt , ſo hat der Entſcheidung eine

beſondere Prüfung voranzugehen .

( 2) An Volksſchulen , für die ein Schulleiter ( Rektor ) oder

eſter Lehrer nicht beſtellt iſt , ſteht die Entſcheidung über die Ver⸗

ſetzung der Geſamtheit der Lehrer zu. Dabei wird die Verſetzungs⸗

prüfung von dem dienſtälteſten Hauptlehrer vorgenommen . Wenn

unter den Lehrern eine Einigung nicht zuſtande kommt , iſt die

Entſcheidung des Kreisſchulamts einzuholen .

ſchulen , an denen zur Zeit der Beſchlußfaſſung

über die Verſetzung nur unſtändige Lehrer angeſtellt ſind , hat das

Kreisſchulamt über die Verſetzung zu entſcheiden . Dem Kreisſchul⸗

amt iſt zu dieſem Zweck ſechs Wochen vor Schluß des Schuljahres

ein Auszug aus der Handliſte , der die Namen der Schüler und die

ihnen im Sommer - und Winterhalbjahr erteilten Noten zu ent⸗

halten hat , mit dem Antrag des Klaſſenlehrers vorzulegen .

( 3) Für Volks

Die SchBo . führt in § 31 Ziff . 2 Buchſt . cunter den Gegenſtänden ,

die der Beratung der Lehrerverſammlung zu Unterbreiten ſind „die Ver⸗

ſetzung der Schüler “ auf . Wenn dieſe Beſtimmung entgegen ihrem

Wortlaut ſo auszulegen iſt . daß die von der Lehrerverſammlung kund⸗

gegebene Auffaſſung für den Schulleiter bindend iſt , und ihm dagegen

nur das Recht des Einſpruchs und der Anrufung des Kreisſchulamtes zu⸗

ſteht ( bergl . BDmkg. zu § 33 SchBo ) ) , ſo enthelt ſie eine weſentliche Ein⸗

ſchränkung des dem Schulleiter nach der Schd . zuſtehenden Rechts . Das

Gleiche gilt im Hinblick auf 8 47 SchBVo . für den erſten Lehrer . Die

Anwendung der 8§s 31, 33 und 47 SchBVo . hätte hiernach zur Folge ,

daß , falls die Lehrerverſammlung den Anträgen des Schulleiters nicht

nmen ſollte , 2 1 außer Kraft geſetzt würde und Abſ . 2 zur An⸗

di) ung zu kommen hätte .
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Ferien .

Allgemeine Ferien und freie Tage .

§ 53 .

( 1) An allen Volksſchulen ſind die Tage vom 24 . Dezember
bis mit 2. Januar und vom Palmſonntag bis einſchließlich Mon⸗f

weißen S

38
nach dem onntag ſowie die gemeinſchaftlichen Feier⸗

( Chriſti Himmelfahrt und Pfingſtmontag ) ſchulfrei . Iſt
Tag vor den Weihnachtsferien ein Montag , ſo beginnen

ien bereits mit dieſem Tag , während ſie , wenn der erſte
ltag nach den Ferien ein Samstag wäre , erſt mit dem darauf —

folgenden Sonntag endigen .
( 2) An den gebotenen katholiſchen Feiertagen iſt der Unter⸗

jedenfalls für die katholiſchen Schüler , und wenn an der
hule Lehrer katholiſchen Bekenntniſſes angeſtellt ſind , für

Schüler frei zu geben . Für Volksſchulen jedoch , an denen die
hl der katholiſchen Schüler und Lehrer im Vergleich zur Geſamt⸗

ältnismäßig geringe iſt , kann auf Antrag der Orts⸗
» durch das Kreisſchulamt nach Anhörung des Bezirks⸗

Uts geſtattet werden , daß der Unterricht abgehalten wird . In
dieſem Fall ſind aber jedenfalls neben den katholiſchen Schülern
auch die katholiſchen Lehrer vom Unterricht zu befreien . Die Ab⸗
haltung von Religionsunterricht im Schulhaus durch den Geiſt⸗
lichen des in der Mehrheit befindlichen evangeliſchen Bekenntniſſes
an dieſen Tagen iſt ſtatthaft .

( 3) Ob in einzelnen Gemeinden noch weiter beſtimmte Tage
allgemein frei

zu geben ſind , entſcheidet auf Antrag der Ortsſchul⸗
behörde das Unterrichtsminifterium unter Berückſichtigung der
örtlichen Gebräuche und Sitten . Zur Ausſetzung des Unterrichts
an einzelnen Tagen aus beſonderer Veranlaſſung iſt das Kre
ſchulamt zuſtändig .

0
1. Abſ . 1 Satz 1 gibt die durch VO. des UM. vom 30. März 1922— ABl . Nr . 15 —feſtgeſtellte Faſſung . Als weiterer allgemeiner Feier⸗

tag kommt hinzu der 11. Auguſt als Reichsverfaſſungsta g ( VO.des St . M. vom 21. Juli 1923 — Geſ . und VOBl . Nr . 39) . Die Bktm .
des UM. vom 18. Juni 1926 — ABl . Nr . 25 — beſtimmt hinſichtlich der
Feier dieſes Tages :

In denjenigen Schulen , in welchen der Verfassungstagdes Deutschen Reichs ( 11. August ) , in die Zeit der Ferien
källt , ist alljährlich am letzten Tag vor den Ferien eine
würdige Schulfeier abzuhalten , deren Ausgestaltung den
Schulvorständen überlassen bleibt . Die Schüler haben andiesem Tage schulfrei .

Nicht zu den freien Tagen gehört der 1. Mai .
25 Katholiſche Feiertage ſind : Dreikönig (6. Januar ) , Peterund Paul ( 29. Juni ) , Mariä Himmelfahrt ( 15. Auguſt ) , Allerheiligen
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( . November ) , Mariä Empfängnis ( . Dezember ) . Edsh . Vo . vom

18. Juni 1892 § 1 Ziff . 2 und Bktm . des UM. vom 10. Juli 1912,

SchVOBl . Nr . XVII . Der Fronleichnamstag iſt nach §8 1 Ziff . 1

der Ldsh . VO. vom 18. Juni 1892 in Gemeinden , in denen das kathol .

Bekenntnis Pfarrechte hat , a llügemeiner Feiertag . Für ſeine

Feier gelten die gleichen Beſtimmungen wie für den Sonntag . Das

Miniſterium des Innern iſt aber nach der Ldsh . VO. vom 20. Februar

1907 ermächtigt , hievon für einzelne Gemeinden eine Ausnahme zu be⸗

willigen , d. h. den Fronleichnamstag ſeines Charakters als allgemeiner

Feiertag zu entkleiden . ( Das Gleiche gilt für den hier , weil immer in die

Oſterferien fallend , nicht in Betracht kommenden Karfreitag ) . Von dieſer

Ermächtigung wird übungsgemäß nur für ſolche — Filial — Orte Ge⸗

brauch gemacht , in denen das katholiſche Bekenntnis zwar Pfarrechte

beſitzt , aber nur in verhältnismäßig geringer Zahl vertreten iſt und ſeit⸗

her einen öffentlichen Gottesdienſt nicht abhielt . Wo das Miniſterium des

Innern von der Beſtimmung im Einverſtändnis mit dem von ihm ſtets

befragten Kultusminiſterium Gebrauch macht , gilt der Fronleichnamstag

als katholiſcher Feiſertag im Sinne des Abſ . 2.

3. Als Tage , auf die Abſ . 3 Satz 1 Anwendung findet , kommen in

der Regel ſolche in Betracht , die in einzelnen — meiſt katholiſchen — Be—

meinden nach althergebrachter Übung als beſondere Feſttage gefeiert

werden , wie das Feſt des Kirchenpatrons , der Allerſeelentag , in einzelnen

Gemeinden der Bar und des Seekreiſes auch ein Faſtnachtstag , nicht aber

Markttage u. dergl . Wo der Allerſeelentag nicht als Feiertag in Betracht

kommt , iſt den katholiſchen Schülern wenigſtens die Zeit zum Beſuch

des Gottesdienſtes freizugeben . Fällt der 2. November auf einen Sonn⸗

tag , ſo wird Allerſeelen am darauffolgenden Montag gefeiert.

Übungsgemäß finden an allen Volksſchulen alljährlich in der guten

Jahreszeit Schülerausflüge ſtatt . Einer beſonderen Entſchließung

zur Freigabe des hiefür in Ausſicht genommenen Tages durch das Kreis⸗

ſchulamt bedarf es nicht . Wohl aber iſt das Vorhaben unter Angabe

des in Ausſicht genommenen Tages und des Zieles des Ausflugs dem

Kreisſchulamt und , ſofern die Vorbereitungen dafür nicht im Benehmen

mit der Ortsſchulbehörde ſtattgefunden haben , auch dieſer rechtzeitig an⸗

zuzeigen . Mit den Ausflügen ſoll in der Regel ein belehrender Zweck ver⸗

bunden werden . Sie ſollen ſich in entſprechenden Grenzen halten , jeden⸗

falls nicht über einen Tag ausgedehnt werden und ſich nach jeder Rich⸗

tung , ſowohl was die körperliche Anſtrengung als auch die aufzuwenden⸗

den Koſten angeht , innerhalb der Grenzen der Leiſtungsfähigkeit der

Kinder und ihrer Eltern halten . Insbeſondere iſt darauf zu achten, daß

die Schüler zumal aus nicht geſchloſſenen Ortſchaften rechtzeitig nach

Hauſe kommen . Über die für ſolche Ausflüge von ſeiten der Eiſenbahnen

gewährten Vergünſtigungen und der dabei zu benützenden Züge geben

die alljährlich vom UM . im ABl . bekannt gegebenen Anordnungen der

Eiſenbahnverwaltung Auskunft .

Da
es ſich bei den Ausflügen für die Lehrer nicht um die Erfüllung

einer dienſtlichen Aufgabe handelt , ſteht ihnen ein Anſpruch auf Reiſe⸗

koſtenerſatz und Aufwandsentſchädigung nicht zu. Wegen des Rauchver⸗
s für die Schüler vergl . SchB . § 60 und wegen der, Haftung der

die Bmig zu § 14 der Verordnung über die Dienſtpflichten der

Abſchnitt VI 6.

KoleernJale U
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Jeſtſetzung der einzelnen Ferienabſchnitte .

( Abgeſehen von den in § 53 genannten Ferien betragen die
Ferien für das Kalenderjahr im ganzen acht Wochen und an Volks⸗
ſchulen , an denen die Unterrichtszeit in den oberen fünf Jahr⸗
gängen auf mindeſtens dreißig Wochenſtunden feſtgeſetzt iſt , neun
Wochen . Wenn die Bedürfniſſe des Landbaues es in einer Ge⸗
meinde dringend erfordern , können die Ferien für das betreffende
Jahr ausnahmsweiſe mit Genehmigung des Kreisſchulamts für
die drei oberen Jahrgänge um eine Woche verlängert werden . Die
Übertragung eines Ferienreſtes von einem Jahr auf das andere
iſt nicht zuläſſig .

( 2) Die Dauer eines einzelnen Ferienabſchnittes ſoll den
Zeitraum von fünf Wochen nicht überſteigen . Die Ferien beginnen
mit dem auf den letzten Schultag folgenden Tag . Die in einem
Ferienabſchnitt und am Schluß eines ſolchen liegenden Sonn⸗ und
Feiertage ſind in die Ferien einzurechnen .

( 3) Die Ortsſchulbehörde beſchließt unter Berückſichtigung der
örtlichen Verhältniſſe über die Verteilung der Ferien . Der Be⸗
ginn und die Dauer der Ferien ſind dem Kreisſchulamt durch den
( erſten ) Lehrer oder den Schulleiter ( Rektor ) jeweils rechtzeitig
unter Bezeichnung des erſten und letzten Ferientages ſowie unter
Angabe der im Kalenderjahr bereits vorausgegangenen Ferien
anzuzeigen .

( ) Von der Feſtſetzung der Ferien ſind auch die einzelnen
Lehrer einſchließlich der Geiſtlichen , die den Religionsunterricht
erteilen , und der Lehrerinnen für weibliche Handarbeiten recht⸗
zeitig zu verſtändigen .

1. Nach einem von dem Reichsamt des Innern ausgegangenen Vor⸗
ſchlag ſollen die Ferien einheitlich für das ganze Reich an allen Schulenjährlich auf 85 Tage feſtgeſetzt werden . In die Zahl 85 ſind etwaigeFeiertage und ſonſtige freie Tage , ſofern ſie in die einzelnen Ferienab⸗ſchnitte fallen , einzurechnen . Nach dieſer Norm ſind die Ferien für dieHöheren Lehranſtalten feſtgeſetzt . Für die Volksſchulen beträgt dieZahl der nach 8 53 Abſ . 1 als Ferien freizugebenden Tage 25, ſodaß ſich
unter Hinzurechnung von acht bezw . 9 Wochen 81 bezw . 88 Ferientage
ergeben . Berückſichtigt man , daß hiezu an den meiſten Schulen außerden gebotenen katholiſchen Feiertagen noch der Allerſeelentag und einer
der Faſtnachtstage oder der Aſchermittwoch und an ländlichen Volks⸗
ſchulen vielfach noch einzelne nach § 53 Abſ . 3 freigegebene Tage kommen ,
1o wird , abgeſehen von der in Abſ . 1 für ländliche Gemeinden unter Um⸗ſtänden für die oberen 3 Jahrgängen noch eintretenden weiteren Ferien ,
die Zahl von 85 Ferientagen an der überwiegenden Zahl von Volks⸗
ſchulen erreicht und zum teil ſogar überſchritten .
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2. Die So llvorſchrift des Abſ . 2 bietet die Möglichkeit , an Orten

mit höheren Lehranſtalten die Sommerferien für die Volksſchulen mit Ge⸗

nehmigung des UM. auf die für dieſe Anſtalten verordnungsgemäß be⸗

ſtimmte Zeit feſtzuſetzen . In Rückſicht auf die an den Volksſchulen der

Städteordnungsſtädte in dieſer Hinſicht ſchon beſtandene Übung hat das

UM. mit Erlaß vom 26. Januar 1914 für dieſe Schulen die Genehmigung

hiezu ausdrücklich erteilt . Tatſächlich werden an den Volksſchulen der

Städte die Ferien in Übereinſtimmung mit den Ferien der höheren Lehr⸗

anſtalten feſtgeſetzt . Vergl . § 78 a. E.

Wenn der letzte Schultag ein Samstag iſt , ſo wird nach ſtets geübter

Praxis der darauffolgende Sonntag zu der vorangegangenen Woche ge⸗

rechnet , ſodaß die Ferien erſt mit dem folgenden Montag beginnen . Da⸗

gegen iſt ein dem letzten Schultag — oder wenn dieſer ein Samstag iſt ,

dem darauffolgenden Sonntag — nachfolgender Feiertag in die Ferien

einzurechnen .
3. Die Anzeige über die Ferien ſoll vor deren Beginn erſtattet wer⸗

den . Der im amtlichen Text der Schulordnung ſich findende Ausdruck

„Schuljahr “ iſt durch das UM. als Druckfehler in „Kalenderjahr “ be—

richtigt worden .
J. Wo ein Schulleiter oder erſter Lehrer beſtellt iſt , hat die Benach⸗

richtigung der übrigen Lehrer durch dieſen zu erfolgen , ebenſo die des

Geiſtlichen , ſofern derſelbe nicht als Mitglied der Ortsſchulbehörde bei der

Beſchlußfaſſung über die Ferien mitgewirkt hat .

Schulentlaſſung .

855 .

( J ) Am Ende des Schuljahres ſind alle diejenigen Schüler zu

entlaſſen , welche die Schule bis dahin acht Jahre lang beſucht und

bis zum folgenden 30 . April das vierzehnte Lebensjahr vollendet

haben .
( 2) Schüler , welche aufgrund des § 2 Abſatz 2 des Schul⸗

geſetzes verſpätet in die Schule eingetreten ſind , müſſen entlaſſen

werden , wenn ſie bis zum folgenden 30 . April das fünfzehnte

Lebensjahr zurückgelegt haben .

( 3) Die Klaſſenlehrer haben Verzeichniſſe der zu entlaſſenden
Schüler aufzuſtellen und der Ortsſchulbehörde vorzulegen . Wo

ein Schulleiter ( Rektor ) oder ein erſter Lehrer beſtellt iſt , hat

dieſer die Vorlage zu machen . Die Verzeichniſſe müſſen enthalten :

Vor⸗ und Zuname der Schüler , Ort und Zeit der Geburt ,

Religionsbekenntnis Name und Wohnort der Eltern , die Noten

über Betragen , Fleiß und Leiſtungen in den einzelnen Unter⸗

richtsfächern , die Angabe , in welchem Jahrgang ſich der Schüler

befindet und ſeit wann .

4 ) Die Verzeichniſſe ſind jahrgangweiſe zu

ſtens acht Jahre lang aufzubewahren .

1. Iſt ein Schüler — abgeſehen von dem Falle des Abſ . 2 — aus

Verſchulden ſeines Erziehungsberechtigten der Volksſchule verſpätet

heften und minde⸗
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zugeführt worden , ſo iſt er erſt nach Beendigung eines achtjährigen Schul⸗
beſuchs zu entlaſſen . Beträgt die Verſpätung mehr als ein Jahr , ſo hatdie Beſtimmung in Abſ . 2 ſinngemäß zur Anwendung zu kommen .

2. Schüler der in § 2 bezeichneten Art ſind in jedem Fall , auch wenn
ſie zwei Jahre zu ſpät in die Schule eingetreten ſind , nach einem weiteren
einjährigen Schulbeſuch zu entlaſſen . Vergl . SchG . § 2 Seite 9.

3. SchBVO . § 39 Ziff . 1. Nach SchBVoO . § 44 Ziff . 10 hat an den
Volksſchulen in Städten die Vorlage an die Ortsſchulbehörde zu unter⸗
bleiben . Vergl . auch §8 78.

4. Vergl . § 15.

Schulentlaſſungsfeier .

§8 56 .

Die Entlaſſung der Schüler erfolgt in einem feierlichen Akt ,
zu dem die Mitglieder der Ortsſchulbehörde einzuladen ſind , durch
den Vorſitzenden der Ortsſchulbehörde oder in ſeinem Auftrag
durch den Lehrer . Die zur Entlaſſung kommenden Schüler er⸗
halten ein von dem Klaſſenlehrer und dem Vorſitzenden der Orts⸗
ſchulbehörde zu unterzeichnendes Abgangszeugnis nach dem an⸗
liegenden Muſter X. An Volksſchulen , für die ein Schulleiter
( Rektor ) oder ein erſter Lehrer beſtellt iſt , haben dieſe anſtelle des
Vorſitzenden der Ortsſchulbehörde die Entlaſſung vorzunehmen
und die Abgangszeugniſſe zu unterzeichnen .

§ 78. SchBVo . § 18. 8§ 44 Ziff . 10. Vo . über die Dienſtſtellenaus⸗
ſchüſſe vom 25. Mai 1921 § 3 Buchſt . b.

An den ſtädtiſchen Volksſchulen erfolgt die Schulentlaſſung an den
einzelnen Schulabteilungen in der Regel durch die Oberlehrer unter Ein⸗
ladung der Eltern der zur Entlaſſung kommenden Schüler .Von beſonderer Bedeutung iſt für die aus der Volksſchule abgehenden
Schüler die Frage des von ihnen zu ergreifenden Berufs . Die Schule
ſoll ihnen dabei belehrend und unterſtützend zur Seite treten . Das UM.
hat über die Beru fsberatung in den nachſtehend abgedruckten Be⸗
kanntmachungen vom 29. Mai 1922 — ABl . Nr . 23 — und vom 17. Feb⸗
ruar 1922 — ABl . Nr . 7 — folgende Anordnungen getroffen .

I. Be kanntmae hun g
vom 29. Mai 1922 .

An die Schulbehörden und Lehrer der Volksschulen und
an die Direktionen und Lehrer der Höheren Schulen .

Nach Artikel 148 der Verfassung des Deutschen Reichs
ist in allen Schulen sittliche Bildung , staatsbürgerliche Ge -
sinnung , persönliche und berufliche Tüchtig⸗
keit im Geiste des deutschen Volkstums und der Völkerver -
söhnung zu erstreben . Um unsere Schüler ind Schülerinnen
zu berufstüchtigen und berufsfreudigen Staatsbürgern heran -
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daß der Frage der Mit wirkung
ist es ei

rlich ,
beratung besondere Aufmerksam -zubilden ,

der Schulen bei der Berufs

keit zugewendet wire d.

ist Aufgabeder Erziehunt rbeit , welche

Schule zu leisten hat , Schüler und Schüler innen der

igung zuzuführen , zu der sie berufen sind , dieselben

z ur rechten Berufswahl zu er z iehen und bei

dem folgenschwersten Schritt im Leben , bei der Berufswahl ,

in jeder Weise zu unte rstützen . Dabher wird im Unterricht

Bedacht zu ne b men sein , bei sich bietender Gelegen -

auf den inneren Wert der Arbeit und die

wahl hinzuweisen .

die
Lebensbet :

darauf
heit immer wiede

sittliche Notwendigkeit der rechten Berufs

wird bei Beschtunk der Anlagen und Fähig⸗

ilerinnen in der ein , unter

eines ungeeign

Die Schule
keiten der Schüler und 8Schũ
Umständen vol der Ergreifung

zu warnen oder die getrof ktene Wahl durch ein

Urteil zu unterstützen . Sie hat ferner den

Schülerinnen in den verschiedensten Unterricht

durch besondeére Veranst ungen wie Vorträge ,

gungen , Lichtbildvorführungen . Elternabende usw .

in das 6 1918 und Wirtschaftsleben zu gewährer

Ergänzung der Sebie die berufskur idliche Lit
örtlichen

ratur Ga zu berücksichtigen und mit der

icht vorhanden si mit den
Arbeitsämtern und , wWo solche ni

Berufsberatungsstellen von Vereinen und Organisationen in

Beziehung zu treten . Außerdem sind erforderlichenfalls jie-

weils gegen Schluß des ljahres Sprechstunden für die

Berufsberatung für Eltern unc

Die eigentliche fa chliche Be rufsberatung

( auch die Le rbb entlen usw . ) i
84

den Arbeits -

deren Bestrebungen von seiten

835 ruie

Schi 1
1 Schüler einzurichte

zmternzuüberlassen ,
der Schule tunlichst zu fördern

Volksschule verweisen wir auf unsere
Für den Bereich der V.

J8. ( Anitsblatt Seite 56 57).
Bekanntmachung vom 17. Febr . If.

Bekanntmachung

vom 17. Februar 1922 .

Zur Förderung einer erfolgreichen Berufsberatung ordnen

Wir folgendes an :

1. Alle Lehrer und Lehrerinn ien
Ichenklassen . namentlich die Lehrer in den

Gemeinden , sollen die abgehende n Schule r und 8

darauf aufmerksam machen , wWie v. ichtig es für

alsbald nach der Schulentlassung einem Beruf , der Sie später

ernährt . oder einer geeigneten Beschäftigung zuzuwenden ,

kerner was sie tun müssen , um sich für den gewählten Beruf

gründlich auszubilden , und welche Schritte die Atern hier -

wegen zu tun haben .

2. Die Volksschulrektorate und

geben die Fragekarten , die ihnen von den

der obersten Knaben -
gröheren

nülerinnen
516 „

und

( ersten ) Lehrer über⸗

Arbeitsämtern un⸗
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mittelbar oder auf Wunsch , soweit Vorrat vorhanden ist , 7 —gestellt werden , den Lehrern der obersten Klassen .
3. Die Lehrer der obersten Klassen übergeben denSchülern und Schülerinnen die Fragekarten , damit sie undihre Eltern eine zweckmäßige Entscheidung für die Berufs -wahl treffen .
4. An Orten , an denen Arbeitsämter bestehen , sind dieSchüler und Schülerinnen auf diese hinzun eisen , und es istihnen zu empfehlen , die für sie oder ihre Eltern weitsr

wWünschenswerte Auskunft bei diesen einzuholen . Wo Arbeits -ämter nicht vorhanden sind , ist auf die soustigen Berufsbe -
ratungsstellen zu verweisen .

Die Schulbehörden und Lehrer werden ersucht , die Tätig -keit der Arbeitsämter in Sachen der Berufsberatung nach
Möglichkeit zu unterstützen .

Sffentliche Prüfung .

8 96 .

( 1) Wo nach Beſchluß der Ortsſchulbehörde am Schluſſe des
Schuljahres eine beſondere Prüfung der Schüler ſtattfindet , iſt
dieſe in Gegenwart der Mitglieder der Ortsſchulbehörde durch
den Schulleiter ( Rektor ) oder den ( erſten ) Lehrer abzuhalten .

2 ) Wenn die Ortsſchulbehörde beſchließt , daß zu dieſer Prü⸗
fung auch die Eltern der Schüler zugelaſſen werden ſollen , haben
ſämtliche an der Schule wirkende Lehrer der Prüfung anzu⸗wohnen .

SchBO . 8§ 18.

Die in § 51 der Scho . vom 27. Februar 1894 enthaltene Beſtimmung ,
daß an jeder Schule am Schluß des Schuljahrs eine Prüfung abzu⸗
halten ſei , wurde in die neue Schulordnung nicht übernommen . Wo je⸗
doch die Abhaltung einer Prüfung von der Bevölkerung gewünſcht wird ,
ſoll die Ortsſchulbehörde befugt ſein , eine ſolche anzuordnen . Tatſächlichwird von dieſer Befugnis wohl kaum Gebrauch gemacht . In Rückſichthierauf wurde auch von der Erlaſſung beſonderer Vorſchriften über dieArt der Abhaltung der Prüfung abgeſehen . Auch zu § 51 der früherenSchd . iſt eine ſolche Vollzugsverordnung nicht ergangen . Die bis aufweiteres in Geltung gebliebene Inſtruktion des vorm . OSchR . vom 18.Februar 1868 über die am Schluſſe des Schuljahrs von der Ortsſchulbe —hörde vorzunehmenden öffentlichen Prüfungen iſt mit der Aufhebung derdes § 51 der Scho . vom 27. Februar 1894 über die verpfichtendeAbhaltung ſolcher Prüfungen gegenſtandslos geworden .

Jahresbericht .

§ 58 .

( ) Am Ende des Schuljahres hat der Schulleiter (Rektor )oder der lerſte ) Lehrer , wenn für die Schule kein gedruckter
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Jahresbericht herausgegeben wird , an das Kreisſchulamt einer

Schulbericht zu erſtatten , der anzugeben hat :

1. die Verteilung der einzelnen Schuljahre in die vorhandenen

Klaſſen ,

2. die an der Schule wirkenden Lehrer und den Umfang ihrer

Beſchäftigung im Sommer⸗ und Winterhalbjahr ,

3. die Zahl der Schüler im abgelaufenen Schuljahr nach Ge⸗

ſchlechtern und Bekenntniszugehörigkeit ,

J. die Zahl der nicht verſetzten Schüler unter Angabe der be⸗

treffenden Jahrgänge und die Art der Einreihung der acht

Altersklaſſen in die einzelnen Jahrgänge ſowie die Zahl

der am Schluß des Schuljahres entlaſſenen Schüler unter

Beifügung der Jahrgänge , aus denen die Entlaſſung er⸗

folgt iſt ,

5. die Zahl der am Turn⸗ und Handarbeitsunterricht teil⸗

nehmenden und der davon befreiten Schüler und Schüle⸗

rinnen ,

6. die Zahl der bewilligten und entſchuldigten ſowie der un⸗

gerechtfertigten Schulverſäumniſſe .
( 2) Das Kreisſchulamt kann für die Schulberichte aller oder

einzelner Volksſchulen ſeines Bezirks weitergehende Anordnungen

treffen , die dem Unterrichtsminiſterium anzuzeigen ſind .

Gedruckte Jahresberichte ſind vor dem Krieg im allgemeinen nur für

die Schulen der größten Städte herausgegeben worden . Die unter Ziff .

1 —6 verlangten Angaben ſind auch Gegenſtand der von dem UM. jeweils

auf 1. Dezember zur Erhebung kommenden Statiſtik .

Dritter Abſchnitt .

Schulzucht .

Allgemeine Vorſchriften .
§ 59 .

( J Die nächſte Aufgabe der Schulzucht iſt die Aufrechterhal⸗

tung der Ordnung in der Schule . Die höhere Aufgabe der Schul⸗

zucht aber iſt erziehlicher Art und beſteht in der Gewöhnung der

Schüler an Ordnung , Pünktlichkeit , Reinlichkeit , Anſtand und

Sitte , an Aufmerkſamkeit , Fleiß , Ausdauer , Selbſtüberwindung

und Gehorſam ; in der Pflege des Gefühlslebens der Schüler , der

Freude an der Natur , der Liebe zu den Menſchen , zur Heimat und

zum Vaterland , des Sinnes für das Gute und Wahre , der Ehr⸗

furcht vor Gott und dem Heiligen ; kurz in der Erziehung der

Schüler zu verſtändigen , religiösſittlichen Menſchen und dereinſt

tüchtigen Bürgern des Vaterlandes .
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( 2) Als Mittel für dieſe Erziehung dienen vor allem das gute
Beiſpiel des Lehrers , eine richtige , ſittlichen Ernſt mit liebevoller
Milde verbindende Behandlung der Schüler , die Weckung und
Pflege des Ehrgefühls , endlich , wo Erinnerungen und Mahnungen
nicht ausreichen , Strafen , welche indeſſen ſo wenig als der münd⸗1u
liche Tadel das Ehrgefühl der Schüler verletzen dlürfen .

SchG . § 34 Abſ . 1. Dienſtweiſung für die Lehrer an Vo lksſchulen
§8§ 19 —21 , 27, 28. Abſchnitt VI 6.

„ Die wirkſamſten Mittel zur Verhütung der Anläſſe für ſtrafendes
Einſchreiten ſind auf Seiten des Lehrers gewiſſenhafte Vorbereitung , an⸗
regender Unterricht und ſtrenge Selbſtzucht “ . ( Aus einem Runderlaßdes preußiſchen Unterrichtsminiſteriums ) .

Die Lehrer werden „bei ihren Bemühungen ſowohl um Aufrecht⸗erhaltung der Zucht , wie um die Erreichung des Lehrzieles ihren Zweck
mehr durch Weckung und richtige Pflege des Ehrgefühls zu erreichen ſtrebenals durch Strafen , die überhaupt nur bei mangelndem oder böſem Willen
zur Anwendung kommen ſollen “ ( Schulordnung für die Höheren Lehr —anſtalten vom 8§. März 1904 ) .

Pflichten des Schülers .

§ 60 .

( ) Die Schüler müſſen in geordnetem Zuſtand zur Schule
kommen , in und außerhalb der Schule ſich eines anſtändigen und
geordneten Betragens befleißigen und die Anordnungen der
Schulbehörden und Lehrer gewiſſenhaft beachten .

( 2) Wenn Schüler in unreinem Zuſtand ( mit Läuſen , Krätze
uſw . behaftet ) in die Schule kommen und für die Mitſchüler die
Gefahr einer übertragung der Unreinlichkeit bieten , ſo hat der
Lehrer ſie ſofort aus der Schule zu entfernen und den Schulleiter
( Rektor ) oder die Ortsſchulbehörde hiervon zu verſtändigen , damit
durch Benehmen mit den Eltern , dem Schularzt und , wenn nötig ,
mit der Polizeibehörde Abhilfe geſchaffen wird .

SchBO . § 35. Dienſtanweiſung für die Lehrer an Volksſchulen
88 17, 18, 27. Schu9 . § 12 Ziff . 2.

1. Zu der Frage , ob von den Schülern verlangt werden kann , daß
ſie nicht ohne Fußbekleidu nig ( barfüßig ) in die Schule kommendürfen , hat ein Erlaß des vorm . OSchRs . vom 19. Juni 1895 ſich dahin
ausgeſprochen , daß vom Standpunkt des Schulbetriebs aus das Er⸗ſcheinen der Schüler mit Fußbekleidung nur beim Turnunterrichterforderlich ſei , daß aber zur Anwendung dieſer Maßregel auf den
Schulbeſuch im allgemeinen kein Anlaß beſtehe . Wenn in einer Ge⸗meinde ein Bedürfnis nach einer ſolchen Anordnung vorliege , ſo ſei die⸗
ſelbe in der örtlichen Schulſatzung (§S 69) zu erlaſſen . Die Kreisſchul⸗ämter ſollten aber zu einer ſolchen Vorſchrift die Genehmigung nur
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dann erteilen , wenn feſtſtehe , daß die Bevölkerung der betreffenden Ge⸗
meinde an dem Barfußgehen der ſchulpflichtigen Kinder allgemein ,

auch abgeſehen vom Schulbeſuch , Anſtoß nehme .
Die Schüler ſollen vor allem auch angehalten werden , ſich auf dem

Weg zu und von der Schule anſtändig zu betragen und nach Beendigung
des Unterrichts das Schulzimmer und das Schulhaus geordnet zu ver⸗

laſſen . Die rechtzeitige Angewöhnung hieran wird beſonders für Fälle , in
denen eine raſche Entleerung des Schulhauſes geboten erſcheint , ſich be—

währen .
Das UM. hat mit VoO. vom 21. Mai 1908 ( SchVOBl . Nr. 3) in

dieſer Hinſicht für etwa vorkommende Brandfälle folgende Anord⸗

nung erlaſſen :

Da erfahrungsgemäß bei rasch ausbrechenden Bränden
von Schulhäusern Leben und Gesundheit der Schüler am
meisten durch das infolge des Schreckens eintretende unge -
ordneéte und überstürzte Drängen nach den Ausgängen ge⸗
kährdet wird , halten wir es für dringend geboten , daß die
Schüler für solche Fälle zum voraus nicht nur mit bestimm⸗
ten Weisungen versehen , sondern auch praktisch s0 einge⸗
übt sind , daß die Entleerung der einzelnen Schulräume Wie
des Schulhauses , unter gleichzeitiger Benutzung der etwa
vorhandenen mehreren Ausgänge , sich in geordneter Weise
möglichst rasch vollzieht .

Wir veranlassen deshalb die Herren Schulvorstände Wie
die Aufsichtsbehörden und ( ersten ) Lehrer der Volksschulen
unter Berücksichtigung der gegebenen örtlichen Verhältnisse
bestimmte Anweisungen über die Entleerung der Schulhäuser
kür den Fall des Ausbruchs von Bränden aufzustellen und zur
Einübung durch die Schüler zu bringen .

Um die eingeführte Ordnung bei den Schülern stets
gegenwärtig zu halten , sind die Ubungen jeweils am Begiun
wie am Ende eines Tertials zu wiederholen .

Bezüglich des Verhaltens der Schüler außerhalb der Schule be—
ſtimmt die VO. des UM. vom 11. April 1923 — ABl . Nr . 15:

Allen Schülern und Schülerinnen ist das Rauchen an
öffentlichen Orten verboten . Ausnahmen im allgemeinen

können durch die Schulsatzungen und in Einzelfällen durch
die örtliche Schulleitung gestattet werden .

2. SchBVO . § 35, Dienſtweiſung für die Lehrer an Volksſchulen §16.

Beſuch von Wirkshäuſern und Kinos .

8 61 .

Den Schülern iſt der Beſuch von Wirtshäuſern nur in Be⸗

gleitung ihrer Eltern oder Fürſorger geſtattet . Die Teilnahme
an politiſchen Veranſtaltungen jeder Art , der Beſuch von Tanz⸗ I
lokalen und von Kinematographenaufführungen — mit Aus⸗ Iü.
nahme der beſonderen Schülervorſtellungen — iſt ihnen unterſagt . fen

SchBVO . 8§ 31 Ziff . 2 f
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ÜUber den Wirtſchaftsbeſuch beſtimmt das PStGB . ( vom18. Juli 1923 ) in §S 77.

Mit Geld werden Wirte bestraft , wenn sie Schülern
gegen bestehende VO. den Besuch ihrer Wirtshäuser 96
statten .

3Wegen der Höhe der Geldſtrafe vergl . SchG . § 4 Bmkg . 3 Seite 4.
Die zum Ve § 77 PStGB . ergangene VO. des Min . des

Juli SchVoOBl . Nr . L beſtimmt :Inn . vom 9. Ji

8

Den Schülern der Volks - oder Fortbildungsschule , sowie
den Schülern anderer Lehranstalten , sofern sie vermöge ihres
Alters noch zum Besuche der Volks - oder Fortbildungsschule
Verpflichtet wären , ist der Besuch der Wirtshäuser und Tanz -
lokale untersagt .

8 2.

Vorstehendes Verbot findet keine Anwendung , wenn der
Besuch unter Aufsicht der Eltern oder anderer geeigneter
Fürsorger geschieht .

Es bleibt den Bezirksämtern jedoch vorbehalten , bei Er
teilung der polizeilichen Erlaubnis zur Abhaltung von öffent⸗
lichen Tanzbelustigungen die Zulassung von Schülern (§S 1)
zu den Wirtschafts - und Tanzlokalitäten unbedingt zu unter -
sagen .

Zu den politiſchen Veranſtaltun gen gehören beſonders
politiſche Verſammlungen und Umzüge . An ſolchen dürfen Schulkinder
auch nicht in Begleitung ihrer Eltern teilnehmen . Auch die Verwendung
von Schülern zum Herumtragen von Wahfflugblättern fällt unter das
Berbot. Vergl . dazu aber § 62 und § 17 des Geſ . über Kinderarbeit
in gewerblichen Betrieben . Abſchnitt V 5.
Hinſichtlich der Kinematograp henaufführungen be⸗
ſtimmt das Lichtſpielgeſetz vom 12. Mai 1920 in 8 3, daß „Bildſtreifen ,
zu deren Vorführung Jugendliche unter 18 Ja hren zuge⸗
laſſen werden , einer befonderen Zulaſſung bedürfen “ . Die „ Zu⸗
laf ſung “ wird durch die hiefür beſonders beſtellten Zentralſtellen , das
Zentralinſtitut für Erziehung und Unterricht in Ver⸗
lin und durch die bayriſche Lichtbildſtelle in München ,
ausgeſprochen . Unternehmer , die ſolche Bildſtreifen vorführen wollen ,
müſſen ſich über die Berechtigung hiezu durch Vorlage der ihnen aus⸗
geſtellten Zenſurkarten ausweiſen .

„ Die Überwachung der Aufführungen , insbeſondere nach der Richtung ,
daß keine Bildſtreifen ohne die erforderliche Zulaſſung zur Vorführung
kommen und daß die Vorführung nur im zugelaſſenen Rahmen ſtatt⸗
findet , iſt Aufgabe der Ortspolizeibehörden . Bktm . des Min . des Innern
dom 21. Januar 1922 Staatsanzeiger Nr . 19) .

Die Teilnahme von Schülern an ſolchen Vorſtellungen kann , zumal
in Berückſichtigung der z. Zt . der Erlaſſung der Scho . beſtandenen Ver⸗
hältniſſe , von vornherein nicht beanſtandet werden , auch wenn es ſich da—
bei nicht um „ beſondere S chülervorſtellungen “ handelt , d. h.
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Vorſtellungen , die entweder von der Schule unmittelbar oder im Be⸗

nehmen mit ihr von einem Dritten veranſtaltet werden . Die Abhaltung

ſolcher , dem Faſſungsvermögen der Schüler angepaßten , vom ſittlichen ,
erzieheriſchen und künſtleriſchen Standpunkt aus gleich einwandfreier Vor⸗

führungen hat ſich die auf gemeinnütziger Grundlage ſtehende Geſell⸗
ſchaft „ Badiſche Lichtſpiele für Schule und Volksbil⸗

dung “ G. m. b. H. mit dem Sitz in Karlsruhe zur beſonderen Aufgabe
gemacht . Das UM hat die Schulbehörden und Lehrer der Volksſchulen
wiederholt auf dieſes , um die Hebung von Bildung und Sitte ſehr ver⸗
diente Unternehmen hingewieſen . Bktm . vom 17. Mai 1921 ( ABl. Nr.

17) , vom 24. Oktober 1922 ( ABl . Nr . 48) , vom 24. Januar 1924 ( ABl.
Nr . 4) und vom 10. März 1925 ( ABl . Nr . 9). Den Schulbehörden und
Lehrern wird empfohlen , ſich in allen auf die Vorführung von Bild⸗

ſtreifen oder Lichtbildern bezüglichen Fragen ( Anlage entſprechender
Einrichtungen , zug von Bildern u. dergl . ) an dieſe Geſellſchaft zu
wenden . Zu Schülervorſtellungen durch die Geſellſchaft bedarf es
keiner beſonderen Genehmigung des UM. Soweit ein
Lichtbildervortrag im Rahmen der Veranſtaltungen dieſes als gemein⸗
nützig anerkannten Unternehmens gehalten wird , nimmt er gemäß § 2
Ziff . 7 der Beſtimmungen über die Vergnügungsſteuer an der Steuer⸗
freiheit für Veranſtaltungen der Bad . Lichtſpiele teil .

Vorführungen ſonſtiger Unternehmer fallen unter die
nachſtehende , vom UM. unterm 3. März 1926 — ABl . Nr. 9 —er⸗
laſſene Anordnung :

„ In letzter Zeit häufen sich die Gesuche schulfremder
Wanderlehrer und anderer Personen um Genehmigung zu
Vorträgen und Vorführungen innerhalb der Schulen . Viel⸗
fkach werden dabei Erwerbszwecke verfolgt . Würde allen Ge⸗
suchen statgegeben , so wäre der ordnungsgemäße Schulbe⸗
trieb in hohem Maße gefährdet . Dabei handelt es sich oft
um die Verbreitung von Wissen , welches unsere Le
selbst besitzen und ihren Schülern vermitteln können und
Sollen . “

„ Um Störungen des Unterrichts zu verhüten , wird allen
Schulvorständen untersagt , künftig ohne besondere Vor⸗

gängige Genehmigung des Unteérrichtsministeriums Vorträse
oder Vorführungen zend einer Art innerhalb der Schulen
durch Schulfremde zuzulassen . “

Die Anordnung verfolgt den Zweck , nicht nur Störungen des Unter⸗

richtsbetriebs zu verhüten , ſondern auch die Kinder und ihre Eltern vor

unnötigen Geldausgaben zu bewahren . Sie findet daher auf alle Vor⸗

träge und Vorſtellungen Anwendung , die im Schulgebäude , wenn

auch zur ſchulfreien Zeit , fürr Schüler abgehalten werden ſollen .

Die Anordnung findet weiter Anwendung auf photographiſche
Schüleraufnahmen durch herumreifende Photographen . Die

Schulleiter und Lehrer der Volksſchulen ſind ſchon durch Runderlaß des
vormaligen OSchR . vom 12. Oktober 1910 angewieſen , Anerbietungen in
dieſer Richtung grundſätzlich abzuweiſen und im Bedarfsfal
ſich an die im Ort oder deſſen Nähe anfäſſigen Photographen zu wenden ,

für welche die Zulaſſung Fremder eine Schädigung ihres Gewerbebe⸗
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triebes bedeuten würde . Nur wenn im E inzelfall ein beſonderes
wiſſenſchaftliches Intereſſe die Aufnahme durch einen frem⸗
den Photographen rechtfertigen ſollte , wäre hierüber wegen Erteil Ruingder Genehmigung an die Oberſchulbehörde ( das UM. ) zu be richten Dieſe
Anordnung iſt in der Folge bis in die jüngſte Zeit ſtets wieder rholt ein⸗
geſchärft worden .

Wegen vorheriger Anhörung der Schu lbehörde 95 BVerwendung von
Schulkindern zu Lichtſ pielaufnahmen ver rgl. SS 6a u. 15 a des
Geſ. über Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben . Abſchnitt V 7.

Teilnahme von Schülern an Vereinen .

§ 62 .
e Gründung von Vereinen un

lern zu Vereinen und die Veranſt
ern iſt unterſagt .

An zeranſtaltungen von Vereinen , auch an ſolchen unterrichtlicher
Art, dürf mit beſonderer Genehmigung des Kreisſchulamts
teilnehmen . ner Genehmigung bedarf es nicht zur Teilnahme an
Vereinsveranſtaltungen gef Art , ſoweit die Teilnahme nicht nach
§ 61 unterſagt iſt .

ter den Schülern , der Beitritt von
altung von Sammlungen unter den

8§ 62 iſt durch die nachſtehende VOVO erſetzt .

Verordnung des Miniſteriums des Kultus und Unterrichts

vom 12. Januar 1921 ( ABl . Nr . 2).
—

Die Teilnahme von Schülern an Vereinen betreffend .

81 .

( ) Schüler dürfen
Forbszaltliek der Genehmigung des Er⸗

ziehu ngsberechtigten an den Veranſtaltungen aller von Erwach⸗
ſenen geleiteten Vereine teilnehmen , welche ſatzungsgemäß der
Pflege der körperlichen , geiſtigen und ſittlich⸗religiöſen Ausbil⸗
dung ſich widmen .

( 2) Vorausſetzung für die Teilnahme iſt , daß die Vereine mit
dieſem wichtigen Teil der bbendert beſonders geeignete
Kräfte betrauen .

SchG .§S1Bmkg . 1. Die mit der Ausbildung zu betrauenden Per —
ſonen müſſen ſittlich unbeanſtandet ſein und die erforderliche Vorbildung
beſitzen.

8 2 .

Schüler der drei oberen Klaſſen , der nSchulen und der Lehererſeminare , ſowie Schüler der Gewerbe⸗ ,

Handels⸗, der gewerblichen und allgemeinen Fortbildungsſchule
nach vollendetem 16. Lebensjahre dürfen Schülervereine der in
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§ 1 genannten Art gründen und als Mitglieder ſolchen Vereinen
beitreten . Die Schule ſelbſt unterſtützt alle Vereine in gleicher
Weiſe .

Die Beſtimmung iſt bis zur Erlaſſung beſonderer Vorſchriften auch
auf die Studierenden der anſtelle der Lehrerſeminare nach dem Geſetz
vom 30. März 1926 —vergl . Abſchnitt VI 1 —getretenen Lehrerbil⸗
dungsanſtalten anwendbar .

88

Die Satzungen und Satzungsänderungen von Vereinen , bei
denen Schüler ſich beteiligen , ſind der Schulleitung zur Kennt⸗
nisnahme vorzulegen . Geben die Satzungen zu Bedenken Anlaß ,
ſo iſt die Entſcheidung der unmittelbar vorgefetzten Behörde ein⸗
zuholen .

SchG . §S 30, 29 Abſ . 1, 119. Wo kein Schulleiter oder erſter Lehrer
beſtellt iſt , hat die Vorlage an die Ortsſchulbehörde zu erfolgen . Unmittel⸗
bar vorgeſetzte Behörde iſt für die Schulleiter ( Schc . §S 30 SchBo .
§ 46) und die erſten Lehrer das Kreisſchulamt .

§ 4.

( c ) Allen Vereinen obiger Art ſind für Bildungszwecke und

beſonders für Jugendveranſtaltungen nach Möglichkeit Schul⸗
räume , Turnhallen und Spielplätze unentgeltlich zur Verfügung
zu ſtellen .

( 2) Die Benützung von Wirtſchaftsräumen und der Genuß von
Alkohol ſind bei Schülerveranſtaltungen und Schülerzuſammen⸗
künften nur ausnahmsweiſe mit Genehmigung der Schulleitung

geſtattet .
5

Wegen des Verbots des Tabakrauchens vergl . § 60 Seite 380.

§ 5 .

Die Schulleitung bezw . die Ortsſchulbehörde kann einzelnen
Schülern , das Unterrichtsminiſterium allgemein die Teilnahme
und den Beitritt von Schülern zu Vereinen verbieten , durch

deren Einfluß die Bildungs⸗ und Erziehungsarbeit der Schule
geſtört oder untergraben wird , oder die in ſittlicher Beziehung
zu Klagen Anlaß geben .

Gegen die Anordnung der Schulleitung oder Ortsſchul⸗
behörde iſt die Beſchwerde an die vorgeſetzte Behörde zuläſſig .

§ 6 .

Die Teilnahme an parteipolitiſchen Vereinen iſt nur wahl⸗
mündigen Schülern geſtattet
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Inwieweit geſellige Schülerverbindungen in den oberen
Klaſſen der Vollanſtalten zugelaſſen ſind , wird durch die nach § 30
der Schulordnung vom 8. März 1904 GGeſetz⸗ und Verordnungs⸗
blatt 1904 Seite 45 , Schulverordnungsblatt 1904 Seite 43 ) für
jede Anſtalt beſonders zu erlaſſenden „ Schulgeſetze “ beſtimmt .

Vergl . Bmkg . zu § 2.

Verbreitung von Druckſchriften .
§ 63 .

( 1) Schüler dürſen nicht zur Verbreitung von Druckſchriften ,
welche die Schule nicht berühren , in Anſpruch genommen werden ,
ſoweit dies nicht nach dem Reichsgeſetz , betreffend Kinderarbeit in
gewerblichen Betrieben , vom 30 . März 1903 zuläſſig iſt .

( 2) Die Verteilung von Büchern oder Bildern an die Schüler
iſt nur mit beſonderer Genehmigung des Kreisſchulamts geſtattet .

( 8) Den Schülern ſelbſt iſt es verboten , Druckſchriften ohne
Genehmigung der Schulleitung in der Schule an Mitſchüler zu
verteilen .

1. Durch den Ausdruck „i ' n Anſpruch nehmen “ ſoll die Vor⸗
ſchrift nach ihrer Entſtehungsgeſchichte zunächſſt als ein Verbot ge⸗
kennzeichnet werden , das ſich an diejenigen Perſonen richtet , denen die
Schüler in der Schule unterſtellt ſind , d. i. die Lehrer einſchließlich der
wie dieſe an die Schulordnung gebundenen Religionslehrer . Und
zwar ſoll das Verbot für die Lehrer nicht mit Beſchränkung auf die eigenen
Schüler , ſondern unter Ausdehnung auf alle Schüler gelten . Es ſoll da⸗
durch verhindert werden , daß Druckſchriften irgend welcher Art , z. B.
Zeitungen oder Zeitſchriften , die ein Lehrer oder Religionslehrer auf
Beſtellung der Eltern von Schülern für dieſe bezieht , den Schülern zur
Überbringung an die Eltern in der Schule ausgehändigt werden . Die
Inanſpruchnahme der Schüler für die Übermittelung von Druckſchriften
an die Eltern ſoll nur erfolgen dürfen , ſofern es ſich um Angelegenheiten
der Schule handelt , z. B. Jahresberichte , Einladungen zu öffentlichen
Prüfungen , zu Elternverſammlungen , Anfragen bei den Eltern über
Fragen des Schulbetriebs uldergl . Die Vorſchrift bezweckt hiernach in
erſter Reihe , einen Mißbrauch der Autorität des Lehrers zu verhindern .
Sie ſchließt daher nicht aus , daß Schüler im Auftrag ihrer Eltern bei

55
Lehrer oder Religionslehrer Druckſchriften außerhalb der Schule

abholen .
2. Durch den Ausdruck „zur Verbreitung “ und den Hinweis im Nach⸗

ſatz auf das Reichsgeſetz über Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben
wird der Vorſchrift über ihr nächſtes Ziel hinaus die Bedeutung eines
allgemeinen Verbots der Verwendung von Kindern zur Ver⸗
breitung von Druckſchriften , welche die Schule nicht berühren , gegeben .

Unter Verbreitung „hat man eine Tätigkeit zu verſtehen , durch
die eine Schrift ihrem Inhalt und ihrem Körper nach einem größeren

25
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Perſonenkreis zugänglich gemacht wird “ . Frank , das Strafgeſetzbuch für
das deutſche Reich zu § 170 e 264. Aus dem RG . über die Kinder⸗

arbeit in gewerblichen Betrieben kommen die Beſtimmungen der §8 1I,

5, 8, 12 in Betracht , wonach fremde Kinder nur , wenn ſie mehr als

12 Jahre alt ſind , eigene Kinder aber ohne Beſchränkung in gewerb⸗

lichen Betrieben zum Austragen von Zeitungen ve rwendet werden

dürfen . Die Vorſchrift gilt bei fremden Kindern auch für ſonſtige Boten⸗
gänge , während eigene Kinder auch hiefür unbeſchränkt verwendet wer⸗

den dürfen .
Aus der Faſfung des § 63 „zuläſſig iſt “ kann nicht etwa gefolgert

werden , daß das Verbot allgemein auf Schüler , die in dem Alter ſtehen,
in dem ihnen nach dem Geſetz über die Kinderarbeit eine Tätigkeit in ge⸗
werblichen Betrieben geſtattet werden kann , keine Anwendung finden ſall
Befreit von dem Verbot ſind vielmehr nur diejenigen Schüler , die auf⸗
grund des Geſetzes in gewerblichen Betrieben mit dem Austragen von

Druckſchriften tatſächlich beſchäftigt ſind und zwar nur für dieſe Tätig⸗
keit . Hiernach unterſagt §S 63 die Verwendung von Schülern für den von

ihm bezeichneten Zweck allgemein mit der Einſchränkung , daß das
Verbot nicht gilt für die von einzelnen Schülern aufgrund der Vorſchrif⸗
ten des Kinderſchutzgeſetzes übernommenen Arbeiten .

Soweit die Vorſchrift ſich über den Rahmen der Schule hinaus an

die Allgemein heit wendet , kann ſie mangels einer ihre Durch⸗

führung ficherſtellenden Beſtimmung des PStGB . nicht erzwungen und
im Falle der Übertretung nicht geahndet werden .

3 . Abſ . 2 macht die Verteilung von Leſeſtoff oder von Schriftchen und

Bildchen zur oder Aufmunterung an die Schüler in der
Schule von der suvor Genehmigung des Kreis⸗ bezw . Stadt⸗

9 Büchern 1 0 der Schule 0115 nicht berührt .

„
3. Abſ .z iſt durch dieVo . des UM. vom 19. Juli 1922 — Al R.

35 — eingefügt worden . s Verbot bezieht ſich 5 15 Art von Druck⸗
ſchriften , auch B ‚Der Tatbeſtand des Abſ . 2 kann unter Umſtänden

10 Ue 165 Mitteilung an einen einzigen Schüler erfüllt werden .
1s Verbot fällt die leihweiſe Abgabe eines an ſich unnbe⸗

anſtandeten Buches an einen Mitſchüler .

Schulſtrafen .

( 1) Als Schulſtrafen dürfen zur Anwendung kommen : Ver⸗
durch den Lehrer , den erſten Lehrer , den Schulleiter ( Rektor ) ,
den Vorſitzenden der Ortsſchulbehörde und vor verſammelter

R jörde ; woder Stellen auf einen beſonderen Platz

e eer geben belehrender , den Schüler nicht quä⸗

S beit 360 ßigem Umfang ; Zurückbehalten in der

Schu e ( Nachſitzer Kommenlaſſen in die Schule zu einer füt
den Schüler an lfreien Zeit ; Aünfperee

bis zu ſechs
Stunden und körperliche Züchtigung durch den Lel Über diech den Lehrer .
nachſitzenden Schüler muß der Lehrer die Ar ifſicht führen .

en
fe6
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( 2) Das Zurückbehalten der Schüler über die Mittagszeit iſt
unſtatthaft . Auch müſſen die Schüler nachmittags ſo zeitig ent⸗
laſſen werden , daß ſie noch bei Tag nach Hauſe kommen können .

1. Die Verordnung regelt das Strafſyſtem erſchöpfend . Andere
als die in Abſ . 1 aufgeführten Strafen dürfen nicht zur Anwendungkommen z. B. Verweiſung aus dem Klaſſenzimmer , Knienlaſſen , Kom⸗
menlaſſen des Schülers zu einer für ihn ſchulfreien Zeit in die Woh⸗
nung des Lehrers .

Die zu einer für ſie ſchulfreien Zeit in die Schule einbeſtellten
Schüler müſſen wie die nachſitzenden Schüler entſprechend beſchäftigt und
beaufſichtigt werden . Die Aufſichtsführung kann auch von einem , ſich da⸗ht
zu bereit erklärenden anderen Lehrer , als dem , der die Strafe verhängthat , übernommen werden . Von der Verhängung der Strafe des Kom⸗
menlaſſens ſollten die Eltern wie im Falle des § 66 ſchriftlich verſtändigt
werden .

Einſperrung .

§ 65 .

Zur Verhängung der Strafe der Einſperrung ſind zuſtändig :
bis zu drei Stunden [ der erſte Lehrer ſowie ] der Klaſſen⸗＋. 5lehrer , letzterer mit Gen hmigung des Schulleiters ( Rektors ) oder

des erſten Lehrers , wo ein Schulleiter ( 9 ktor ) oder erſter Lehrernicht beſtellt iſt , mit Genehmigung des Vorſitzenden der Ortsſchul⸗
behörde ,

bis zu ſechs tunden die Ortsſchulbehörde , der Vorſitzendeder Orts e, der Schulleiter ( Rektor ) und der erſte
Genehmigung des Vorſitzenden der Orts⸗

chulbehörd
Lehrer , letzterer mi

f
of 6

chulbehörde . ]

SchG . § 29. SchB8o . 8s 34, 45, 47.

Die Einſperrung iſt die ſchwerſte Schulſtrafe . Die Zuſtändig⸗
keitsbeſtimmungen der Abſ . 1 und 2 ſollen Sicherheit dafür ſchaffen , daßin jedem einzelnen Falle genau und ſorgfältig geprüft wird , ob und in
welchem Ausmaß die Strafe dem Verſchulden des Schülers entſprechend
iſt . In den Städten mit Stadtſchulämtern werden die den
S zulleitern , der Ortsſchulbehörde und ihrem Vorſitzenden zugewieſenen
Zuſtändigkeiten nach § 78 durch die Stadtſchulämter ausgeuüͤbt. Das
Gleiche gilt nach SchBO . § 44 Ziff . 10 für die Schulleiter der übrigenStädte .

3 Eine Anderung haben die Zuſtändigkeitsbeſtimmungen des S 65 durchSchBVO . 8 34 in Verbindung mit 8§ 45 und 47 inſofern erfahren , als
durch dieſe Beſtimmungen die Zuſtändigkeit der Schulleiter zur Ver⸗
hängung der Einſperrung bis zu ſechs Stunden auch auf die Ober⸗
lehrer der Städte und die ſonſtigen erſten Lehrer übertragen iſt ,

dieſe ſonach in ihter Zuſtändigkeit nicht mehr durch die Genehmigung desVorſitzenden der Ortsſchulbehörde beſchränkt ſind . Im übrigen werden die
in § 65 der Ortsſchulbehörde und ihrem Vorſitzenden eingeräumten Zu⸗ſtändigteiten durch SchBVo . 8§ 34 nicht berührt .
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Einſperrung . Vollzug .
§ 66 .

( 1) Die Strafe der Einſperrung darf nur in einem Raume

des Schulhauſes und wenn ſie die Dauer von vier Stunden über⸗

ſteigt , nur in Abteilungen vollzogen werden . Die Vorſchriften

des § 64 Abſatz 2 gelten auch für die Einſperrung .
( 2) Der Lehrer hat für die Dauer der Einſperrung für ange⸗

meſſene Beſchäftigung des Schülers und zeitweiſe Nachſchau zu

ſorgen . Hat der Schulleiter ( Rektor ) , die Ortsſchulbehörde oder

deren Vorſitzender die Einſperrung verfügt , ſo liegt dieſen ob, für
die Nachſchau zu ſorgen . Jede Beſtrafung mit Einſperrung iſt
durch den Schulleiter ( Rektor ) oder den ( erſten ) Lehrer unter An⸗

gabe des Grundes der Beſtrafung in eine beſondere Strafliſte ein⸗

zutragen , die dem ſtaatlichen Aufſichtsbeamten bei der Prüfung
vorzulegen iſt .

1. Die Vollziehung der Strafe im Ortsarreſt iſt unzuläſſig . Wenn
im Schulhaus nicht ein beſonderer Raum dafür zur Verfügung ſteht , ſo
iſt ein Schulzimmer dazu zu verwenden . Die Abbüßung der Strafe ſoll
in der für den Schüler ſchulfreien Zeit ſtattfinden . Von der Verhängung
der Strafe und der für ihre Verbüßung feſtgeſetzten Zeit iſt den Eltern

des Schülers gegen Beſcheinigung Eröffnung zu machen . Geſchieht die
Überſendung der Strafverfügung durch den Ortsdiener , ſo hat dieſer die
erfolgte Zuſtellung zu beurkunden . Andernfalls iſt dem Schüler zur Auf⸗
lage zu machen , den Strafzettel nach erfolgter Unterzeichnung durch den
Vater oder Fürſorger zurückzubringen . Wegen Beſchädigung oder Ver⸗
nichtung des Zettels durch die Eltern des Schülers vergl . Binkg . zu § E.

2 Der Lehrer kann , wenn ein Schuldiener vorhanden iſt , die Nach⸗
ſchau , die allſtündlich erfolgen ſoll , dieſem übertragen .

Körperliche Züchtigung .
8 67 .

Körperliche Züchtigung findet in der Regel nicht ſtatt . Sie

iſt nur ausnahmsweiſe zur Beugung beharrlichen böswilligen

Widerſtandes oder als Strafe für beſonders unartiges Verhalten
zuläſſig und darf die Grenzen der elterlichen Zucht nicht über⸗
ſchreiten .

8

Das elterliche Züchtigungsrecht geht nicht weiter , als mit der Pflicht ,
für die Perſon des Kindes zu ſorgen , vereinbar iſt . ( RGR . 49, 389. ) Der

preußiſche Unterrichtsminiſter hat über die Anwendung der körperlichen
Züchtigung in den preußiſchen Volksſchulen die nachſtehenden , allgemein
beachtenswerten Grundſätze aufgeſtellt :

1. Ehrenſache des Lehrers muß es ſein , die Anwendung der Körper⸗

afg era 3315 auf ein Mindeſtmaß zu beſchränken .
8Mißbrauch des Züchtigungsrechts verrät mangelhafte pädagogiſche

Durchbildung .
e e m

3 . Die Körperſtrafe iſt kein geeignetes Mittel zur Beförderung des
Lernens .
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4. Sie ſoll nie angewendet werden , ohne daß zuvor der etwaige Ein⸗
fluß häuslicher oder phyſiologiſcher Verhältniſſe auf das Verhalten des
Schülers gewürdigt worden iſt .

5. Die Körperſtrafe darf in ihrer Anwendung weder die Geſundheitdes Schülers ſchädigen , noch ſeine Ehre antaſten , noch die Schamhaftig⸗
keit verletzen .

6. Überſchreitung des Züchtigungsrechtes führt nicht ſelten vor die
Schranken des Gerichts , auch wenn ſie nur im Eifer , in Erregung oder
in der Entrüſtung geſchehen iſt .

7. Der Lehrer ſoll darum zum Schutze nicht nur der Schüler , ſon⸗dern auch ſeiner eigenen pädagogiſchen Würde alles beachten , was das
Handeln im Affekt erſchwert .

8. Insbeſondere empfiehlt es ſich immer , in angemeſſener Entfer⸗
nung vom Schüler zu bleiben .

Die Dienſtweiſung für die Lehrer an Voltsſchulen — Abſchnitt VI 7
—gibt in § 23 nähere Vorſchriften über die Grenzen , die bei der An⸗
wendung der Strafe einzuhalten ſind .

Die bewußte oder fahrläſſige Nichtbeachtung der Voraus⸗
ſetzungen . unter denen die Strafe der körperlichen Züchtigung über⸗
haupt zuläſſig iſt , oder der für die Anwendung der Strafe gezogenen
Grenzen hat zur Folge , daß die körperliche Züchtigung ſich als eine ſtraf⸗
rechtlich verfolgbare Körperverletzung nach §§ 223, 230 RStGB .
darſtellt , deren Verfolgung , da es ſich dabei um die Übertretung einer
Amtspflicht handelt , ohne Antrag des Verletzten , von Amtswegen eintritt .

Der vorm OSchR . hat in der nachſtehenden Bekanntmachung vom
27. Februar 1904 ( SchVOBl . Nr . 2) die Lehrer zur genauen und ge⸗
wiſſenhaften Beobachtung der hinſichtlich der Strafe der körperlichen
Züchtigung durch die Verordnung gezogenen Grenzen aufgefordert und
ermahnt :

Wir haben in letzter Zeit wiederholt die Wahrnehmung
gemacht , daß die Lehrer der Volksschulen von der Strafe
der körperlichen Züchtigung Gebrauch machen . ohne die
Grenzen zu beachten , die hinsichtlich der zulässigen An -
wendung dieses Strafmittels durch Schulordnung und Dienst -
Weisung gezogen sind N2——. Es gilt dies sowohl hinsichtlich der
Voraussetzungen für die Anwendung der Strafe als
der Artihrer Ausführung .

In ersterer Beziehung wird zunächst vielfach nicht be⸗
achtet , daß die Strafe der körperlichen Jüchtigung der Regel
nach , namentlich gegenüber schwächlichen oder Kränklichen
Kindern , ausgeschlossen ist und daßb sie nur dàusuah mss
Weise . insbesondere dann zur Anwendung kommen dark ,
Wenn die sonstigen dem Lehrer zur Verfügung stehenden Er- —
ziehungs - und Strafmittel sich als unzureichend erweisen ,
Wenn sonach das an sich strafbare Verhalten des Kindes als
Ausfluß eines beharrlichen böswilligen Widerstandes oder
einer rohen , gegen die Gebote der Sittlichkeit und des An -
standes schwer verstoßbenden Gesinnung sich darstellt . Die
Lehrer sind nach unseren Erfahrungen zu sehr geneigt , jede
Zuwiderhandlung gegen die Schulordnung als eine grobe
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Unart zu beurteilen und Verfehlungen in unterrichtlicher

Beziehung , die oft lediglich mangelndem Verständnis ,

schüchternem Wesen oder geistigem Unvermögen des Kindes

entspringen , sowie Nachlässigkeiten und Ubersehen in der

Besorgung häuslicher Arbeiten ohne weiteres als Ausfluß von

Trotz , Bosheit und beharrlichem böswilligem Verhalten an -

zusehen und demgemäß zu bestrafen . während die Schuld

hierfür vielfach in Verhältnissen zu suchen ist , für die das

Kind nicht verantwortlich gemacht werden kann , unter Um-

ständen sogar in dem eigenen Verhalten des Lehrers , wenn
dieser seiner Verpflichtung nicht gerecht wird , auch schwach

begabte Kinder mit Liebe , Ausdauer und Geduld , zu be-
handeln und in ihrem Kenntnisstand zu fördern und über -

haupt die ihm anvertrauten Kinder durch sein Beispiel wie
durch väterlich wohlwollende Ermahnungen zu Anstand . Sitte
und Gehorsam anzuleiten .

Wir machen es den Lehrern zur ernsten Pflicht , künftis -
hin bei der Beurteilung der Frage , ob die Voraussetzungen zur
Anwendung der körperlichen Züchtigung vorliegen , mit

größter Gewissenhaftigkeit zu Werke zu gehen und sich
jeder Ubereilung in dieser Beziehung sorgfältig zu ent -
halten .

Was die Ausführung der im einzelnen Fall zuläs -
sigen Strafe der körperlichen Züchtigung angeht , so darf
der Schüler durch solche unter keinen Um -
ständen einen Schaden an Körper oder Ge -

sundheit nehmen . Eine körperliche Züchtigung , welche
schwerere , länger dauernde Spuren am Körper des Gezüchtig -
ten zurückläßt . wird aber stets — ganz abgesehen von den
in derartigen Fällen immer möglichen , nicht voraussehbaren
schlimmen Folgen schwerer Art für die Gesundheit desselben
— schon an sich als eine körperliche Schädigung des Be -
straften zu betrachten und desbalb als eine Uberschreituns
des Züchtigungsrechtes zu beurteilen sein . Im weiteren ist zu

beachten , daß jedes Schlagen auf den Kopf oder ins Gesicht ,

Reiben oder Zerren an Haaren und Ohren , sowie jede das
Schamgefühl des Kindes verleètzende Behandlung durchaus

untersagt ist , und daß als Strafmittel nur eine ( gebundene )
Rute oder ein kurzes leichtes Stöckchen verwendet werden
darf . Die Strafe soll dem Verschulden und Alter des
Schülers entsprechend sein und nicht über den Rahmen des

unbedingt Notwendigen hinausgehen ; insbesondere ist eine
wiederholte Züchtigung wegen ein - und desselben Vergehens
oder die nutzlose Fortseètzung derselben bis zux beabsichtig -

ten Beugung des vermeintlichen Widerstandes unzulässig .
Uberhaupt haben die Lehrer beim Vollzug der Strafe
vernünftige Selbstbeschränkung aufzuerlegen und mit ruhiger
Uberlegung vorzugehen . Die Züchtigung darf weder nach
Ausdehnung noch Stärke den Charakter der Mißhandlung
annehmen .
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Wir erwarten , daß die Lehrer künftighin genau nach
diesen Anweisungen und Belehrungen verfahren werden ; die
Nichtbeachtung derselben müßte unter Umständen nach⸗
drückliches dienstpolizeiliches Einschreiten zur Folge haben .
Die Lehrer der Volksschule müssen bei Ausübung ihrer
Wirksamkeit insbesondere ihrer Strafgewalt stéts dessen be “
Wuht sein , daß ihnen die Kinder kraft einer gesetzlichen
Verpflichtung der Eltern zum Unterricht und zur Erziehung
überlassen werden müssen , daß sie deshalb zu beson
derer Obsorge für die Fernhaltung jeder Schädigung des
Körpers oder der Gesundheit der ihnen anvertrauten Jugend
Verpflichtet erscheinen .

Wir halten es für unsere ernste Pflicht , die Lehrer hier -
auf , sowie auf die große Verantwortung und die schweren
Folgen noch besonders aufmerksam zu machen , die eine
Uberschreitung der Züchtigungsbefugnis unter Umständen für
sie nach sich ziehen kann , zumal wenn dieselbe zum Gegen -
stand einer strafgerichtlichen Verfolgung gemacht wird .

Verhalten außerhalb der Schule .

§ 68 .

( J Auch ſolche Vergehen und grobe Ungehörigkeiten , die ſich
Schüler außerhalb der Schule ( in der Kirche , auf der Straße uſw . )
zu ſchulden kommen laſſen , und die ſich als übertretung der den
Schülern in den Schulſatzungen ( § 69 ) auferlegten Pflichten dar⸗
ſtellen , können von dem Schulleiter ( Rektor ) , dem ( erſten ) Lehrer der
Ortsſchulbehörde und deren Vorſitzenden mit Strafe belegt werden .

( 2) Handelt es ſich um ſchwerere übertretungen , ſo ſoll in der
Regel Beſtrafung durch den Schulleiter ( Rektor ) , die Ortsſchul⸗
behörde oder deren Vorſitzenden eintreten . Eine doppelte Be⸗
ſtrafung iſt nicht zuläſſig .

⏑ο

Die Schule unterſtellt auch das Verhalten der Schüler außerhalb
des Schulhauſes ihrer Strafgewalt . Vielfach wird dabei die Ab⸗
wandlung von Vergehen gegen die öffentliche Ordnung wie z. B. die Be⸗
ſchädigung von Telegraphenanlagen , das Bewerfen vorbeifahrender
Züge oder Autos mit Steinen , Feld⸗ und Forſtfrevel von den an ſich
hiezu zuſtändigen Behörden der Schule zur Erledigung überlaſſen . Es
liegt dies ſowohl im Intereſſe der beteiligten Kinder uͤnd deren Eltern ,
inſofern ſie einer ſonſt verwirkten öffentlichen Strafe entgehen , wie auch
im Intereſſe der Schule , der in ſolchen Fällen an der erzieheriſchen Ein⸗
wirkung beſonders gelegen ſein muß . Es würde von geringem päda⸗
gogiſchem Verſtändnis zeugen , wenn ein Lehrer in einem ſolchen Fall
die Übernahme der Beſtrafung unter dem Geſichtspunkt , daß für ihn
keine Veranlaſſung und Verpflichtung vorliege , für eine andere Behörde
tätig zu ſein , ablehnen würde . Von der Art der Abwandlung des Falles
iſt der überweiſenden Behörde Mitteilung zu machen , da dieſe , wenn die
Schule das erbetene Einſchreiten ablehnen ſollte , in der Lage ſein muß ,
von ſich aus eine Ahndung eintreten zu laſſen .
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Wer von den alternativ als zum Einſchreiten für zuſtändig er⸗

klärten Organen die Ahndung übernimmt , wird im weſentlichen davon

abhängen , ob derjenige , der zunächſt Kenntnis von der Sache erhält , von

ſich aus in Tätigkeit tritt oder ob er deren Erledigung wegen der größeren

oder geringeren Erheblichleit des Falles einer anderen Stelle zuweiſt .

Die einzelnen Strafarten können von den als ſtrafberechtigt er⸗

klärten Organen nur nach Maßgabe ihrer in den 88 64 und 65 SchO . ge⸗

regelten Zuſtändigkeit ausgeübt werden . Hiernach ſind die Ortsſchulbe —

hörde , ihr Vorſitzender , der Schulleiter oder der erſte Lehrer zur Ver⸗

hängung der Strafe der Einſperrung , nicht aber auch zur Anwendung
oder Anordnung körperlicher Züchtigung zuſtändig , die in §S 64 — im

Gegenſatz zu früheren Beſtimmungen — nur dem Lehrer vorbehalten iſt .
Die Entſcheidung darüber , welche Strafe nach Art und Umfang im ein⸗

zelnen Fall angezeigt erſcheint , iſt dem pflichtmäßigen Ermeſſen des

Strafberechtigten überlaſſen . Die Strafe der körperlichen Züchtigung kann

daher nur dann zur Anwendung kommen , wenn der Lehrer die Beſtra⸗

fung nach eigener Zuſtändigkeit übernimmt und ausführt . Wohl kann der

Schulleiter oder die Ortsſchulbehörde den Schüler dem Lehrer zur Be⸗

ſtrafung überweiſen ; ſie können dabei aber nicht in einer den Lehrer ver⸗

pflichtenden Weiſe beſtimmen , daß die Strafe der körperlichen Züchti⸗
gung zur Anwendung zu bringen ſei .

Schulſatzungen .

§ 69 .

( 1) Für jede Volksſchule ſind die Vorſchriften über die

Pflichten der Schüler und die zuläſſigen Strafen nach den Vor⸗

ſchriften dieſer Verordnung unter Berückſichtigung der örtlichen

Verhältniſſe durch die Lehrer im Benehmen mit der Ortsſchulbe⸗
hörde in beſonderen Schulſatzungen , die der Genehmigung des

Kreisſchulamtes bedürfen , zuſammenzuſtellen .

Die Schulſatzungen ſind den Schülern zu Beginn jeden

Schulhalbjahres vorzuleſen Jeder Schüler ſoll einen Abdruck

der Schulſatzungen zur Zuſtellung an ſeine Eltern oder deren

Stellvertreter erhalten .

Schulſatzungen ſollen neben den allgemeinen Vorſchriften der Schul⸗

ordnung etwaige , nach den örtlichen Anſchauungen und Verhältniſſen für
nötig oder angemeſſen erachtete Beſtimmungen enthalten , wie z. B. das
—unter Umſtänden auf ortspolizeilicher Vorſchrift beruhende — Verbot
an die Kinder , ſich nach Eintritt der Dunkelheit auf den Straßen herum⸗
zutreiben vergl . auch Bmkg . zu § 60.

Wo in den Städten mit einem Stadtſchulamt oder einem Rektor

( SchBO . § 44) die Aufſtellung beſonderer Satzungen für erforder⸗

lich erachtet wird , hat ſie durch das Stadtſchulamt bezw . durch den Rek⸗
tor zu geſchehen . Dabei wird ſich die Anhörung der Schulkommiſſion

empfehlen . In Städten mit einem Rektor hat dieſer Abſchrift der

Satzungen dem Kreisſchulamt vorzulegen . Zur Genehmigung von
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Satzungen anſtelle des Kreisſchulamts , wie in SchBVo . 8 44 Ziff . 6 vor⸗
geſehen , wird ſich für den

2. Sofern die Schulſatzungen nicht in den Zeugnisheften zum Abdruck
kommen , wird es ſich empfehlen , ihre Zuſtellung an die Eltern gegen
ſchriftliche Beſcheinigung zu bewirken .

ktor Gelegenheit nicht bieten .

Vierter Abſchnitt .

Ausſtatkung und Reinigung der Schule .

( 0 Zur inneren Einrichtung der Lehrzimmer , zu den für den
Unterricht notwendigen Lehrmitteln und zu den ſonſtigen Schul
gebrauchsgegenſtänden (§S 116 des Schulgeſetzes ) gehören außer
den Schulbänken :

a ) Vorhänge zum Schutz gegen die einfallenden Sonnen⸗
ſtrahlen , ein Thermometer , ein Schrank zur Aufbewah⸗
rung von
übrigen Gebrauchsgegenſtänden , ein Tiſch oder Pult nebſt
2 Stühlen , eine ſchwarze Wandtafel und eine Notentafel
ein Tafelſchwamm , eine Waſch
und die für Lehrer und Schüler
Kreide , eine

Meterſtab , ein Winkelmeſſer , ein Kreideeinſatzzirkel , ein
Gewichtsſatz und die wichtigſten Hohlmaße , geometriſche
Körper von hinreichender Größe , eine Rechenmaſchine ,
eine Geige und die dem Lehrer
wendigen Bücher und Schreibmaterialien :

ferner die nach den Forderungen des Unterrichts⸗
planes nötigen Lehrmittel in der für die einzelnen Schul⸗
klaſſen oder Lehrer erforderlichen Zahl , nämlich : Globus ,
Planigloben , Wandkarten von Baden , Deutſchland , Europa
und Paläſtina , Wandkarten vom Schulort und ſeiner Um⸗
gebung , vom Amtsbezirk oder Kreis :

b) für den Unterricht in weiblichen Handarbeiten : die nötigen
Gebrauchsgegenſtände für Schreiben und Zeichnen , ein

5 Schrank zum Aufbewahren der Handarbeiten und Arbeits⸗
1 ſtoffe , eine Wandtafel mit quadratiſcher Lineatur , ein

Nährahmen , ein Tiſch zum Schneiden und Richten der
Näharbeiten , Nähtiſche oder wenigſtens an den Bänken
anzubringende
Handtuch ;

ſchvorrichtung nebſt Handtuch
erforderliche Tinte und

zum Unterricht not⸗

Waſchvorrichtung

c) eine Sammlung der Apparate , die für die anſchauliche
Behandlung der in den § 8 145 , 148 bis 155 des Unter⸗
richtsplanes aus der Naturlehre vorgeſchriebenen Unter⸗
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richtsſtoffe erforderlich ſind , ſowie die nötigen Wand⸗

bilder für den geographiſchen , geſchichtlichen und natur⸗

geſchichtlichen Unterricht .

( 2) Wo die Mittel es geſtatten , ſoll durch Anbringung künſt⸗

leriſch guter , dem Faſſungsvermögen der Schüler angepaßter

Bilder der Sinn für das Schöne geweckt und gepflegt werden .

( 3) Wo beſondere Zeichentiſche , deren Einführung ſich emp⸗

fiehlt , vorhanden ſind , kann die Polſterung ( it . b) an dieſen an⸗

bracht werden .

( J ) Die für den Turn⸗ und Spielunterricht erforderlichen

Geräte werden durch beſondere Verordnung beſtimmt .

Als Thermometer ſollen nur hundertteilige mit Ausſchluß

ſolcher mit doppelter Skala zur Verwendung kommen . SchVOBl . 1901

Seite 67.

Bezüglich der Schulbänke beſtimmt § 11 der SchHBVVO .

Die Schulbänke sollen der mittleren Größe der Schüler

angepaßt , zweisitzig und überdies 80 eingerichtet sein , dab

der innere Tischrand und der vordere Rand der Sitzbank in

einer Vertikallinie liegen ( Nulldistanz ) oder der erstére Rand

den letzteren überragt ( Minusdistanz ) . Die Schulbank soll

mindestens 1,20 Meter lang und im oberen Tischrand in der

Mitte und am Ende derselben je ein gläsernes oder irdenes

Tintengeschirr enthalten .

Im übrigen iſt die Art der zu beſchaffenden Schulbänke den Gemein⸗

den freigegeben . Wo die Raumverhältniſſe es geſtatten , ſollen die Schul⸗
bänke zweiſitzig ſein . Auch ſind ſie zweckmäßiger Weiſe nicht der mitt⸗

leren Größe , ſondern der verſchiedenen Größe der einzelnen Altersſtufen

anzupaſſen . Wegen der für den Turnunterricht erforderlichen Geräte

ſiehe SchG . Seite 63.

Schülerbücherei .
8 1

An jeder Volksſchule ſoll eine Schülerbücherei beſtehen . über

die Anſchaffung der Bücher beſchließt auf Antrag der Lehrer die

Ortsſchulbehörde . Die Verwaltung der Bücherei ſteht dem Schul⸗
leiter ( Rektor ) oder dem erſten Lehrer und wo ein Schulleiter

( Rektor ) oder erſter Lehrer nicht beſtellt iſt , dem von der Orts —

ſchulbehörde damit betrauten Lehrer zu .

SchB2o . § 38, 3. Vo . über die Errichtung von Dienſtſtellenaus⸗
ſchüſſen vom 23. Mai 1921 8 3 Ziff . 3 a. Bktm . über die Berufsberatung
vom 29. Mai 1922 S. 376.

„dDie Verpflichtung der Gemeinde zur Beſchaffung einer Schüler⸗
bücherei iſt nicht im Geſetz unmittelbar , wohl aber in der ihr durch
das Geſetz übertragenen Aufgabe , für die Unterrichtung und Erziehung
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ihrer ſchulpflichtigen Jugend zu ſorgen , begründet . Die Gemeinde wird
daher in dem für die Schule aufzuſtellenden Voranſchlag jeweils eine an⸗gemeſſene Summe „für Schülerbüchereien “ vorſehen .

Die Entſcheidung über die Anſ chaffung der Bücher iſt der Orts⸗
ſchulbehörde zugewieſen , die über die voranſchlagsmäßigen Mittel hiezuverfügt . Sie wird dabei die ſachkundigen Anträge des Lehrers berück⸗
ſichtigen , wenn ſie auch rechtlich nicht daran gebunden iſt .

An den großen Volksſchulen , an denen die Verfügung über dieMittel des Voranſchlags den Stadtſchulräten oder den Rektoren zukommt ,
entſcheiden dieſe über die Anſchaffung .

Ein Verzeichnis von für Schülerbüchereien geeigneten Büchern enthältder von dem UM. mit Bkm . vom 28. Mai 1923 , ABl . Nr . 19, empfohlene
„ Ratgeber für die Schülerbibliotheken der Volks⸗
und Fortbildungsſchulen “ herausgegeben von R. Lauer ,O. Fritz und R. Höfler , Verlag der Konkordia in Bühl . Erwünſcht wäreeine Neubearbeitung des wertvollen Verzeichniſſes . Die Verwaltungder Schülerbücherei und der Lehrerbücherei gehört wie die der
Lernmittel zu den dienſtlichen Aufgaben des Lehrers , für die eine
beſondere Vergütung nicht gewährt wird . Wo die Beſorgung der
Bücherei — wie an großen Schulen — einen beſonderen Zeitaufwand
verurſacht , kann bei der Zuweiſung der wöchentlichen Pflichtſtundenzahlan den Lehrer auf die ihm hieraus erwachſende Belaſtung entſprechend
Rückſicht genommen werden .

Schulinventare , Schulakten .
872

Die Lehrer ſind verpflichtet , über die in ihrem Beſitz und
unter ihrer Aufſicht befindlichen Gebrauchsgegenſtände und Lehr⸗
mittel ein geordnetes Verzeichnis zu führen und für die Ordnung
und Aufbewahrung der Schulakten zu ſorgen .

Die Verwaltung der Lehrmittel und Gebrauchsgegenſtände gehörtzum Dienſtkreis der Lehrer . Eine beſondere Vergütung kann dafürnicht gewährt werden . Wenn durch die Gemeinde Lernmittelfrei⸗heit eingeführt iſt , hat die Gemeinde auch für die Durchführung der
Anordnung Sorge zu tragen . Sind in einer Stadt beſondere Stadt⸗
ſchulämter oder Rektoren beſtellt , ſo haben dieſe auf Verlangen der Ge⸗
meinde die betreffenden Geſchäfte zu übernehmen .

Geſundheitliche Anforderungen an die Lernmittel .

§ 783.

Die Lehr⸗ und Lernmittel ſollen ſo eingerichtet ſein , daß jedeSchädlichkeit für die Augen der Schüler ausgeſchloſſen iſt . Hefteund Bücher müſſen gutes , helles , feſtes Papier haben , das die
Schrift und den Druck einer Seite auf der anderen nicht durch⸗ſchlagen läßt . Der Druck muß entſprechend groß und überſichtlich
ſein .
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Eine unterm 17. Januar 1884 von dem vom OSchR . über die

Pflege der Geſundheit in den Mittelſchulen erlaſſene Verordnung be⸗

ſtimmt , daß bei dem Druck der Schulbücher betragen ſoll : Die Buch⸗

ſtabengröße mindeſtens 1,5 mm, die Dicke der Striche 0,25 mm, der

Zwiſchenraum der verſchiedenen Striche der Buchſtaben 0,5 mm, der

Zwiſchenraum zwiſchen zwei Wörtern 2 mm, die Entfernung zweier

Zeilen zwiſchen den nicht überragenden Buchſtaben ( Durchſchuß ) 2,5 mm.

Um die Fährlichkeiten , die mit dem Turnunterricht verbunden

ſein können , nach Tunlichkeit zu verhüten , ſollten — wie dies für die

Staatsſchulanſtalten durch einen Runderlaß des UM. vom 2. September

1902 vorgeſchrieben iſt — ſämtliche Turngeräte jährlich mindeſtens

einmal auf ihre Feſtigkeit und Brauchbarkeit genau unterſucht werden .

Nachſicht für kleinere Schulen .
8 74 .

Das Kreisſchulamt iſt ermächtigt , für kleinere Schulen auf

Antrag der Gemeinden beim Vorhandenſein beſonderer Verhält⸗

niſſe Nachſicht von der Anſchaffung einzelner der in §S 70c aufge⸗

führten Lehrmittel zu gewähren .

Für die Entſcheidung der Frage , ob und in welchem Umfang Nach⸗

ſicht zu gewähren iſt , kommen in erſter Reihe die wirtſchaftlichen

Verhältniſſe der Gemeinde in Betracht . Das Bedürfnis nach Anſchau⸗

ungsmitteln der in §S 70 Abſ . 1 Ziff . e bezeichneten Art wird im allge⸗

meinen in kleinen , abgelegenen Gemeinden noch mehr vorhanden ſein , als

in großen , dem Verkehr angeſchloſſenen Gemeinden .

Entſcheidungsbefugnis des Gemeinderats .

8. 755

( ) über Anträge auf Neuanſchaffung , Ergänzung und

Unterhaltung von Lehrmitteln , Gerätſchaften und Gebrauchs⸗

gegenſtänden entſcheidet , wenn die Mittel hierfür nicht zur un⸗

mittelbaren Verfügung der Schulbehörden ſtehen , der Ge⸗

meinderat .

02) Wenn der Gemeinderat einem an ihn gerichteten Antrag

nicht ſtattgibt , ſo hat das Kreisſchulamt auf Anrufen des einen

oder des anderen Teils die Gegenſtände zu bezeichnen , deren An⸗

eRAFTF ＋*ů 5 8 2 2
ſchaffung es für notwendig erachtet ( § 116 des Schulgeſetzes ) .

SchG . §S 23. SchBBo . §8 9, 31, 37.

Lehnt der Gemeinderat die Anſchaffung der vom Kreisſchulamt ihm

als notwendig bezeichneten Schulgebrauchsgegenſtände ab und bleibt er

auch gegenüber einer auf Antrag des Kreisſchulamts vom Bezirksamt
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verſuchten Einwirkung auf dieſer Ablehnung beſtehen , ſo hat das Kreis⸗
ſchulamt nach Maßgabe des § 140 Abſ . 2 Ziff . 2 und 30 . 8 5 Ziff . 2 b
Antrag auf Erlaſſung einer Entſcheidung durch den Bezirksrat zu ſtellen .

Anſchaffung der Lernmittel .

Wenn die Schüler nicht im Beſitz der erforderlichen Bücher
und ſonſtigen Lernmittel ſind , oder wenn ſich dieſe in unbrauch⸗
barem Zuſtand befinden , ſo erläßt die Ortsſchulbehörde an die
Eltern oder deren Stellvertreter aufgrund des § 5 des Schul⸗
geſetzes die ſchriftliche Aufforderung , binnen einer zu beſtimmen⸗
den Friſt die nötigen Anſchaffungen zu machen , widrigenfalls das
Erforderliche durch die Gemeinde auf Koſten desjenigen ange⸗
ſchafft werde , dem die Unterhaltspflicht für den Schüler obliegt .
Nach fruchtloſem Verlauf der beſtimmten Friſt ſorgt die Orts⸗
ſchulbehörde für Anſchaffung des Fehlenden durch die Gemeinde .

Vergl . SchG . § 5 Seite 18.

Reinhaltung der Schulräume .

( ) Die Schulzimmer und fämtliche zur Schule gehörigen
Räume einſchließlich der Turnhallen ſind ſtets rein zu halten .

( 2) Zu dieſem Zweck ſind die Schulzimmer und die zu ihnen
führenden Gänge und Treppen täglich nach Beendigung der
Schulzeit bei geöffneten Fenſtern und angefeuchtetem Boden
ſauber auszukehren ; nach dem Auskehren iſt der Staub auf
Bänken , Tiſchen , Stühlen , Ofen und Ofenröhren zu entfernen . Die
Böden ſind alle acht Tage nach vorausgegangenem ſauberen Aus⸗
kehren mit einem feuchten Tuche aufzuziehen . Alle vier Wochen
iſt das Holzwerk in dem Schulzimmer ſauber abzuwaſchen ; gleich⸗
zeitig ſind die Fenſter zu reinigen . Das Aufziehen hat zu unter⸗
bleiben , wenn die Zimmer bei der Hauptreinigung ( Abſatz J) , mit
ſtaubbindendem Ol geſtrichen werden .

( 3) Die Aborte ( Zellen und Piſſoirs ) ſind ſo oft als nötig ,
jedenfalls aber alle acht Tage durch Ab⸗ und Aufwaſchen gründ⸗
lich zu reinigen .

( ) Außerdem ſind wenigſtens viermal im Jahre die Böden
ſämtlicher Schulräume gründlich aufzuwaſchen ſowie Wände ,
Decken und Einrichtungsgegenſtände vom Staub zu reinigen .

(65) Schülern darf die Beſorgung der Reinigungsarbeiten
nicht übertragen werden .
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( 6) Den Lehrern wird zur Pflicht gemacht , die genaue Ein⸗

haltung der vorſtehenden Vor ſchriften zu überwachen und etwa
f ittelung des erſten Lehrers
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3. Eine beſondere Fürſorge iſt nicht nur aus geſundheitlichen , ſon —dern auch aus ſittlichen Gründen der Reinhaltung der Aborte zuzu⸗wenden . Nach den Anordnungen für die ſtaatlichen Schulanſtaltenmüſſen die Aborte und Piſſoirs täglich auf ihre Sauberkeit nachgeſehenund die Abortſitze täglich abgewaſchen werden . Bei fehlender Selbſt⸗
ſpülung ſind die Piſſoirs täglich und in der heißen Jahreszeit vor - und
nachmittags abzugießen .

Die tägliche Reinigung hat ſtets in der ſchulfreien Zeit zu geſchehen .
4. Die in Abſ . 4 vorgeſehene gründliche Reinigung iſt in den Ferienan Weihnachten , Oſtern , im Sommer und im Spätjahr vorzunehmen .

5 . Die Vorſchrift des Abſ . 5 ſchließt die Verwendung der eigenenKinder der mit den Neinigungsarbeiten betrauten Perſonen nicht aus .

Fünfter Abſchnitt .

Anwendung der Schulordnung an den Volksſchulen der

Städteordnungsſtädte .

78 .ι⏑ν

Die nach den vorſtehender Beſtimmungen dem Kreisſchulamt ,
dem Schulleiter ( Rektor ) , der Ortsſchulbehörde oder ihrem Vor⸗
ſitzenden zugewieſenen dienſtlichen Aufgaben und Zuſtändigkeiten
werden an den Volksſchulen der Städteordnungsſtädte durch die
nach § 119 des Schulgeſetzes beſtellten Volksſchulrektoren ( Stadt⸗
ſchulräte ) ausgeübt . Den genehmigten Stundenplan hat der
Volksſchulrektor dem Kreisſchulamt auf Verlangen zur Kenntnis⸗
nahme mitzuteilen . Zur Erledigung der ihm obliegenden Dienſt⸗
geſchäfte kann der Volksſchulrektor die nach § 120 des Schul⸗
geſetzes angeſtellten Rektoren und erſten Lehrer ( Oberlehrer ) nach
den näheren Beſtimmungen der für dieſe erlaſſenen Dienſt⸗
weiſungen beiziehen . Die Beſchlußfaſſung über die Verteilung

er Ferien ( § 54 Abſatz 3) bleibt in den Städten der Städteord⸗
nung , ſoweit die Regelung nicht in dem aufgrund des § 128 des
Schulgeſetzes erlaſſenen Ortsſtatut vorgeſehen iſt , dem Stadtrat
vorbehalten .

Soweit hier dienſtliche Aufgaben , die nach der Schulordnung der
Ortsſchulbehörde oder ihrem Vorſitzenden zukommen , an den
Volksſchulen der Städteordnungsſtädte den ſchultechniſchen Leitern dieſer
Schulen zugewieſen werden , iſt dies auf ausdrücklichen Antrag der
veteiligten Städte geſchehen .

Die Übertragung von Dienſtaufgaben des Kreisſchulamts andie Leiter dieſer Schulen iſt , ſoweit es ſich um Volksſchulen mit Stadt⸗
ſchulämtern handelt , inſofern gegenſtandslos geworden , als dieſenſchon nach allgemeiner Regelung die gleichen Befugniſſe wie den Kreis⸗

*2
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ſchulämtern zukommen . Damit iſt auch die Beſtimmung über die Vor⸗

lage des Stundenplans an das Kreisſchulamt hinfällig geworden . Soweit

aber Volksſchulen der früheren Städteordnungsſtädte mit Rektoren in

Frage kommen , ſind dieſen Rektoren die entſprechenden Zuſtändigkeiten

durch § 44 der SchBVO . zugewieſen worden . Die Vorlage des Stun⸗

denplans — bezw . einer Ahſchrift desſelben — an das Kreisſchulamt hat

an dieſen Schulen nach 8 44 Ziff . 6 der SchBVO . in jedem Fall — ohne

beſonderes Verlangen des Kreisſchulamtes — zu geſchehen .

Die Rektoren nach § 120 SchG . ſind nach der durch PAVO . Art . 2

geſchaffenen Neuordnung zweite Beamte des Stadtſchulamts und als

ſolche zur Vertretung des Stadtſchulrats in allen ſeinen Dienſtobliegen⸗

heiten zuſtändig . Die dienſtlichen Aufgaben der Oberlehrer ſind in 8 45

der SchBVO . feſtgelegt .

Die dermalige Geltung der Vorſchriften des

erſten und den letzten Satz beſchränkt .

§ 78 iſt hiernach auf den
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Muſter I .

Zu 8§ 2.

Bekanntmachung .

Die Aufnahme in die Volksſchule betreffend .

Auf Beginn des neuen Schuljahres werden alle diejenigen
Kinder ſchulpflichtig , die in der Gemeinde — den zum Schulver⸗
band gehörigen Gemeinden —

— — iſhren dauernden Aufenthalt
haben das ſechſte Lebenssjahr am 30 . April d. J . zurückgelegt
haben werden .

Die Eltern oder deren Stellvertreter werden aufgefordert ,
die ihrer Obhut anvertrauten ſchulpflichtigen Kinder am

den REnFßßFF3

vormittags von bis Uhr

im Schulhauſe — perſönlich anzumelden .
Die Anmeldepflicht erſtreckt ſich auch auf die Kinder , die auf

Beginn des vorigen Schuljahres zurückgeſtellt worden ſind , die im
neuen Schuljahr Privatunterricht erhalten ſollen , ſowie auf die

nichtvollſinnigen ( blinden und taubſtummen ) , die geiſtesſchwachen ,
krüppelhaften und epileptiſchen Kinder ; bezüglich der letzteren
Kinder haben ſich die Eltern bei der Anmeldung zu erklären , ob
ſie ihrer geſetzlichen Verpflichtung zur Unterrichtung der Kinder
durch private überweiſung oder durch Unterbringung in einer
ſtaatlichen oder ſtaatlich anerkannten Erziehungs⸗ und Unterrichts⸗
anſtalt nachkommen wollen und ob ſie die Aufnahme in eine ſolche
Anſtalt beantragen .

In dem Anmeldetermin ſind auch etwaige Anträge auf Nach⸗
ſichtserteilung hinſichtlich des Beginns der Schulpflicht für Kin⸗
der , die ſchwächlich oder in der Entwickelung zurückgeblieben ſind ,
unter Vorlage eines ärztlichen Zeugniſſes , ſowie auf Befreiung
vom Unterricht für Kinder , die Privatunterricht erhalten ſollen ,
zu ſtellen . Anträge der letzteren Art ſind mit beſonderer Begrün⸗

26
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dung ſchriftlich einzureichen unter Anſchluß eines bezirks⸗

ärztlichen Zeugniſſes darüber , daß das Kind wegen krank⸗

haften Zuſtandes die Volksſchule nicht beſuchen kann , ſowie mit

Nachweiſen darüber , daß das Kind mindeſtens den in der Volks⸗

ſchule vorgeſchriebenen Unterricht erhalten wird .

Für ſämtliche Kinder iſt das religiöſe Bekenntnis anzugeben

und auf Verlangen nachzuweiſen . Ferner ſind der Geburtsſchein

und für die Kinder , die auf Beginn des Schuljahres in die Volks⸗

ſchule eintreten werden , auch der Impfſchein vorzulegen .

Die ſchulpflichtigen Kinder haben ſich zu Beginn des Schuljahres

FIIii
vormittagas Uhr ,

im Schulhaus einzufinden .

Befreit hiervon ſind :

1. die nichtvollſinnigen , geiſtesſchwachen , krüppelhaften und

epileptiſchen Kinder ;

die Kinder , die vom Beſuch der Volksſchule wegen ſonſtiger

Gebrechen entbunden ſind ;

3. die Kinder , denen Nachſicht hinſichtlich des Beginns der

Schulpflicht gewährt iſt ;

4. die Kinder , die vom Beſuch der

weil ſie Privatunterricht erhalten .

Kinder , die die Volksſchule zu beſuchen haben , aber aus

irgend einem Grund zu Beginn des Schuljahres nicht erſcheinen

können , ſind von ihren Eltern oder deren Stellvertretern unter

Angabe des Hindergrundes mündlich oder ſchriftlich zu ent⸗

ſchuldigen .
Eltern oder deren Stellvertreter , die es verſäumen ,

ihrer Obhut anvertrauten ſchulpflichtigen Kinder zum Beſuch der

Volksſchule anzuhalten , unterliegen der Beſtrafung aufgrund des

§ 71 des Polizeiſtrafgeſetzbuchs vom 18 . Juli 1928 .

d

Volksſchule entbunden ſind,

die

Die Ortsſchulbehörde .

Das Mufter iſt nach Maßgabe der Beſtimmungen in Bad . Verf . § 19

Abſ . 5 und des GSchG . über die Verpflichtung zum Beſuch der Volks⸗

ſchule entſprechend geändert .
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Volksſchule Baden⸗Baden . Muſter II .
C . Zu §10 .

Haupiſchülerliſte .

Wäcdchen .

Jahrgang 1914/15 ,
enthaltend ſämtliche Mädchen , die auf Oſtern 1914 ſchulpflichtig

geworden ſind .
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15 2 3 4. 5³ 6.

2 Geburtszeit Zu⸗ u. Vorname

. Zu⸗ u. Vorname —
ſowie Stand des

8 des — — verantworklichen 1

5
— Elternteils oder

5 Kindes — — 5 ſeines Stell⸗
vertrekers —

1.] Abel , Marie Baden 1907 Mai 2. [kath. ] Abel , Johann ,
2

Schloſſer

2.] Albert , Katha - Karlsruhe 1908 Aprill 27 . ev . Albert , Friedr . ,
3

rina Agent

3.] Binder , Emilie [ Prechtal 1908 April 30 . ev . Volt , Michael ,
5

Kaufmann ,
Pflegevater

4. [ Degen , Roſa Konſtanz 1907 Aug . 12. kath . ] Degen , Friedr . ,
Privat

5

5.] Herbſt , Ida Baden 1908 Jan . 21. kath . FCerbſt , Michgel ,
Mi lchhändler

6 . Keller , Joſepha ] Baden⸗ 1908 Jan . 30. kath . ] TKeller , Theod. ,
Lichtental Kaufmann

— —

Stadler , Hugo ,
Kaufmann ,

Vormund

5
8

7.] Siegwart , Wil⸗] Baden 1907 Nov . 19 . ] ev. Siegwart , Karl ,

helmine
Privat

38
8.] Traub , Klara Baden 1907 Juli 19. kath . ] Traub , Severin ,

Taglöhner

9.] Vetter , Frieda Baden 1907 Juli 30. kath. ] Vetter , Agathe ,
Schreinersw .

10. ] Zutt , Sophie Oos 1908 April ] 23. kath . ] Zutt , Moritz . 3
Schreinermſtr .

11. ] König, Eliſabeth ! Achern 1907 Dez . 6. kath. ] König , Friedr . ,
Wirt

33 5
12. Maier , Karolineſ Baden 1907 ] Okt . ] 6. kath . Maier , Franz ,

Schuhmacher

13. ] Müller , Frieda Karlsruhe 1908 Aug. 5 Müller , Karl ,
Oberamts⸗

richter

2
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8. 9. 10.5

über
d
den

Tag, Monat Bezeichnung Tag, Monat Bemerkungenund der
Jahr desEintritts Anſtalt Jahr de

April 1914 Volksſchule hier

April 1914 Volksſchule hier

Fe April 1914 Volksſchule hier

—f
5. April 1914 Volksſchule hier 11. Sept . 1917

Lehr⸗ und Er⸗
ziehungsinſtitut
zum hl. Grab hier

20. April 1915 Volksſchule hier

15. April 1914 Volksſchule hier 11. Sept . 1917

15. April 101⁴ April 1915
1. Mai 1915

Voltsſchule 20
Achern

Volksſchule hier

Lehrinſtitut zum 15 . April 1918
hl . Grab hier

Volksſchule hier

Gymnaſium hier

15. April 1918P

Jufolge Umzugs der Pflegeeltern
nach Singen überwieſen

Nach Beſchlußdes Volksſchulrekto⸗
rats Baden vom 1 April 1914
wegen Privatunterrichts vom
Schulbeſuch entbunden.

In die Höhere Mädchenſchule da⸗
hier am 12. Sept . 1917einge⸗treten. (Mitteilung der Direk⸗
tion vom 15. Sept. 1917).

Nach Schreiben der Vorſteherin
eingetreten am 16. April 1914.

Als geiſtesſchwach zum Beſuch der
Volksſchule nicht angehalten.

Als blind zum Beſuch der Volks⸗
ſchule nicht angehalten.

Nachſicht hinſichtlich des Beginns
der Schulpflicht bis Oſtern 1915
erteilt . Eingetreten Oſtern 1915.

In das Gymnaſiumhier eingetreten
am 12. Sept . 1917 (Schreiben
der Gymnaſiumsdirektion vom
15. September 1917).

Am 29. April 1919 von Achern
überwieſen.

Aus dem Lehr⸗ und Crziehungs⸗
inſtitut zum hl. Grab hier über⸗
wieſen am 12. April 1918.

Wird nach der Überweiſung des
Volksſchulrektorats Karlsruhe
vom 1. Aug. 1919 das Gymna⸗
ſium in Baden beſuchen. Nach
Mitteilung der Gymnaſiums⸗direktion hier vom 13. Sept .
1919 in dieſe Anſtalt eingetreten
am 12. Sept . 1919.
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III .

Zu § 14.
Hauptſchülerliſte Nr .

Nr . . Baden , dennn Ii

Das Vollsſchulrelitorat Baden

an die Ortsſchulbehörde inn

D Schüler

welche am zaus Klaſſe

Schuljahr )

) — des hieſigen Gymnaſiums

Mädchenſchule — austrat , wird hiermit dorthin überwieſen .

der hieſigen Volksſchule ( Schulabteilung
—der hieſigen Höheren

Geburtszeit :

Religions bekenntnis:
Erſtmalige Aufnahn in dieVoltsſch 1

Bisheriger Schulbeſuch :

Schulzeugnis über BeHRN Fleiß 9105 Leiſtungen wurde

de . Schüler — beim Abgang ausgehändigt .

Verantwortlich für den Schulbeſuch dortſelbſt iſt :

( Name, Stand und W bnung der Eitern oder deren Steldertteter )
5

D Schüler ſoll in — die dortige Volksſchule — das

dortige Gymnaſium —die dortige Höhere Mädchenſchule — die

Lehr⸗ und Erziehungsanſtalt voe“˖nnnn
eintreten .

Der Klaſſenlehrer : Das Volksſchulrektorat :
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Muſter IV .

Zu § 24 Abſatz 1.

—— Volksſchule Bulach .

3 Liſte
der

ungerechtfertigten Schulverſäumniſſe

und der

Schulverſäumnisſtrafen

für die Zeit vom 16 . Februar bis 1. März 1914 .



Gö»• ˙ : • ß7ͤÿͥ⸗ĩ
2 a 7558

8 — 8 Zu⸗ und Vorname

S 2 — 2 Tage, ſowie Stand des

3528 2 5 § an denen die Schule verantwortlichen
2 2 — — — 2 8 2 7

5 ο verſäumt wurde [ Elternteils oder ſeines

8 2 Stellvertreters
8 2

1. ] Felder , Jakob 1.] 17. , 19. , 26. Febr . Felder , Joſ . Fabrikarb.

2. ] Weber , Heinrich 1 . 18 . , 19. , 20. Febr . Weber , Kath . ,Wäſcherin

2 Glaſer , Emma 2.] 20. Febr . Glaſer , Ant . , Schreiner

4. ] Schmidt , Friedrich [2. 21. Febr . Müller , Karl , Poſt⸗
ſchaffner , Vormund

5. ] Bitter , Franz 3.] 17. , 23. Febr . Bitter , Michael , Dienſt⸗
knecht

6. ] Hecht , Theodor 4. 18. , 19. , 28. Febr . [Hecht, Joſ . , Maurersw .

605
Herbſt , Luiſe 6.] 17. Febr . Herbſt , Lud. , Bierbrauer

8. ] Maier , Albert 7. 19. , 20. Febr . Maier , Gottlob , Buch⸗

binder

9. ] Fritz , Robert 8.] 19. Febr . Fritz , Aug. , Fabrikauff .

An den Herrn Vorſitzenden der Ortsſchulbehörde Bulach mit

dem Antrag , gegen die Angezeigten O. ⸗Z. 1, 2, 4, 5, 7, 8 und ?

die geſetzliche Strafe auszuſprechen bezw . herbeizuführen .

Bulach , den 2. März 1914 .

Der erſte Lehrer :

N. N.

Ortsdiener N. N. erhält den Auftrag , die Straferkenntniſſe

gegen die Angezeigten O. ⸗3. 1, 4, 5, 7, 8 und 9 zu eröffnen und

die Strafbeträge ſogleich zu erheben .

Bulach , den 4. März 1914 .

N. N. , Bürgermeiſter .

meiſ



10. 11.

Die Strafe wurde

Bemerkungen
b ezahlt

nicht bezahlt Beſchwerden, Strafvollzug
der—warum nicht? u. dergl. )

— Anzeige an das Bezirksamt
erſtattet .

. · . . . . . . . — Nachträgl. Entſchuldigung im
ö Benehmen mit dem erſten

Lehrer zugelaſſen.
1 44 . /3 ( —( 206 ( 3 . /4 . — 20 Einwendung . ][ Der Einwendung wurdenicht

ſtattgegeben.
2 [4. /3. —60 —( 2 . /4 . — 600öriſt bis 1. Aprilſ Friſt bewilligt.

erbeten.

TTTTC . . . . . — Die Muttertrifft keinerleiVer⸗
ſchulden; der Knabe erhielt
nachträgl. eine Schulſtrafe .

Beſchwerde vomBezirksamt
verworfen.

Die Strafe wurde in Ab⸗
gang genommen.

5— 304 — — —

60 —8⁰0

— ( 4. /3 . —30

Die bis jetzt eingegangenen Strafen mit 60 / werden der
Gemeindekaſſe — dem Schulfonds — in Einnahme gewieſen .

Bulach , den 10. März 1914 .

Der Gemeinderat ( die Ortsſchulbehörde ) :
N. N.

Den Empfang obiger 60 beſcheinigt
Bulach , den 12. März 1914 .

N. N. , Gemeinderechner ( Schulfondsrechner ) .

Die weiter eingegangenen Strafen mit 80 „ werden der Ge⸗
meindekaſſe — dem Schulfonds — in Einnahme gewieſen .

Bulach , den 4. April 1914 .
Der Gemeinderat ( die Ortsſchulbehördeh ) :

N. N.

Den Empfang obiger 80 beſcheinigt
Bulach , den 6. April 1914 .

N. N. , Gemeinderechner ( Schulfondsrechner ) .
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Muſter V.

Zu 8 24 Abſatz 2.
Volksſchule Waldkirch.

inen .
( 2. ) Antrag . Nr . des Verzeichniſſes :

Zu⸗ und —2 Name und ned Woegne —*7* des ] des verantwortlichen er Tage er⸗
Vorname des ( Elternteils oder deſſen 73 der Ver⸗ kungenSchulkindes [ Stellvertreters ſäumniſſe

Wäldkirch , den 198 —

Der Klaſſenlehrer : Das Rektorat :

8 An das Bürgermeiſteramt Waldkirch mit dem
Antrag , die geſetzliche Strafe auszuſprechen .

Das Rektorat :

Wäldkirch , deß 19

Beſchluß .

—
1. Straferkenntnis über Mark Hbig⸗ 678

2 . — R. v. — an den Ratsdiener N. N. mit dem

Auftrag , vorſtehendes Straferkenntnis zu er⸗
öffnen und den Strafbetrag ſofort zu erheben .

Das Bürgermeiſteramt :

Das Straferkenntnis wurde am eröffnet .

Die Strafe wurde bezahlt .

Geihtzahnng

Zugreifbare Fahrniſſe ſind vorhanden .

irch den 193

Der Ratsdiener :
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Waldeiichdenn

Beſchluß .

1. Einnahmeweiſung .

2. An das Rektorat zurück .

90.WE.— —̇ —

Das Bürgermeiſteramt :

Waldkirch : den0

Beſchluß .

1. Austrag in der Verſäumnistabelle .

— R v. — an den Herrn Klaſſenlehrer —

zur Kenntnisnahme .

Das Rektorat :

Die Kenntnisnahme beſcheinigt :

Waldkirch , den

Der Klaſſenlehrer :

19

Wllaſt



e

Schulordnung vom 12. Dezember 1913 . 413

Muſter VI .

Zu § 31.
Volksſchule Karlsruhe .

2 6Nahnung
wegen ungerechtfertigter Schulverſäumnis .

Ihre Tochter Marie Bickel , Schülerin der II . Klaſſe ,
hat die Schule am vormittags , ungerechtfertigt
verſäumt . Unter Hinweis auf S§ 1 und 4 des Schulgeſetzeserſuchen wir , dafür beſorgt zu ſein , daß das Kind die Schule
künftighin geordnet beſucht .

Gegen dieſe „ Mahnung “ iſt binnen einer Woche vom
Tage der Zuſtellung an die Beſchwerde an das Bezirksamt
zuläſſig .

Karlsruhe , den VWWWE

Das Volksſchulrektorat :

An Herrn

Zuſtellungsgebühr 50 .

Zugeſtellt am —

N. N. , Stadtdiener .

Sind ſchon zwei Mahnungen fruchtlos ergangen , ſo iſt der dritten
Mahnung als Schlußſatz beizufügen :

Nachdem gegen Sie wegen ungerechtfertigter Schulverſäumnis bereits
zweimal Mahnung fruchtlos ergangen iſt , wird für den Fall weiterer
Schulverſäumniſſe aufgrund des § 71 des Polizeiſtrafgeſetzbuches einge⸗
ſchritten werden .
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Muſter VII .

Zu 8 40.
Volksſchule Karlsruhe .

Hanoͤliſte .

Hlaſſe Lehrer :

Schuljahr 1i1 -

Schülerzahl :

Ain Anfang des Schiljahres

Eingetreten während des Schuljahres

Zuſammen 5

Ausgetreten während des Schuljahres —

Beſtand am Schluſſe des Schuljahre

Ferien und ſchulfreie Tage : Verſäumniſſe :

1. bewilligte
2. Enitſchuldigte
3. ungerechtfertigte

Ziiſöiitenßn

Abſtufung der Noten :

a. für Betragen :

1glit⸗
2 nicht ganz befriedigend ,
3 tadelnswert ;

b. für Fleiß , Aufmerkſamkeit
und Leiſtungen :
1 fſehr güt ,
28

3 ziemlich gut ,
4⸗ hinlänglich ,
5 ungenügend .



1
Name, Geburtstag , Geburtsort

1. Religionsbekenntnis

Name, Stand und?
Eltern oder deren Ste
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bewilligte entſchuldigte

Schulverſäumniſſe

ungerecht⸗
fertigte

— —
No. der

aupt
ſchüler⸗

liſte
eingetreten am

eten am

April
Mai
Juni

Auguſt
Sept.
Oktbr.
Novbr.
Dezbr.
Jan.
Febr.
März

No. der
Haupt
ſchüler⸗

liſte
eingetreten am

ausgetreten am

Juni
Juli
Auguſt
Sept.
Oktbr.
Novbr.
Dezbr.
Jan.
Febr.
März

eingetreten e

ausgetreten am

April
Mai
Juni
Juli
Auguſt
Sept.
Oktbr.
Novbr.
Dezbr.
Jan .
Febr.
März



Summe der
Schul⸗

verſäumniſſe

BE U.
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Muſter VIII .

Zu § 40.
Volksſchule Waldkirch .

1. bis 3. Schuljahr .

Raf
Schuljahr : 19 —/

Wochenbuch .

Aiigefsa

VVT

HB Bißßß . EE

om bi . von

Anleitung zur Führung des Wochenbuchs.
1. Am Schluß der letzten Wochenſtunde eines Faches am Ende der

Woche iſt der in der Woche behandelte Unterrichtsſtoff bei jedem
Fache einzutragen . Dabei ſind allgemein gehaltene Angaben
zu vermeiden .

Insbeſondere müſſen die Einträge die Nummern der Leſe⸗ 8ſtücke des Volksſchulleſebuchs , die gelernten Gedichte , die Auf⸗ 3ſatzthemata , die Rechengeſchäfte , den Stoff aus den Real⸗ 8fächern und die Lieder , die behandelt worden ſind , ebenſo auch Vdie Wiederholungen mit Bezeichnung des Stoffs enthalten . 75
2. Wo eine Klaſſe in Abteilungen unterrichtet wird , ſind die

wöchentlichen Einträge für jede Abteilung geſondert zu fertigen .
3. In der Spalte für Bemerkungen ſind die Ferien , die freien

Schultage , der Ausfall einzelner Stunden , Mitverſehung und
dergleichen einzutragen . Wenn Ferien von einer Woche oder
längerer Dauer zu verzeichnen ſind , bleibt der überſicht wegen
eine Querſpalte frei .

4. Die Einträge ſind mit Tinte vom Lehrer ſelbſt zu ſchreiben .



für die Volks

Deutſche
Sprache

a. Leſen und
Sprach⸗

ſchreiben

42⁰ Schulordnung

19 Religion

katholiſch
a. Gebete
P. Bibliſ

Woche e.

d. ang
buch b¹

Woche

vom

bis .

Woche

vom

bis

Woche

vom

bis

Woche

vom

bis

eſangRechneneimatkunde5G Bemerkungen
H
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Religion Deutſche
— — — — Sprache Ekarholiſch evangeliſch — — S —⁵àa. Gebete a. Gebete à. Leſen und — — — 2b. Bibliſche b. Bibliſche Sprach⸗ — —13 Geſchichte Geſchichte — 2Woche C. Katechis⸗ C. Katechis 7555 .

buch ſchreiben

Woche
1

vom

bis

Woche

vom

S Un

Woche



Wulleſ
—

Ehllich



Volksſchule Waldkirch .

Schuljahr : 19 —

geführt bis

Anleitung zur Führung des Wochenbuchs .

Wie bei Muſter VIII .

Schulordnung vom 12. Dezember 1913 .

Muſter VIII a.

4. bis 8. Schuljahr .

Wochenbuch .

Angefangen am

.

.
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19 Religion Deutſche Sprache

katholiſch
3

d . Schön à. Rechnen
A. Gebete a. à. Leſen ſchreiben

“ 4

ſcheGe 5 PD. Sprack Pog b. Geometrie

Woche Pb. bliſche Ge 5 0
2 5 e. Recht⸗

). Geometrie

ſchreiben
C. 8 C. e. Vortrag k. Aufſatz
d. d. Geſangbuch

Woche

vom

bis

Woche

vom

bis

Woche

vom

bis

Woche

vom

bis
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A. Natur⸗
geſchichte

b. Naturlehre

A.
b.

Geſang

Zeichnen
Turnen Franzöſiſch Bemerkungen
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Muſter IX .
Zu 8§ 47.

Volksſchule

Seugnisheft
für

Waria Zsickel ,
geboren am 23 . April 1907 zu Waldkirch , Amt Waldkirch , Tochter

SSàͥͥà
Bekenntniſſes

von Oſtern 1913 bis dahin 1914 Schülerin der Volksſchule in

Abſtufung der Noten :

a ) für Betragen :

1 dlit

2 nicht ganz befriedigend
3 tadelnswert :

P) für Fleiß und Aufmerkſameit ſowie für die Leiſtungen :
1 ſehr gut ,

güt⸗

3 = ziemlich gut ,

4 =hinlänglich ,

5 ungenügend .



ordnung für die Volk
Schul

Schuljahr 19

Klaſſe : Jahrgang :

Zeugnis
für

Sſchulen .

das erſte Halbiahr das zweite Halbjaht
ljahrſchluß

O Herbſt O

Betragen

0i

Fleiß und Aufmerkſamkeit
Sei

Religion

0

Deutſche
S che (Geſamtnote

Leſen und Sprachlehre

Auff

5

*

Schönſchreiben

hnen und Geometrie

Erdkunde (Heimatkunde
5

8

Geſchichte
Naturlehre

Geſang
6

—

Zeichnen
Turnen

07

8 5

W

Handarbeiten

Franzöſiſch
Engliſch
Handfertigkeitsunterricht

Beſondere Bemerkungen :

Die Kenntnisnahme

ſcheinigen :

be⸗

Der Klaſſenlehrer :

Die Eltern ( Stellvertr . ) :

Wird

Der Klaſſenlehrver:

Der erſte Lehtet:

Das Rektorat :



Schulordnung vom 12. Dezember 1913 .

Muſter X.

Zu § 56.
Volksſchule

Abgangszeugnis .
Karl Friedrich Maier , geboren am 3u

Ohrensbach , Amt Wal ldkirch/ Sohn des Landwirts Bernhard
ier dahier , katholiſchen Bekenntniſſes , hat die Volksſchule

ier ſeit beſucht und iſt ſeit
iler des oberſten Jahrgangs .
Sein Betragen an der Schule war
Sein Fleiß war 5 8
Seine Kenntniſſe und Fertigkeiten in den einzelnen Lehr⸗— gegenſtänden waren :

Religion Naturgeſchichte
De utſche Sprache ( Geſamtn lote ) [ Nati urlehre

Leſen und Sprachlehre Geſang8
Auffatz Zeichnen
Re PFrichtſchreiben nen

5hönfe chreiben Handarbeiten 8 5Rechnen und Geometrie Franzöſiſe 0
Erdkunde ( Seimatkunde ) Engliſch

— ˖‚ chichte Handfertigke eitsunterricht
— eſondere Belmerkungen:

— Der Schüler hat vor ſeinem Eintritt in die hieſige Volksſchule
—beſucht :

die Volksſchule in von Oſtern 1906 bis dahin 1908
— die Volksſchule inn . . von Sſtern 1908 bis 1. Okt . 1909 ,

die Volksſchule in — vom 10. Okt . 1909 bis 1. Juli 1910 .
Er hat nunmehr ſeine Schulpflicht beendigt und wird mit den8lbeſten Wünſchen für ſein weiteres Fortkommen aus der Schule

entlaſſen .

den

ESDetr Biürende Rer Orts ſchülbehör de⸗
( De Sehrer⸗ ) Det gehrer :( Das Rektorat : ) ( Der Klaſſenlehrer : )

Zeugnis iſt auf einem halben Bogen dauerhaften Papiers aus⸗
zufertigen . Die Noten ſind nicht mit Ziffern , ſondern mit Worten zuſchreiben . )
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den Fortbildungsunterricht

vom 19. Juli 1918 ſind Knaben noch 3 Jahre und Mädchen noch

2 Jahre nach Entlaſſung aus der Volksſchule verpflichtet , die

Fortbildungs ſchu le zu beſuchen . Eltern oder deren Stell⸗

vertreter , Arbeits - oder Lehrherren ſind verbunden , die unter ihter

Obhut ſtehenden , zum Beſuch des Fortbildungsunterrichts vel⸗

pflichteten Kinder zur Teilnahme an demſelben anzumelden und

ihnen die zum Beſuch desſelben erforderliche Zeit zu gewähren.

Zuwiderhandlungen werden nach § 11 des genannten Geſetz' s

mit Geld bis zu 20 Mark beſtraft .

Nach 8§8 1 u. 9 des Geſetzes über
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Muſter Xa .

Zu 8§ 59.

Abgangszeugnis für Schüler von Hilfsſchulen .

Volksſchule Mannheim . Schulabteilung :

Abgangs⸗Zeugnis .

Bekenntniſſes hat die Volksſchule dahier ſeit

S . efucht , wurde am : mß ; : in

die Hilfsklaſſe eingewieſen und iſt ſeit

Schüler der Hilfsklaſſe

Sein Betragen an der Schule war :

Sein Fleiß war :

Seine Kenntniſſe und Fertigkeitenin den einzelnen Lehrgegenſtänden
waren :

— Beligion : Wurde nach dem kleinen Kkäatholischen Religions -
büchlein unterrichtet , kennt die wichtigsten Gebete und
Lieder , weiß das Notwendigste aus der Lehre von Glauben ,
den Geboten und Sakramenten .

2. Deulſche Sprache : Liest deutsche und lateinische Druckschrift
langsam und mit Verständnis für einfache Verhältnisse .
Fann Selbsterlebtes schriftlich und mündlich darstellen , auch
in Briefform ; kennt die einfachsten Verkehrsformulare .

3. Rechnen : Sicher im Einmaleins , Enthaltensein und Teilen
innerhalb 100 , schriftliches Zu - und Abzählen ein - , zwei⸗
und dreistelliger Zahlen innerhalb 1000 ; Verständnis für
einfachen Rechenverkehr mit Münzen , Maßen und Gewichten .

4. Erdkunde ( Heimalkunde ) : Kennt Stadt und Umgebung , findet
sich auf der Karte von Baden und Deutschland zurecht .
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5. Nalurgeſchichle : Kennt einige wichtige Pflanzen , Tiere, Mineralien

der Heimat mit ihren Beziehungen zum Menschen und das

Wichtigste der Gesundheitslehre .

6. Werkunlerricht : Hat einfache Arbeiten aus Karton , Papier und

Ton mit Geschick angefertigt , vermag einfache Körbchen

Lohr und Rohrstuhlsitze Selbständig zu flechten und

Iolzarbeiten mit Nagel - und Schraubenverbindungaus 1

einfache

nach Zeichnung auszuführen .

Beſondere Bemerkun

folge besonderer Verhältnisse nicht in

urde daher in einer sog . Hiltsklasse
der die Eigenart det

e vorsieht , die im

Der Schüler konnte in

normaler Weise aufsteigen und

nach einem vereinfachten Lehrplan unterrichtet ,

Kinder berücksichtigt und diejenigen Lehrstoff

praktischen Leben unbedingt nötig Ssind.

ige Volksſchule beſucht:
Der Schüler hat vor ſeinem Eintritt in die hieſic

die Volksſchule in vom 19 bis 19

vom 19. bis 19

die Volksſchule in

Er hat nunmehr ſeine Schulpflicht beendigt und wird mit den

beſten Wünſchen für ſein weiteres Fortkommen aus der Schule entlaſſen .

Mannheim , den
19 5

Der Klaſſenlehrer :
Der Oberlehrer :

Das Stadlſchulamk :
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2. Verordnung des Unterrichtsminiſteriums
vom 28. November 1913 .

Den Religionsunterricht an der Volksſchule betr .

SchvoBl . Nr . XXXIV .

Aufgrund von Ziffer IV der Übergangsbeſtimmungen zum
Schulgeſetz vom 7. Juli 1910 — Nr . XXIX Seite 385 —wird
zum Vollzug der §S§ 40 und 41 dieſes Geſetzes verordnet , was
folgt :

Religiöſe Unterweiſung .

Klaſſeneinteilung .

8

ält in der Regel geſonderten Religions⸗
unterricht . An Volksſchulen mit Schülern verſchiedener Bekennt⸗
niſſe können die Schüler mehrerer Klaſſen , ſoweit es die Beſtim⸗
mungen des Lehrplans geſtatten , zur gemeinſamen Unterrichts⸗
erteilung vereinigt werden . Dieſe Abteilungen ſollen in der Regel
nicht mehr Schüler umfaſſen als die Klaſſen für weltliche Fächer .

( 2) berſtunden für den Religionsunterricht können nur beim
Vorliegen der Verausſetzungen des § 41 Abſatz 2 des Schulgeſetzes
eingerichtet werden .

( 1) Jede

SchG . SS 26, 40. Schd . 8 34.

Unter Lehrplan iſt der von der oberen Kirchenbehörde aufgeſtellte
Religionslehrplan zu verſtehen . Vergl . SchG . § 40 Seite 78. Die zu⸗
läſſige Schülerzahl für kombinierte Religionsklaſſen richtet ſich nach der
Zahl der im weltlichen Unterricht an der betreffenden Schule in einer
Klaſſe zu unterrichtenden Schüler , nicht aber nach der höheren Zahl , der
für den Fall der Kombinierung zweier Klaſſen zur Durchführung des
Unterrichtsplanes ( SchG . Seite 67 Ziff . 1) ausnahmsweiſe ( bis zu 60)
für zuläfſig erklärt iſt .

Mitverſehung der Religionsſtunden durch den Lehrer .

82 .

Bei Erkrankung oder ſonſtiger Dienſtbehinderung des den
Religionsunterricht erteilenden Geiſtlichen hat der Lehrer zu
ſeinen Religionsſtunden die Stunden des Geiſtlichen zu über⸗
nehmen , ſofern dadurch die Zahl von ſechs Religionsſtunden in der
Woche nicht überſchritten wird .

SchG . 8§ 40, 56.
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Aushilfeleiſtung in Erkeilung des Religionsunterrichts . 14

des Religionsunter⸗

ulgeſetzes angeord⸗

der Regel wöchentlich

1. Wenn eine A

richts nach § 41 A

net wird , ſo werden

nicht mehr de beträgt nach § 65
2. Die

V

chulgeſet
Sie wird , wenn die Aushilfe von einem

Lehrer an ſeinem Anſtellung wird ,
nur inſoweit gewähl , 8

als die von ihm zu e ie Zahl 32 überſchreiten ,

Lehrer , die mit de
barort beauftragt ſind, Ralhles!

gebbühr en nach Maßgabe ur

erhalten außer der

der für die Mitr verſehr

Beſtimmungen .

rort beſtehenden

UM. über die Lehraushilfe vom 19. Juni 1925, Schh.

Seite 101.
B98

88 55, 562

Lehrpläne für den Religionsunterricht .
4.

Die für den Religionsunterricht von den

hörden aufgeſtellten Lehrz
ne erhal Nit Verkü

durch das Unterrich für die Schule ve

Kraft .
gen auf die Erteilung 806

Religi dnungen der oberen !

K

Lehrbüchern für den
Uhrung vonbehör

Religionsunterricht .

SchG . § 40 Abſ . 3 u. 4.

Goltesdienſtbeſuch .
8 5

(‚5) ſollen zum Beſuch des Gottesdienſtes auc)

vonſeiten d angehalten werden , jedoch zum Beſuch von

Schülergottesdienſt an Werktagen nicht über das bisher in jeder

Fomeinde 4 f˖ 85
i

Gemeinde ß und jedenfalls nicht mehr als zweimal in

der Woche .

der Schüler zum Gottesdienſt ſowie zu

Feiern und Veranſtaltungen während der
in beſtimmten Ausnahmefällen zuläfi 0‚

bleiht beſonderer Vollzugsanweiſung vorbe⸗

( 2)
ſonſtigen

Unterricht Szeit iſt

Die nähere Regeli
halten .

9 „ů R
WVerf . Art . 149. Bad. Verf . 8 19 Abſ . 3. SchG . 35, Seite bl .
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en , daß
rein kirch⸗

die Erfüllung
und ſie hei

Aruberetwaigen Verſäumniſſen in geei
aus geht die Verpflichtung
zur Überwachung des Kirche
dung von Schi fen wegen

aß des UM. an die Kreisſchulämter

2

ichen ſollen die Zojit fijrichen ſollen die Ek
ann ihrerſeits nach Mö

zu tragen haben , daß di den Gottesdienſt vorgeſe
freigehalten wird . Erlaß d IM. vom 22. Juli 1
19 . 0 ilnal

von Schülern
t ſonſ taltungen vom 5. De⸗

Schulzucht .

Die BoſtimDle Beſtimm
die Handhabu

einen Schul
lehrern zu bea

SchG. § 40 Abſ . 6. Scho . §S 64 —67 . Dienſtweiſung für die Lehreran Volksſchulen 88 21 —23 — Abſchnitt VI 6.

Beaufſichtigung des Religionsunterrichts .
8

1. Die örtliche Aufſicht über die Erteilung des Religionsunterrichtsan der einzelnen Volksſchule ( Schulabteilung ) ſteht dem Pfarrer 5mehreren Pfarrern innerhalb einer Schulgemeinde dem von der
Kirchenbehörde damit betrauten Geiſtlichen zu.

2. Wenn der nach Abſatz 1 zuf dige Geiſtliche die pfarramtli⸗
Jahresprüfung für einzelne oder ſämtliche Klaſſen nach den ört n Ver⸗hältniſſen ausnahmsweiſe nicht innerhalb der für die Erteilung des Reli⸗
gionsunterrichts ſtundenplanmäßig feſtgeſetzten Zeit vornehmen kann , ſohat er dem Schulleiter oder dem Vorſitzenden der Ortsſchulbehövon Mitteilung zu machen . Dieſer hat die erforderlichen Ano
zu erlaſſen und dem Kreisſchulamt anzuzeigen .

Die Pfarramtliche Prüfung iſt aufgehoben . Vergl . SchG . § 40Seite 79. Die Bea fſichtigung geſchieht nur noch durch die hiefür kirch⸗licherſeits jeweils für einen größeren Bezirk beſtellten Beamten .
VFür den Katholiſchen Bekenntnisteil hat das Erzbiſchöfliche Ordinariat 8

die Angelegenheit durch VO. vom 24. November 1921 neu geordnet . Die



436 nntmachung

betreffenden Beſtimmungen r

des UM. den Lehrern zur Da
t in Freiburg hat mit

Das E 12bischöfliche Ordina

schliebung vom 24. November die Bestimmunge

§ 14 der Dienstweisung
für die rrge hen und Sei

religiöse Unter weisung den Volkssel
latt 1888I ertöre n. die

der Erzdiözese .
aufgehoben und

„ AIJäl rlich findet gegen Ende des Scht

ligionspr
aller Kla O1I durch 105

Schulinspektor
An Stelle diesel

ordentliche durch ein

Die amtliche
ten Jahr kann Sie

Schulbesuches he

Anz
vom 5. Juli 1“

dafür verordnet

Erzbischöflie
fung

statt .
ordentlichen Prüfuns kann

Mitglied der
einem Jahr eine eir

einfacher
Prüfung soll

sein , im ander

und mehr den Charakter eines
Pfarramt ein

wlien
S eine 1

Eine aub

Kirchenbehörde tre ten .

KRe-

ezehel

Für die Religionsprüfung 18tvom 1

von uns genehr igten Formt oln der Badenia “ gefertig

Vorbericht 6 Wochen vor Schu ulschluß an den Erzbischöl -

lichen Schulinspektor einzus “ nden .

Wird die Reli ionsprüfung schon vorher angesetzt , i8t

dieser Bericht auf den vom Schulinspektor

Jeitpunkt Vorzulegen . j II Relisions
Dem Pfarramtlichen Bericht ist ein von den

lehrern aufgestelltes Verzeichnis des behandelten Lehrst

mit Angabe der W4öchentlichen 1 nterrichtsstunden
bibh

Geschichte , Katechismus , Bibelle Kirchengesang )

Schließen .
Um nötigen Papierverbrauch

Angaben von allen m1b
Ganzbogen gemeinscha lich eingetragen Werden .

Von ums genehmigte F0 15 are sind im Verlag

»Sen,

zu verhüten . Sollen

auf einem Ha

Karlsruhe erschienen

In dem Lehrstoffverzeichnis gen

Klassen - bezw . Turnuspensums nebst

nummer der durchgenommenen Lehrs

Nummern sollen besonders aufgezäh

Schriften sind wegzulassen . Jeder 1

migt seine im Verzeichnis gemachten

Uber das Ergebnis der Prüfung läßt der

Wochen einen schriftlichen

iügt die Angal

Anfangs - und

5t
It werden . Die

Religionslehrer be

Angaben .
Schulinsf

11u0
nen vier

mt ergehen .
Der len ( die ) Lehrer betreffende Teil des Be

zuständigen Kreissch
0

Emele

IIn aclerer Ausfertisun 2 dem

Zuun
Kenntnisnahme und Mitteilung an den

üühermättelm .
Diese Miteilung soll nur an den Lehrer

erstem Lehrer ( Oberlehrer ) nur an die Lehrer - ml

III2U

ücke . Nichtbehan

Bescheid al

mule

ie ) Lehrer

1
oder dureh

186

U
fSche

1
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Ortsschulbehörde gemacht werden . Der von den Lehrern
unterzeichnete Bescheid wird vom ersten Lehrer an den
Schulinspektor zurückgesandt .

Der Schulinspektor kann der Ortsschulbehörde über den
allgemeinen Stand der Schule Nachricht geben und dabei Be -
anstandungen ohne Namensnennung erwähnen .

Auf dem Bescheid des Schulinspektors dürfen von Geist -
lichen oder Lehrern keine Bemerkungen angebracht werden .
Mit der Namensunterschrift bestätigt der Religionslehrer nur
die Eröffnung des Bescheids . Sollte er mit demselben nicht
zufrieden sein , so kann er ein besondèeres Schreiben der
Rückgabe des Bescheides an den Schulinspektor beilegen . “

Vorstehende Anordnungen werden aufgrund des §S 40 Ab -
Satz 4 des Schulgesetzes den Schulbehörden und Lehrern zur
Nachachtung bekannt gegeben .

Nach einer Anordnung des Erzbiſchöflichen Ordinariats vom 16. Ja⸗
nuar 1902 ſind die Prüfungen jeweils am Schulort , nicht im Pfarrort ,
abzuhalten , ſonach in einer Pfarrei mit Filialen auch an den Schulen der
Filialorte . „Kirchenb ehörde “ im Sinne des Abſ . 2 iſt das Erzbiſchöfliche
Ordinariat .

Bekanntgabe der kirchlichen Prüfungsbeamten .

Die oberen Kirchenbehörden haben die von ihnen für die Be⸗
aufſichtigung des Religionsunterrichts einer größeren Zahl von
Volksſchulen beſtellten Aufſichtsbeamten unter Bezeichnung der
zugewieſenen Bezirke dem Unterrichtsminiſterium zur weiteren
Bekanntgabe an die Schulaufſichtsbehörden und die Lehrer zu be⸗
nennen .

SchG . Seite 79.

Prüfungs⸗ - Verfahren .

§ 9 .

( Der kirchliche Aufſichtsbeamte hat die für Abhaltung derPrüfung 5 Ausſicht genommene Zeit , für jede Volksſchule ge⸗

ſondert, dem zuſtändigen Kreisſchulamt rechtzeitig ſchriftlich mit⸗
zuteilen . Das Kreisſchulamt hat die Mittei lung mit den nötigenWeifſungen an die Eutsſchulbehörde und die beteiligten Lehrer
weiterzuleiten .

( 2) Der auf die Prüfung erlaſſene Beſcheid iſt dem Kreisſchul⸗
amt zu überſenden , das ihn den Lehrern und erforderlichenfalls
der Ortsſchulbehörde zur Kenntnisnahme und Nachachtung er⸗
öffnet . Der Beſcheid iſt von dieſen mit der Beeſcheinigung über die
erfolgte Eröffnung dem kirchlichen Aufſichtsbeamten unmittelbar
zurückzuſenden .

8
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nen Anordnungen werden für den Lehrer

ffung von Lehrmitteln ) erſt durch die

imts verpflichtend . An die Stelle des

Stadtſchulamt dieſes .
und die Ortsſchulbeh

einem

Religionsprüfung in Landgemeinden

ausgeſetzt werden darf , unterſteht

Ein ſolches vollſtändiges Ausſetzen
wenn die infolge der Reli⸗

mit

Ob und inr

der Unterricht
der Entſcheidung des

kann jedenfalls nur dann in

gionsprüfung an de

notwendig oder wenigſte

UM. vom 19. Mai 1913 .

Über den Inhalt des Beſcheids an die Ortsſchulbehörde vergl . die zu

§ 7 abgedruckte VO. des Erzbiſchöflichen Ordinariats vorletzter Abſatz .

Frage komme
hule ſich ergebenden Verhältniſſe dies als

Erl . des
als zweckmäßig erſcheinen laſſen .

3. Bekannimachung des Miniſteriums des Kullus und

Unterrichts

vom 5. Dezember 1913 ABl . Nr . XXXIV .

Die Teilnahme von Schülern am Gottesdienſt und an ſonſtigen

kirchlichen Veranſtaltungen betr .

Mit Bezug auf § 5 der Verordnung vom 28 . November d. J .

den Religionsunterricht an der Volksſchule betreffend , werden die

Verordnungen des Oberſchulrats vom 15. Juli 1903 ( Schulber⸗

ordnungsblatt Nr . VII Seit 83 , 84 ) und vom 21 . Auguſt 1907

( Schulverordnungsblatt Nr . XIII Seite 174 , 175 ) , wie folgt , zu⸗

ſammengefaßt und bekanntgegeben :

1. Nach den heſtehenden Anordnungen der oberen Kirchen⸗

behörden ſollen die auf einen Werktag fallenden Gottes⸗

dienſte und ſonſtigen kirchlichen Veranſtaltungen , an denen

Lehrer als Organiſten beteiligt ſind , ſoweit die Verh

niſſe es geſtatten , in die ſchulfreie Zeit gelegt werden . Auch

die Lehrer , die den Organiſtendienſt verſehen , haben dahin

3u wirken , daß ſie nicht ohne zwingende Gründe zur Be⸗

ſorgung dieſes Dienſtes während der Schulzeit in Anſpruch

genommen werden .

2. Eine Befreiung der Schüler vom Unterricht aus Anlaß

kirchlicher Veranſtaltungen hat im allgemeinen nur dann

einzutreten wenn der Lehrer während der Schulzeit als

Organiſt tätig ſein muß und eine Mitverſehung ſeiner

Klaſſe durch einen anderen Lehrer nicht ausführbar iſt . Der

hierdurch ausgefallene Untefrricht iſt womöglich noch in

der ſelben Woche⸗ nachzuholen . Nur wo die wöchentliche

Unterrichtszeit für eine Klaſſe mehr als 20 Stunden be⸗

trägt , kann die Nachholung unterbleiben . Die Freigabe S2
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lediglich zu dem Zweck , um den Schülern die Teilnahme an
Leichenbegängniſſen , Hochzeitsfeiern und dergleichen zu er⸗
möglichen , iſt nicht geſtattet .

Den katholiſchen Schülern iſt der Unterricht freizugeben
zum Beſuch des Gottesdienſtes an Allerſeelen und am

Aſchermittwoch ſowie zur Teilnahme an den ſogenannten
Bittgängen , wo dieſe Teilnahme in einer Gemeinde auf
Herkommen beruht . Die durch die Beteiligung an Bitt⸗
gängen ausgefallene Zeit iſt nach Maßgabe der Vorſchrift
in Ziffer 2 nachzuholen . Wenn in einem Ort Firmung
ſtattfindet , ſind nur die daran beteiligten Schüler vom
Unterricht zu befreien , ſofern nicht eine weitere Befreiung
aufgrund von Ziffer 2 ſtattzufinden hat .

Wenn einzelne Schüler während der Schulzeit zur Ver⸗
ſehung des Dienſtes als Miniſtranten gebraucht werden ,
ſo ſind ſie vom Klaſſenlehrer auf Anſuchen für die be⸗
treffende Zeit zu befreien . Um zu verhüten , daß die In⸗
anſpruchnahme einzelner Schüler während der Schulzeit zu
häufig ſtattfindet , hat das Erzbiſchöfliche Ordinariat die
katholiſchen Pfarrämter angewieſen , jeweils eine größere
Zahl von Schülern der Oberklaſſen ( viertes bis achtes
Schuljahr ) zu Miniſtranten auszubilden und dieſe Schüler
der Ortsſchulbehörde zu bezeichnen . Wo ein Schulleiter
( Rektor ) beſtellt iſt , ſind die Schüler dieſem zu benennen .

5. Wenn eine Gemeinde aus Anlaß einer kirchlichen Ver⸗
anſtaltung den Unterricht in weiterem Umfang , als in
Ziffer 2 und 3 vorgeſehen iſt , ausſetzen will , bleibt ihr
überlaſſen , die betreffenden Tage unter Einrechnung in die
ihr nach der Schulordnung zur Verfügung ſtehende Ferien⸗
zeit ganz freizugeben .

Wenn ſich im einzelnen Fall Zweifel über das einzu⸗
haltende Verfahren ergeben , iſt die Entſcheidung des
Kreisſchulamts einzuholen .

SchG . § 53 Abf. 3.

4. Verordnung des Miniſteriums des Kultus und Unterrichts
vom 29. Oktober 1913 .

Die Schulärzte an den Volksſchulen betr .

SchBBl . Nr . XXX .

Aufgrund von Ziff . IV der übergangsbeſtimmungen zum
Schulgeſetz vom 7. Juli 1910 ( Geſ . u. VOBl . 1910 Nr . XXIX



440 Schulordnung für die Volksſchulen .

S . 385 ) wird zum Vollzug des

was folgt :

§ 18 dieſes Geſetzes verordne

I. Beſtellung der Schulärzte .

Vorbildung . Ernennung .
81 .

ütſchland approbierter Arzt
Als Schularzt kann nur ein in De

gt durch den Gemeinde⸗

beſtellt werden . Seine Ernennung erfol

rat ( Stadtrat ) .

SchG . 88 18, 13, 14, 118, 123. Gem Ord § 71

Artk der Anſtellung . Verhältnis mehrerer Schulärzte zueinander .

8 . 5
8 2 .

( J ) Die Gemeinden können einen oder mehrere Schulärz
1

hauptamtlich oder nebenamtlich , beſtellen .

( 2) Wenn mehrere Schulärzte beſtellt ſind , können ſie einar

gleichgeſtellt ſein , oder es kann ein Verhältnis der Unterordnung

unter ihnen beſtimmt werden . Die Gemeinde hat denjenigen

von ihnen zu bezeichnen , der in die Ortsſchulbehörde einzutreten

hat . Der Ortsſchulbehörde ſteht es frei , wenn ſie es im einzelnen

Fall für wünſchenswert erachtet , auch die übrigen Schulärzte be⸗

hufs Auskunftserteilung zur Sitzung einzuladen .

nder

SchG . § 18 Abſ . 4, Seite 36. SchBVO . 8§S 6.

Anzeige von der Ernennung an die ſtaatlichen Behörden .

28
8§ 8.

3

( 1 Von der Beſtellung eines Schularztes iſt dem Bezirksannt

Anzeige zu erſtatten . Dieſes wird den Bezirksarzt hiervon ver⸗

ſtändigen und Abſchrift der Anzeige zur Vorlage an das Unter⸗

richtsminiſterium dem Kreisſchulamt übermitteln .

( 2) Wenn ein im ſtaatlichen Dienſt ſtehender Arzt die ihm an⸗

gebotene Stelle eines Schularztes ablehnt und die Gemeinde auf

der Übernahme des Dienſtes durch ihn glaubt beſtehen zu ſollen,

fU

8 8 its und des Kreisſchulamtsder
01

ſo iſt durch Vermittelung des Bezirksar
Auzeige 8

N
Anzeige an das Unterrichtsminiſterium zu erſtatten .

SchG . § 18 Abſ . 1.

Das UM. wird das Miniſterium des Innern um ein

rüber , ob die vorgebrachten Ablehnungsgründe begründet

e Prüfung
do⸗

ſind , angehen.

65
AunhMuahm
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II . Dienſtaufgabe der Schulärzte .

1. Im allgemeinen .

Stellung zu den Schulbehörden und Lehrern . Verbot der Honorar⸗
Annahme .

( 1) Der Schularzt iſt in allen Fragen der Schulgeſundheits⸗
pflege der ſachverſtändige Berater der örtlichen Aufſichtsbehörden
und der Lehrer der Volksſchule ; er ſoll ſtets im Benehmen mit
den Aufſichtsorganen der Schule handeln . Ein Recht zu ſelbſt
ſtändigen Anordnungen ſteht ihm nicht zu ; er hat vielmehr ſeine
Anträge und Wahrnehmungen jeweils der Schulleitung oder der
Ortsſchulbehörde zur Kenntnis zu bringen .

( 2) Es iſt ihm nicht geſtattet , für die in Ausübung ſeines
Amtes vorgenommenen ärztlichen Unterſuchungen von den Unter⸗
ſuchten oder deren Angehörigen eine Vergütung anzunehmen .

( 3) Seine Tätigkeit hat ſich im Rahmen der folgenden Be⸗
ſtimmungen auf die Schulgebäude , die Schüler und alle mit der
Schule im Zuſammenhang ſtehenden geſundheitlichen Einrich —
tungen zu erſtrecken .

( ONach den örtlichen Bedürfniſſen kann der Wirkungskreis
des Schularztes im Wege der Dienſtweiſung weiter ausgeſtaltet
werden .

SchG . S 18, Abſ . 2, 3 u. 6, SS 13, 14, 20, 30, 119. SchBo . 8s 6,35 Ziff . 2, 45, 47.

2. Geſundheitliche Beaufſichtigung der Schul⸗

gebäude .

Amfang der Tätigkeit .

§ 8.

In bezug auf die Schulgebäude liegt dem Schularzt ob :
1. die vom Standpunkte der Geſundheitspflege gebotene Mit⸗

wirkung bei der Errichtung von Neubauten einſchließlich
der Wahl des Bauplatzes und allen nicht als bloße Unter —
haltungsarbeiten ſich darſtellenden Veränderungen an be⸗
ſtehenden Schulgebäuden ;

2. die geſundheitliche Beaufſichtigung und überwachung der
beſtehenden Schulgebäude und ihrer Einrichtungen .

SchG . §§ 111 ff. SchHBVo . 88 1, 4 —12 .
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Mitwirkung bei Neubauten .

a) Bauplaßtß .

ularzt zu prüfen

ngen der Verord⸗

r Beziehung er⸗ob die
idheitlichein g

ung über die

füllt ſind

SchHBVVO . 88 1, 21.

b) Baupl äne .

ie iſt dem Schularzt Ge⸗

er die vom Standpunkte
ichtspunkte zu geben.

Akten zur Mrit ung

Vor der Ausarbeitung 8N0
legenheit zur Stellung von

der Geſundheitspfl ege zu beobac
Die Pläne ſelbſt ſind ihm 1

und Anſic chtsäußerung

beſonder ;3 über die Lichtve

Beleuchtungseinri ichtungen
über Lage und Gr öße der Aborte

küchen , Schulbädern und ſonſtigen

zu äußern .

ſtende

W
erhältniſſe ,d

und die

tungs und

Schulräume ,

lnlage von Schul⸗
hen EinrichtungenHefundhel lick

fF
SchG .§S112 . SchHBVO . §S 16 ff.

Halbjährliche Beſichtigung der Gebäunde .
2 Q28 8 .

Schulgebäude mit Einſchluß des

hofs , der Aborte , der Turnhalle und der Bäder hat der Schulatt,

wenn ihm in der beſonderen
keine weitergehende

Verpflichtungen auferlegt ſind , jährlich in der Regel zweimal =

je einmal im Sommer und im Winter und zwar während dder
Unterrichtszeit einer genauen Beſichtigung zu unterzieher ,
hat ſich dabei zu verläſſigen , ob die in geſundheitlicher B eziehung

notwendigen Einrichtungen vorhanden ſind und ob ſie, insbe⸗

ſondere was Lüftung , Heizung und Reinigung angeht , auch zwetk⸗

entſprechend gehandhabt werden

( 1) Die beſtehenden

( 2) Dabei vorgefundene Mißſtände ſind , ſofern ſie ſich nicht

Lehrer ohne weiteres
durch nündliche Beſprechung mit dem

heben laſſen ,dder Schulleitung oder der Ortsſchulbehörde mitzu⸗

teilen .

o⸗C⸗
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( 3) Der Beſuch des Schulhauſes und der Schulräume iſt d
Schularzt jederzeit geſtattet . Er ſoll jedoch , wenn er
zimmer während des Unterrichts beſuchen will , den Leiter der
Schulabteilung hiervon zuvor verſtändigen .

1. Schc Ss 18 Abſ . 2 und 6 Seite 36 111 ff. 2. SchG . S§ 13, 14,
22, 29, 30, 119. 3. SchG . §s 29, 30, 120 Abſ . 2.

3. Geſundheitliche überwachung der Schüler .
Aufgabe im allgemeinen .

§ 9.

( ) , Die Aufgabe des Schularztes in bezug auf die Schüler
beſteht im allgemeinen darin , körperliche Mängel und krankhafte
Anlagen rechtzeitig feſtzuſtellen und in ihrer weiteren Entwicklung
zu beobachten , ſowie die Maßnahmen zu bezeichnen , die ſich für die
Schule den körperlich gebrechlichen oder kranken Schülern gegen⸗über empfehlen .

( 2) Ein unmittelbares Eingreifen durch Einleitung einer ärzt⸗lichen Behandlung ſteht dem Schularzt , abgeſehen von Notfällen ,
nicht zu. Erſcheint bei einem Schüler eine ärztliche Behandlung' der die Einleitung eines beſonderen Heilverfahrens zur Beſei⸗
igung der durch die Unterſuchung feſtgeſtellten Gebrechen oder
krankheiten geboten oder wünſchenswert , ſo ſind die Eltern oder
eren Stellvertreter durch Vermittlung der Schulleitung oder der
Ortsſchulbehörde hiervon zu verſtändigen .

88 4, 10, 11, 12, 16, 18. SchG . § 18 Abfſ. 2. SchBVO . 88 35, 44,5, 47.

irſte Anterſuchung .

§ 10 .

(1) Der Schularzt hat alle neu zugehenden Kinder — wo⸗
löglich innerhalb der erſten drei Monate — einer genauen
örperlichen Unterſuchung auf ihren Geſundheitszuſtand zu unter⸗
ehen und dabei feſtzuſtellen :

1. ob Krankheiten , die eine Anſteckungsgefahr in ſich ſchließen ,
oder krankhafte Anlagen , insbeſondere ſolche tuberkulöſer
Art , vorhanden ſind , welche die Fernhaltung des Schülers
von der Schule auf beſtimmte oder unbeſtimmte Zeit recht⸗
fertigen , und ob eine private Unterweiſung ſolcher
Schüler in Rückſicht auf ihren Krankheitszuſtand zuläſſig
und empfehlenswert erſcheint ;
ob die Schüler ärztlicher Überwachung oder beſonderer Be⸗
rückſichtigung im Unterricht bedürfen .

—
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( 2) Wenn die Unterſuchung kein ſicheres Ergebnis liefert , ſoll

ſie nach einigen Wochen wiederholt werden .

( 3) Außerdem hat der Schularzt ſich auf
f

Verlangen der Ort

ſchulbehörde gutac l lich darüber zu äußern , ob ein auf W91 des

Schuljahres ſchulpflichtig gewordenes Kind

à) wegen eines körperlichen oder geiſtigen Gebrechens zum

Beſuch des Unterrichts nicht anzuhalten oder

b) als ſchwächlich und in der Entwicklung zurückgebl ief
hinſichtlich des Beginns der Schulpflicht um 1 ode

2 Jahre zurückzuſtellen iſt .

1 *

SchG . § 2 Abſ . 2, §SS 3, 39 Abſ . 2. VoO. des Miniſteriums des

Innern vom 9. Mai 1911 , die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten
betr . S8 18, 19 Ziff . 7 dieſes Abſchnitts . SchO . § 6 Abſ . 1, Ss 7, 37, 38, 41.

Zweite Anterſuchung .
18

Während der Dauer des Schulbeſuchs ſind die Schüler minde⸗

ſtens einer weiteren allgemeinen Unterſuchung zu unterziehen ,
und zwar entweder im 3. oder 4. oder aber im letzten Jahr des

Schulbeſuchs . Es bleibt der Dienſtweiſung überlaſſen , nähere

Beſtimmung darüber zu treffen , ob nur die eine Unterſuchung

und zu welcher Zeit , oder ob beide Unterſuchungen ſtattzufinden
haben .

οοο

SchG . § 18 Abſ . 6, Seite 36.

Einzelunterſuchungen .

82

Bei Ki der , die einer beſonderen ärztlichen Aufſicht be⸗

dürfen , hat eineUnterſuchung nach dem pfli chthaften Ermeſſen

des Schularztes in kürzeren Zwiſchenräumen ſtattzufinden .

( 2) Ferner ſind beſondere Unterſuchungen einzelner Schüler ,
namentlich auch auf Antrag der Schulle itung oder des Klaſſen⸗
lehrers 1 15 tehmen ,

1. wenn ſich bei den regelmäßigen Klaſſenbeſuchen ( § 16) für
den Schularzt ein Anlaß dazu bietet ,

2 wenn es ſich um die überweiſung eines Schülers in eine

Hilfsklaſſe handelt , wenn eine Verletzung eines Schülers
in der Schule vorgekommen iſt , wenn bei einem Schüler
ein Gebrechen beſteht , aufgrund deren er wegen Gefähr —

dung der Mitſchüler vom Schulbeſuch fernzuhalten wäre .

Insbeſondere beim Auftreten anſteckender Krankheiten
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wird es Aufgabe des Schularztes ſein , durch Vornahme

von Unterſuchungen , wo ſie geboten erſcheinen , ein Um⸗

ſichgreifen der Krankheit zu verhüten .

SchG . § 39, Abſ . a. Vo . des Miniſteriums des Innern vom
9. Mai 1911 , die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten betr . §8 18,
19 Ziff . 7 dieſes Abſchnitts . SchBWO . § 35.

Ort und Art der Unterſuchung .

813

( 1) Die ärztliche Unterſuchung iſt in der Regel in einem Raum

des Schulhauſes , der geräumig und hell ſein ſoll , vorzunehmen .
Sie ſoll — beſonders bei den Mädchen — auf das Zartgefühl der

Kinder Rückſicht nehmen und nicht weiter ausgedehnt werden , als

nach ihrem Zweck notwendig iſt . Das Nähere über Art und Um⸗

fang der Unterſuchung wird durch die Anweiſung — Anlage 1 —

beſtimmt . Einzelunterſuchungen (§S 12) kann der Schularzt auch
in ſeiner Privatwohnung vornehmen .

( 2) In jedem Fall ſollen die Eltern oder deren Stellvertreter

von der beabſichtigten Vornahme der ärztlichen Unterſuchung

rechtzeitig benachrichtigt werden .

( 3) Bei der Vornahme von Unterſuchungen im Schulhaus
hat ſtets ein Lehrer , womöglich der Klaſſenlehrer , bei Schülerinnen
eine Lehrerin , oder wenn eine ſolche nicht zur Verfügung ſteht ,
eine von der Ortsſchulbehörde hierfür beſonders beſtimmte Frau
anweſend zu ſein .

Das zur Unterſuchung beſtimmte Schulzimmer darf während der
Dauer der Unterſuchung von amtlich nicht dabei beteiligten Perſonen
nicht betreten werden . Die Unterſuchung in entkleidetem Zuſtand darf
nicht vor den Augen der übrigen Schüler geſchehen .

§19 .

Allgemeine Sprechſtunden .

8 14.

Ob und in welchem Umfange der Schularzt allgemeine
Sprechſtunden für die Schüler und ihre Eltern oder deren Stell⸗

vertreter in der Schule abzuhalten hat , wird durch die Dienſt

weiſung beſtimmt .

SchG . § 18 Abſ . 6, Seite 36.
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Erſatz der ſchulürztlichen Unterſuchung .

§ 15.

Auf Verlangen der Eltern oder deren Stellvertreter haben

die Unterſuchungen durch den Schularzt zu unterbleiben , wenn die

durch ſie bezt en Feſtſtellungen durch Vorlage des Zeugniſſes

eines approbierten 's in dem von der Schule verlangten Um⸗

fang geliefert werden .

8

Laufende Beaufſichtigung .

§ 16.

hat ſich in jedem Schi

ſtand der Schüler 551 ver

iche Klaſſen während
D6s, 1

eit

bjahr einmal

ſigen und zu

hal0
ſterrichts unter

Ahler den Geſund r

dieſem Z1 1¹

Zuzug des Klaſſenlehrers zu beſuchen . Die it für dieſen Be⸗

ſuch , der von einem nebenamtlich beſtellten Schinl zt mit der in

8 § 8 enen Beſichtigung der Schulgebäude verbunden wer⸗

den kann , iſt mit dem Schulleiter oder erſten Lehrer , oder wo für

chulabteilung ein beſonderer Leiter beſtellt iſt , mit dieſem

dem Schulleiter und dem erſten §Lehrer ſteht es

anzuwohnen .

zt hat bei dieſem Beſuch ſein Augenmerk zu⸗
ſehen und die äußere W ng der Schüler zu

rigen durch Nachfrage bei dem Lehrer und

kundigung bei den einzelnen Schülern darauf

nblick in den Geſundheitszuſtand der

einzelnen Schüler zu erhalten .

zug auf die Perſon des Lehrers der Ver⸗

Krankheit leidet , die eine Gefährdung der

zur Folge haben könnte , ſo hat der Schul⸗

ing , wo eine ſolche nicht beſteht , dem

t Mitteilung zu machen .

nächſt auf das 9

richten und 8
nötigenfal
bedacht zu
Klaſſe

i

arzt n der Schi
Kreisſchul

SchG . §§ 30, 29, 119, 120 Abſ . 2

Beſondere Aufgaben bei anſteckenden Krankheiten .

8517

( 1) Der Ularzt hat durch entſprechende Antragſtellung bei

der Schulleitung oder der Ortsſchulbehörde dafür zu ſorgen , daß
die Vorſchriften über die Fernhaltur ng von Schülern , die an an⸗
ſteckenden Krankheiten leiden , oder in deren Behauſung ſolche

Q”=
2
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Krankheiten vorgekommen ſind , genau eingehalten werden .
dieſem Zweck ſind ihm alle bei 2 ͤ

oder der
ſchulbehörde einkommenden A der anſteckende Krankheiten
von Schülern und Lehre en uUr zur Kennt

( 2) B Aheieeiner anſt n
ſtand eine teckende Krankl

wieder auzu en ſind , ſo iſt eine e

b Schüler oder Lehrer , di
kt waren , oder in deren Haus

mmen iſt ,
iche Außerung des

i 1911 , die Bekämpfung
Abſchnitts . SchBVO .

Perſonalbogen .
§ 18.

( ) Für e Unterſuchung die
Notwendigkeit

ergibt, 5 für die
einer §
— Anlage II

Schulbeſuchs fortz

ind Perſonalbogen

zen Dauer des

l. die Behandlung
der Schüler in der Schule R95 benden

1
Geſichtsprunkte und An⸗

ordnungen , die mit dem Klaſſenlehrer beſonders zu beſprechen
ſind , ſowie die etwa den Eltern oder deren Stellvertretern über
die Behandli zu Hauſe zu erteil iden Ratſchläge und etwaigef

Wahrnehmungen des Lehrers über die geſundheitlic
Verhältniſſe der Schüler einzutragen . Den Eltern oder deren
Stellvertretern iſt auf Erſuchen von dem Ergebnis einer jeden
Unterſuchung Mitteilung zu machen . Wenn die nach § 11 vo
nommene Unterſuchung Feſtſtellungen ergibt , die für die künftie
Berufswahl von ? jedeutu ng ſein können , ſo ſind die Eltern hier⸗
von gleichfalls zu verſtändigen .

( 2) Für diejenigen Schüler , die aufgrund der ſchulärztlichen
Unterſuchung nicht in die Schule 15 e » nommen worden ſind , iſt das
Ergebnis der Unterſuchung gleichfalls auf einem beſonderen Bogen ,
der zu den Schulakten zu nehmen iſt , feſtzuſtellen . Ob der Bogen
weiterzuführen iſt , hängt von dem Ergebnis der Unterſuchung
beim Eintritt in die Schule ab .

§ 12. Sch &. § 39. SchO . § 37. SchBVO .§ 35. Bktm . d. OSchR . vom
13. Januar 1911 , die Strafverfolgung der Hilf⸗ſ chüler betr , Seite 72.

Zur Zeit iſt die Bearbeitung eines Perſonalbogens durch das Reichs —⸗
geſundheitsamt in Angriff genommen .
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Führung und Aufbewahrung der Perſonalbogen .

§. 19 .

( J Die Eintragungen in die Perſonalbogen erfolgen , wenn ein

Lehrer oder eine Lehrerin der Unter ſuchung anwohnt , durch dieſe

nach den Angaben des Schularztes , andernfalls durch den Schul⸗

arzt ſelbſt . Die Bogen , deren Inhalt von ſämtlichen Beteiligten

geheim zu halten iſt , ſind von dem Klaſſenlehrer aufzubewahren

und mit dem Aufſteigen der Schüler ſowie beim Übergang der⸗

ſelben an eine andere Schule des Landes , an der ein beſonderer

Schularzt beſtellt iſt , weiterzugeben .

15
Die Perſonalbogen ſind nach dem Ausſcheiden eines

Schülers aus der Schule durch die Schulleitun 05 oder die Or

ſchulbehörde aufz ihren . Ihre Vertilgung darf nur mit Ge⸗

nehmigung des Miniſteriums erfolgen .

SchBVO . 8§35 Ziff . 2.

4. Beratung der örtlichen Schulaufſichts⸗

behörde in geſundheitlichen Fragen

Der Schularzt iſt verpflichtet , auf Verlangen der örtlichen
Schulaufſichtsbehörde über alle auf den Betrieb des Unterrickh

bezüglichen Fragen , die von Einfluß auf die geſundheitliche Ent⸗

wicklung der Schüler ſind , insbeſondere über Schulanfang , Zahl
und Verteilung der täglichen Unterrichtsftunden , Umfang der

Hausaufgaben , ſowie über die Einführung etwaiger Wohlfahrts⸗

einrichtungen ſich gutachtlich zu äußern .

Schd . 8§8 19, 41, 42, 60 Abſ . 2, 70, 73, 77. SchByByo . 88 35 Ziff . 1
36, 42.

5. Jahresbericht .

24 .

Der Schularzt hat über ſeine Tätigkeit ein genaues Tagebuch

zu führen und auf Schluß des Schuljahres einen eingehenden Be⸗

richt an die örtliche Aufſichtsbehörde zu erſtatten ; dieſe wird den

Jahresbericht in Ur - oder Abſchrift dem Kreisſchulamt zur Weiter⸗

leitung an das Unterrichts 5 vorlegen und gleichzeitig
dem zuſtändigen Bezirksarzt eine Abſchrift zuſenden .

ι⏑
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Der Bericht hat insbeſondere aufzuführen :

1. den Zuſtand des Schulgebäudes und ſeiner Einrichtunge
in geſundheitlicher Beziehung und etwaige hierauf bezüg⸗
liche Anträge ;

2. die Wahrnehmungen darüber , ob die Vorſchriften über Be⸗
leuchtung , Heizung , Reinigung durch die Lehrer und durch
die hierfür beſonder s verantwortlichen Perſonen beachtet
werden ;

3. die Zahl der beſonderer ſchulärztlicher überwachung unter⸗
ſtellten Schulkinder ; ⸗

4. die Zahl der im Laufe des Schuljahres an den einzelnen
Arten von anſteckenden Krankheiten erkrankten Kinder .

III . Bezirksärzte .

8 . 225

Die den Bezirksärzten nach den befſtehenden Verordnungen in
Bezug auf die Volksſchule und die Schüler zuſtehenden geſund⸗
heitspolizeilichen Befugniſſe erleiden durch die Beſtellung beſon⸗

derer Schulärzte keine Beſchränkung . Der Aufſicht der Bezirks⸗
ärzte bleiben auch die Volksſchulen mit beſonderen Schulärzten
unterſtellt . Sie ſind daher befugt , die Schulen jederzeit nach vor⸗
heriger Anmeldung bei dem Schulleiter zu beſuchen und ihre Ein⸗
richtungen wie die Schüler zu beſichtigen . Wo ein Schularzt be⸗
ſtellt iſt , iſt dieſer zur Beſichtigung beizuziehen . Die Schulärzte
ſind verpflichtet , den Bez 3 zten auf Verlangen über die geſund⸗
heitlichen Verhältniſſe der Schule jederzeit Auskunft zu geben .

28 .⏑ο

Wo an einer Volksſchule ein beſonderer Schularzt nicht beſtellt
iſt und die ſchulärztlichen Befugniſſe durch den Bezirksarzt ausge⸗übt werden , beſchränkt ſich der Wirkungskreis des letzteren , abge⸗

von den ihm nach § 22 obliegenden Verpflichtungen , auf die
n den S§ 8 und 16 bezeichneten Schulbeſuche .

SchG . § 18 Abſ . 5
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Allgemeine K örperbeſchaffenheit und Er⸗

Schulordnung für die Volksſchulen .

Anlage J.

Anweiſung

für die ärztliche Unterſuchung der Schulkinder .

Unterſuchung und Befundaufnahme .

(F0

nährung : hier ſind die Urteile einzutrag

a) gut bei kräftiger Entwickelung , guter Ernährung und

geſunder Hautfarbe ;

bp) mittel bei mäßigem Entwickelungs⸗ und Ernäh⸗

rungszuſtand ;

e) ſchlecht nur bei Krankheitsanlage chroniſcher Er⸗

krankung , elender Ernährung , hoc diger Blutarmut .

2. Bruſtumfang iſt anzugeben bei tiefer Ein⸗ und Aus⸗zug
atmung .

Herz : Unterſuchung der Herztöne , Ausdehnung der Herz⸗

dämpfung .

4. Lungen ſind mit Perkuſſion und Auskultation nur dann

zu prüfen , wenn eine ſchlechte Beſchaffenheit des Bruſt⸗

korbes oder Angabe der Eltern oder Beobachtung des

Lehrers den Verdacht auf das Beſtehen einer Lungenkrank⸗

heit erwecken .

Bauchorgane : hier ſoll nur dann ein Eintrag er⸗

folgen , wenn ein auffälliger durch Beſichtigung oder Be⸗

taſtung feſtzuſtellender Befund vorliegt .

Wirbelſäule : Angabe über eine etwaige Verkrüm⸗

mung und den Grad derſelben ; Gliedmaßen : Angaben von

Gebrechen ( äußerlich durch Gebrechen entſtellte Kinder

ſind ſtets in Abweſenheit der Mitſchüler zu unterſuchen ) .

Augen : Die Prüfung des Sehvermögens geſchieht

wird mit einem Bruche bezeichnet , wobei eine Sehſchärfe

von 6/6 als „ normal “ , bis zu 6/12 als „ mittel “ und unter

6/12 als „ ungenügend “ zu bezeichnen iſt . Jedes Auge

wird für ſich unterſucht ; beſondere Befunde , wie Schielen

Hornhautflecken , Bindehautentzündungen , ſind anzugeben .

mittels Sehtafeln auf 6 m Entfernung ; die Sehſchärfe

Ohren und Gehör : Die Prüfung des Gehörs erfolgt

auf eine Entfernung von 8 m mittels Flüſterſtimme ; wird

dieſe bis 8 m gehört , ſo wird das Gehör mit „ gut “ be⸗

zeichnet ; als „ ſchwach “ , wenn ſie nur auf 4 m, und als
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ſchlecht “ , wenn ſie nur in nächſter Nähe verſtanden wird .
Beſondere Befunde , wie Ohrenfluß und dergleichen , find
anzugeben .
Y 1Mund und Zähne : Die Mundhöhle wird mit einemj

Unterſuchung zu reinigenden Spatel unterſucht ;
etwaige beſondere funde , wie Mandelſchwellung und
dergleichen , werden ver zeichnet. Die Zähne werden , wenn

Karies vorhanden , mit „ gut “ , bei Karies bis zu„ſchadhaft“ „ bei mehr karibſen Zähnen als
hnet .

vor 1DoL J

Ht“ Bo
lecht 963

Hals und Sprache : beim Hals iſt feſtzuſtellen , ob
und Drüſenſchwellung vorhanden . Die

mittels Nachſprechens geeigneter Worte ge⸗
Störungen wie Stottern , Näſeln , Gaumen⸗

werden vermerkt .

Nervenſyſtem : hier ſind körperliche Störungen , wie
Krämpfe . Lähnmgen und dergleichen, zu erwähnen .
Die gei ſti Beſchaffenh eit wird nach den Be⸗
obachtungen des Sehte über die Leiſtungsfähigkeit des
Kindes mit „ normale “ , ſchs vache “ und „ ſchlechte “ Be⸗
gabung bezeich iet . Schwachſiſinnige Kinder , die des Unter⸗
richts und der Erziehung in einer Anſtalt bedürfen , ſind
beſonders hervorzuheben .

Hauterkrankungen : hier iſt beſonders auf das
Vorkommen von Pediculosis zu achten .
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Volksſchule :

Perſonalbogen
für ( Familien und alle Vornamen )

geboren in Aiit G

Staatsangehörigkeit :

Name und Stand
des Vaters :

des Stellvertreters :

Wohnung

Anlage II .

Schul
beſuchs

Eintritt
wann und

woher

Zahl der durch Krankheit

verurſachten Schulverſäumniſſe

Austritt
wann und

wohin



Wann wurde das Kind

Schulärzte .

II.

geimpft ? . wieder geimpft ? .

Etwaige Angaben über
krankhafte Fami⸗
lienanlagen

In welchem Alter lernte
das Kind ſprechen ? .

Welche Krankheiten hat 1. Engl . Krankheit , 9. Ohrenkrankheiten ,
das Kind über⸗ 2. Maſern , 10. Augenkrankheiten ,
ſtanden ? 3. Scharlach , 11. Lungenentzündung od.

1 iphtherie , öftere Lungenkatarrhe ,
5. Keuchhuſten , 12. Kehlkopf⸗ u. Luftröhren⸗
6. Krämpfe , entzündung ,
7. Schwindel , 13. Typhus ,
8. Veitstanz , 14. Blutvergiftung .

Iſt das Kind ſtändiger
ÜUberwachung be⸗
dürftig ?

In welchen Zwiſchen⸗
räumen ?

III .

Meſſungen und Wägungen :

Jahr der Schulpflicht : II. II 1V. V. VI. VII . VIII .

Datum :

Körpergröße :

Körpergewicht :



IV
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Arztliche Anterſuchung .
I. Hauptunter⸗

ſuchung
Nachunter⸗
ſuchungen

II. Hauptunter⸗
ſuchung

Datum

Allg . Körperbe⸗
ſchaffenheit und
Ernährung

Bruſtumfang

Herz

Lunge

Bauchorgane

Knochengerüſt⸗
und Wirbelſäule ,
Gliedmaßen

Augen⸗ und Seh⸗
ſchärfe

Ohren und Gehör

Mund , Zähne

Hals, Sprache

Nervenſyſtem

Günſtige Be⸗
ſchaffenheit

Hauterkran⸗
kungen
( Paraſiten )

Mitteilungen an
die Eltern oder
deren Stell⸗
vertreter

Bemerkungen
für die Be⸗
handlung des
Kindes in der
Schule .

Befreiung von
einzelnen Unter⸗
richtsfächern



Schulärzte .

V. Noten

Schuljahr oder Klaſſe

Name des Lehrers

Bemerkungen über Be⸗
tragen und Fleiß

Entlaſſungs⸗Bemerk

Schuljahr (Klaſſe) Lehrer

Schuljahr (Klaſſe) Lehrer

Schuljahr (Klaſſe) Lehrer

Schuljahr (Klaſſe)

Schuljahr (Klaſſe) Lehrer

Schuljahr (Klaſſe)

Schuljahr (Klaſſe)

Lehrer

Lehrer

Schuljahr Klaſſe ) Lehrer

U

ungen

Schuljahr (Klaſſe) Lehrer

Gewählter Beruf :

tung in der Schule
Hat die Beobach —

Anhaltspunkte
ergeben ?

welche für die
Beruſswahl von
Bedeutung ſind ?

welche in Frage ſtellen
die Straffähigkeit ?die Militärpflicht ?

˖

Unterſchrift
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5. Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben .

I.

Reichsgeſetz

vom 30. März 1903 in der Faſſung des RG . vom 31. Juli 1925

RGBl . Nr . 36.

IJ. Einleitende Beſtimmungen .

81

Auf die Beſchäftigung von Kindern in Betrieben , welche als

gewerbliche im Sinne der Gewerbeordnung anzuſehen ſind , finden
neben den beſtehenden reichsrechtlichen Vorſchriften die folgenden

Beſtimmungen Anwendung , und zwar auf die Beſchäftigung
f 8 2 f 9 18 g 33 3

fremder Kinder die 8§§ 4 bis 11, auf die Beſchäftigung eigener
Kinder die § § 12 bis 17.

82

Kinder im Sinne dieſes Geſetzes .
Als Kinder im Sinne dieſes Geſetzes gelten Knaben und

Mädchen unter dreizehn Jahren , ſowie ſolche Knaben und Mädchen

über dreizehn Jahre , welche noch zum Beſuche der Volksſchule ver⸗

Pflichtet ſind .

883

Eigene , fremde Kinder .

Im Sinne dieſes Geſetzes gelten als eigene Kinder :

1. Kinder , die mit demjenigen , welcher ſie beſchäftigt , oder

mit deſſen Ehegatten bis zum dritten Grade verwandt

ſind ,

2. Kinder , die von demjenigen , welcher ſie beſchäftigt , oder

deſſen Ehegatten an Kindesſtatt angenommen oder bevor⸗

mundet ſind ,

3. Kinder , die demjenigen , welcher ſie zugleich mit Kindern

der unter 1 oder 2 bezeichneten Art beſchäftigt , zur geſetz⸗
lichen Zwangserziehung ( Fürſorgeerziehung ) überwieſen

ſind ,

ſofern die Kinder zu dem Hausſtande desjenigen gehören , welcher

ſie beſchäftigt .

Kinder , welche hiernach nicht als eigene Kinder anzuſehen
ſind , gelten als fremde Kinder .

Die Vorſchriften über die Beſchäftigung eigener Kinder gelten
auch für die Beſchäftigung von Kindern , welche in der Wohnung
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oder Werkſtätte einer Perſon , zu der ſie in einem der im Abſatz 1
bezeichneten Verhältniſſe ſtehen und zu deren Hausſtande ſie ge⸗
hören , für Dritte beſchäftigt werden .

II . Beſchäftigung fremder Kinder .

8 4.

Verbotene Beſchäftigungsarten .

Bei Bauten aller Art , im Betriebe derjenigen Ziegeleien und
über Tage betriebenen Brüche

55 Gruben , auf welche die Be⸗
ſtimmungen der Ss 134 bis 139 b der Gewerbeordnung keine An⸗
wendung finden , und der in 50 n anliegenden Verzeichnis aufge⸗
führten Werkſtätten , ſowie beim Steinklopfen , im Schornſtein⸗
fegergewerbe , in dem mit dem Speditionsgeſchäfte verbundenen
Fuhrwerksbetriebe , beim Miſchen und Mahlen von Järben beim
Arbeiten in Kellereien dürfen Kinder nicht beſchäftigt werden .

Der Bundesrat iſt ermächtigt , weitere ungeeignete Be⸗
ſchäftigungen zu unterſagen und das Verzeichnis abzuändern . Die
beſchloſſenen Abänderungen ſind durch das Reichs⸗Geſetzblatt zu
veröffentlichen und dem Reich) stage ſofort oder , wenn derſelbe
nicht verſammelt iſt , bei ſeinem Zuſammentritte zur Kenntnis⸗
nahme vorzulegen .

Vergl . Anlage .

8 5.

Beſchäftigung im Betriebe von Werkſtätten , im Handelsgewerbe
und in Verkehrsgewerben

Im Betriebe von Werkſtätten ( § 18) , in denen die Beſchäfti⸗
gung von Kindern nicht nach 8 4 P6r iſt , im Handelsgewerbe
C 105 b Abſatz 2, 3 der Gewer beordnung ) und in Verkehrs⸗
gewerben ( § 1051 Abſatz 1 a. a. O. ) dürfen Kinder unter zwölf

Vahren nicht beſchäftigt werden .
Die Beſchäftigung von Kindern über zwölf Jahre darf nicht

in der Zeit zwiſchen acht Uhr abends und acht Uhr morgens und
nicht vor dem Vormittagsunterrichte ſtattfinden . Sie darf nicht
länger als drei Stunden und während der von der zuſtändigen
Behörde beſtimmten Schulferien nicht länger als vier Stunden
täglich dauern . Um Mittag iſt den Kindern eine mindeſtens zwei⸗
ſtündige Pauſe zu gewähren . Am Nachmittage darf die Be —
ſchäftigung erſt eine Stunde nach beendetem Unterrichte be⸗
ginnen .

Vergl . die Bmkg . zu § 13.
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§ 6.

Beſchäftigung bei öffentlichen theatraliſchen Vorſtellungen und

anderen öffentlichen Schauſtellungen .

( 1) Bei öffentlichen theatraliſchen Vorſtellungen und anderen

öffentlichen Schauſtellungen dürfen Kinder nicht beſchäftigt wer⸗

den .
( 2) Bei ſolchen Vorſtellungen und Schauſtellungen , bei denen

ein höheres Intereſſe der Kunſt oder Wiſſenſchaft obwaltet , kann

die untere Verwaltungsbehörde nach Anhörung der Schulauf⸗

ſichtsbehörde Ausnahmen zulaſſen .

86

RG . vom 30. Juli 1905 .

Beſchäftigung bei öffentlichen und nichtöffentlichen Lichtſpiel⸗

aufnahmen .

Zu Lichtſpielaufnahmen dürfen Kinder nicht herangezogen

werden .

( i ) Die untere Verwaltungsbehörde kann bei Kindern über

drei Jahre im Einzelfall Ausnahmen zulaſſen , wenn weder durch

den Gegenſtand der Aufnahme , noch durch die Tätigkeit des Kin⸗

des oder die Verhältniſſe , unter denen die Aufnahme ſtattfindet ,

Schädigungen des Kindes in ſittlicher , geiſtiger oder geſundheit⸗

licher Hinſicht oder eine Überreizung ſeiner Phantaſie zu beſorgen

ſind . Vor Erteilung der Erlaubnis ſoll die untere Verwaltungs⸗

behörde , das Jugendamt und , ſoweit es ſich um ſchulpflichtige

Kinder bandelt . die Schulaufſichtsbehörde oder die von dieſer be⸗

zeichnete Stelle anhören . Die Erlaubnis iſt an Bedingungen zum

Schutze der Geſundheit , der Sittlichkeit und , ſoweit es ſich um

ſchulpflichtige Kinder handelt , des unterrichtlichen Erfolges zu

knüpfen .
( 2) Bei Kindern bis zu drei Jahren ſind Ausnahmen nur

zuläſſig , wenn ein Intereſſe der Kunſt oder Wiſſenſchaft ſie erfor⸗

derlich macht und nachweislich beſondere Vorkehrungen zum

Schutze der Eeſundheit und für ſachkundige Pflege und Beauf⸗

ſichtigung des Kindes getroffen ſind .

65—⏑ο

Beſchäftigung im Betriebe von Gaſt⸗ und von Schankwirtſchaften .

15 Betriebe von Gaſt - und von Schankwirtſchaften dürfen

Kinder unter zwölf Jahren überhaupt nicht , und Mädchen (§S 2)

nicht bei der Bedienung der Gäſte beſchäftigt werden . Im übrigen
finden auf die Beſchäftigung von Kindern über zwölf Jahre die

Beſtimmungen des § 5 Abſatz 2 Anwendung .
dile
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ι⏑ 8.

Beſchäftigung beim Austragen von Waren und bei ſonſtigen

Botengängen .

Auf die Beſchäftigung von Kindern beim voni
ſonſtigen igen in den in §S§ 4 bis

7
be⸗el

anderen gewerblichen Be 5 finden 910 Be⸗
ſtimmungen des 8S 5 er Aiöbeechende Anwendun

1˖Für die erſten zwei Jahre nach dem dieſes Ge⸗
kann die untere Verwaltungsbehörde nach Anhörung der

ilaufſichtsbehörde für ihren Bezirk oder Teile desſelben
allgemein oder für einzelne Gewerbszzweige geſtatten , daß die Be⸗
ſchäftigung von Kindern über 3wölf Jahre bereits von ſechseinhalb
Uhr morgens an und vor dem Vormittagsunterrichte ſtattfindet ;
jedoch darf ſie vor dem Vormittagsunterrichte nicht länger als
eine Stunde dauern .

ces
*Schi

οοο835

Sonntagsruhe .

An Sonn⸗ und Feſttagen ( § 105 à Abſatz 2 der Gewerbeord⸗
nung ) dürfen Kinder , vorbehaltlich der Beſtimmungen in Abſatz 2,
3 nicht beſchäftigt werden .

Für die öffentlichen theatraliſchen Vorſt tellungen und ſonſ ſtigen
öffentlichen Schauſtellungen bewendet es auch an Sonn⸗ und Feſt⸗
tagen bei den Beſtimmungen des 8 6.

Für das Aus tragen von Waren ſowie für ſonſtige Boten⸗

gänge bewendet es bei den Beſtimmungen des § 8. Jedoch darf
an Sonn⸗ und Feſttagen die Beſchäftigung die Dauer von zweiStunden nicht überſchreiten und ſich nicht über ein Uhr nachmit⸗
tags erſtrecken , auch darf ſie nicht in der letzten halben “Stunde vorBeginn des Hauptgottesdienſt tes und nicht während desſelben
ſtattfinden

§ 10 .

Anzeige .

Sollen Kinder beſchäftigt werden , ſo hat der Arbeitgeber vor
dem Beginne der Beſchäftigung der Ortspolizeibehörde eine
ſchriftliche Anzeige zu machen. In der Anzeige ſind die Betriebs⸗
ſtätte des Arbeitgebers ſowie die Art des Betriebs anzugeben .

Die Beſtimmung des Abſatzes 1 findet keine Anwendung auf
eine bloß gelegentliche Beſchäftigung mit einzelnen Dienſt⸗
leiſtungen .
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§441

Arbeitskarte .

Die Beſchäftigung eines Kindes iſt nicht geſtattet , wenn dem

Arbeitgeber 55 zuvor für dasſelbe eine Arbeitskarte einge⸗

händigt iſt . Dieſe Beſtimmung findet keine Anwendung auf eine

bloß legentliche Beſchäftigung mit einzelnen Dienſtleiſtungen .

Die Arbeitskarten werden auf Antrag oder mit Zuſtimmung

des 9276li⸗ichen Vertreters durch die Ortspolizeibehörde desjenigen

Ortes , an welchem das Kind zuletzt f ſeinen dauernden Aufenthalts —

ort gehabt hat , koſten - und ſtemz Afrei ausgeſtellt ; iſt die Er⸗

klärung des geſetzlichen Vertreters nicht zu beſchaffen , ſo kann die

Gemeindebehörde die Zuſtimmung ergänzen . Die Karten haben

den Namen , Tag und Jahr der Geburt des Kindes ſowie den

Namen , Stand und letzten Wohnort des geſetzlichen Vertreters zu

enthalten .

Der Arbeitgeber hat die Arbeitskarte zu verwahren , auf amt⸗

liches Verlangen vorzulegen und nach Löſung des

Arbeitsverhältniſſes dem geſetzlichen Vertreter wieder auszu⸗

händigen . Iſt die Wohnung des geſetzlichen Vertreters nicht zu

ermitteln , ſo erfolgt die Aushändigung der Arbeitskarte an die im

Abſatz 2 bezeichnete Ortspolizeibehörde .

Die Beſtimmungen des § 4 des Gewerbegerichtsgeſetzes vom

29 . September 1901 (Reichs⸗Geſ etzblatt Seite 353 ) über die Zu⸗

ſtändigkeit der Gewerbegerichte für Streitigkeiten hinſichtlich der

Arbeitsbücher finden entſprechende Anwendung .

IIl . Beſchäftigungeigener Kinder

§ 12.

Verbotene Beſchäftigungsarten .

In Betrieben , in denen gemäß den Beſtimmungen des 8 4
fremde Kinder nicht beſchäftigt werden dürfen , ſowie in Werk⸗

ſtäkten in welchen durch elementare Kraft ( Dampf , Wind , Waſſer ,

Gas , Luft , Elektrizität uſw . ) bewegte Triebwerke nicht bloß vor⸗

übergehend zur Verwendung kommen , iſt auch die Beſchäftigung

eigener Kinder unterſagt .

8 . 15

häftigung im Betriebe von Werkſtätten , im Handelsgewerbe

und in Verkehrsgewerben .

Ilfi Betriebe von Werkſtätten , in denen die Beſchäftigung von

Kindern nicht nach § 12 verboten iſt , im Handelsgewerbe und in

Verkehrsgewerben dürfen eigene Kinder unter zehn Jahren nicht
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in der Zeit zwiſchen acht Uhr abends und acht Uhr morgens und
nicht vor dem Vormittagsunterrichte beſchäftigt werden . Um Mit⸗
tag iſt den Kindern eine mindeſtens zweiſtündige Pauſe zu ge⸗
währen . Am Nachmittage darf die Beſchäftigung erſt eine Stunde
nach beendetem Unterrichte beginnen .

Eigene Kinder unter zwölf Jahren dürfen in der Wohnung
oder Werkſtätte einer Perſon , zu der ſie in einem der im §S 3
Abſatz 1 bezeichneten Verhältniſſe ſtehen , für Dritte nicht be⸗
ſchäftigt werden .

An Sonn⸗ und Feſttagen dürfen auch eigene Kinder im Be⸗
triebe von Werkſtätten und im Handelsgewerbe ſowie im Ver⸗
kehrsgewerbe nicht beſchäftigt werden .

Nach dem RG . vom 20. Dezember 1911 über die Hausarbeit ( § 6)
kann die zuſtändige Polizeibehörde durch Verfügung für einzelne Werk —
ſtätten zur Durchführung der Vorſchrift in §8 6 Ziff . 2 des Geſetzes ,
lautend :

Auf Gesundheit und Sittlichkeit der männlichen Haus -
arbeiter unter 18 Jahren und der Hausarbeiterinnen sind die -
jenigen besonderen Rücksichten zu nehmen , welche durch
Alter und Geschlecht dieser Arbeiter geboten sind .

beſondere Maßnahmen anordnen . Danach

kann über die Vorschriften im §S 5 Abs . 1, §S 13 Abs . 1, 2
des Gesetzes bèetr . Kindeèrarbeit in gewerblichen Betrieben
Vom 30. März 1903 ( Reichsgesetzbl . S. 113 ) hinaus die Be -
schäftigung von eigenen oder fremden Kindern im Sinne
jenes Gesètzes von der Vollendung eines höheren Lebens -
alters abhängig gemacht oder ganz verboten werden . Für
andere Hausarbeiter unter 16 Jahren kann Beginn und Ende
der zulässigen Arbeitszeit , sowie Dauer und Lage der
Pausen vorgeschrieben werden . Ferner kann die Beschäfti -
gung an Sonn - und Festtagen sowie während der von dem
ordentlichen Seelsorger für den Kateéchumenen - , Konfir -
manden - , Beicht - und Kommunionunteèrricht bestimmten
Stunden verboten werden .

§ 14 .

Beſondere Befugniſſe des Bundesrats .

Der Bundesrat iſt ermächtigt , für die erſten zwei Jahre nach
dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes für einzelne Arten der im 8 12
bezeichneten Werkſtätten in denen durch elementare Kraft bewegte
Triebwerke nicht bloß vorübergehend zur Verwendung kommen ,
und der im § 13 Abſatz 1 bezeichneten Werkſtätten Ausnahmen
von den daſelbſt vorgeſehenen Beſtimmungen zuzulaſſen .

Nach Ablauf dieſer Zeit kann der Bundesrat für einzelne
Arten der im § 12 bezeichneten Werkſtätten mit Motorbetrieb die
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Beſchäfti
01

eigener Kinder nach Maßgabe der Beſtimmungen
3 1 unter der Bedingung geſtatten , daß 85 Kinderim §8 13 Abſatz

nicht an den dur

werden dürfen .

im § 18 Abſatz
1

Verbote der 2zeichä
laſſen , ſofern die

angemeſſenen
darf nicht in

1 5 ens e

die Triebkraft bewegten Maſchinen beſchäftigt

kann der Bundesrat für einzelne Arten der

eichneten Werkſtätten Ausnahmen von dem

gung von Kindern unter zehn Jahren zu⸗
it beſonders leichten und ihr

2

äftigt werden ; die Beſchäf

iſchen acht Uhr abends und acht 1

ag iſt den Kindern eine mindeſter

ren, am Nachmittage darf die 2

nach beendetem Unterrichte begin :

gen können allgemein oder für einzel

Beſchäftigung bei öffentlichen theatraliſchen Vorſtellungen und

anderen öffentlichen Schauſtellungen

f die Beſchäftigung eigener Kinder bei öffentlichen thea⸗

n Vorſtellungen und anderen öffentlichen Schauſtellungen

Beſtimmungen des § 6 Anwendung .
traliſch
finden die

815
3RG. vom 31. Juli 1905

Beſchäftigung bei öffentlichen und nichtöffentlichen Lichtſpiel⸗

aufnahmen .

Auf die Heranziehung ihene Kinder zu Lichtſpielaufnahmen

finden die Beſtimmungen des §S 6a Anwendung .

§ 16.

Beſchäftigung im Betriebe von Gaſt⸗ und von Schankwirtſchaften .

Im Betriebe von Gaſt⸗ und von Schankwirtſchaften dürfen

Kinder unter zwölf Jahren überhaupt nicht , und Mädchen (8N

nicht bei der Bedienung der Gäſte beſchäftigt werden Die untere

Verwaltungsbehörde iſt befugt , nach Anhörung der Schulaufſichts⸗

behörde in Orten , welche nach der jeweilig letzten Volkszählung

weniger als zwanzigtauſend Einwohner haben , für Betriebe , in

welchen in det Regel ausſchließlich zur Familie des Arbeitsgebers
gehörige Perſonen beſchäftigt werden , Ausnahmen zuzulaſſen . Im

übrigen finden auf die Beſchäftigung von eigenen Kindern die

Beſtimmungen des § 13 Abſatz 1 Anwendung .
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8 17 .

Beſchäftigung beim Austragen von Waren und bei ſonſtigen

Botengängen .

Austragen von Zeitungen , Milch
N

Aß 81 NAuf die tigung beim
und Waämären finden die Veſtin en in 8 8, § 9 Abſatz 3 dann
Anwendr henn die Kinder für Dritte beſchäftigt werden .

Im übrigen iſt die Beſchäftigung von eigenen Kindern beim
trag zen und bei ſonſtigen Botengängen geſtattet .

iverordnungen der zum Erlaſſe ſolcher berechtigten
die Beſch gung beſchränkt werden .

von Wa

IV . Gemeinſame Beſtimmungen .

Werkſtätten im Sinne dieſes Geſetzes .

Als Werkſtätten gelten neben den Werkſtätten im Sinne des
ſatz der Gewerbeordnung auch Räume , die zum

oder g0 hen dienen , wenn darin gewerbliche
wird , ſowie im Freien gelegene gewerbliche

＋1
1

Arbeitsſtellen .

Abweichungen von der geſetzlichen Zeit .

Beträgt der Unterſchied zwiſchen der geſetzlichen Zeit und der
Ortszeit mehr als eine Viertelſtunde, ſo kann die höhere Ver⸗

e gsbehörde bezüglich der in dieſem Geſetze vorgeſehenen
eſtimmungen über Anfang und Ende der zuläſſigen täglichen

beitszeit für ihren Bezirk oder einzelne Teile desſelben Ab⸗
weichungen von der Vorſchrift über die geſetzliche Zeit in Deutſch⸗
land ( Geſetz vom 12. März 1893 , 5 Geſetz Seite 93 ) zulaſſen .
Die Abweichungen dürfen nicht mehr als eine halbe Stunde be⸗

D
der Beſchäf

ie geſetzlichen Befſtimmungen über die zuläſſige Dauer
ftigung bleiben unberührt .

§ 20 .

Beſondere polizeiliche Beſugniſſe .

Die zuſtändigen Polizeibehörden können im Wege der Ver⸗
fügung eine nach den vorſtehenden Beſtimmungen zuläſſige Be⸗
ſchäftigung , ſofern dabei erhebliche Mißſtände zutage getreten

ſind, auf Antrag oder nach Anhörung der Schulaufſichtsbehörde
für einz elne Kinder einſchränken oder unterſagen ſowie , wenn für
das Kind eine Arbeitskarte erteilt iſt ( § 11) , dieſe entziehen und
die Erteilung einer neuen Arbeitskarte verweigern .
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Die zuſtändigen Polizeibehörden ſind ferner befugt , zur Be⸗

ſeitigung erheblicher , die Sittlichkeit gefährdender Mißſtände im

Wege der Verfügung für einzelne Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaften
die Beſchäftigung von Kindern weiter einzuſchränken oder zu

unterſagen .

§ 21 .

Aufſicht .

Inſoweit nicht durch Bundesratsbeſchluß oder durch die

Landesregierungen die Auſſicht anderweitig geregelt iſt , finden

die Beſtimmungen des § 139 b der Gewerbeordnung Anwendung .

In Privatwohnungen , in denen ausſchließlich eigene Kinder

beſchäftigt werden , dürfen Reviſionen während der Nachtzeit nur

ſtattfinden , wenn Tatſachen vorliegen , welche den Verdacht der

Nachtbeſchäftigug dieſer Kinder begründen .

Zuſtändige Behörden .

Welche Behörden in jedem Bundesſtaat unter der Bezeich⸗

nung : höhere Verwaltungsbehörde , untere Verwaltungsbehörde ,

Schulaufſichtsbehörde , Gemeindebehörde , Polizeibehörde , Orts⸗

polizeibehörde zu verſtehen ſind , wird von der Zentralbehörde des

Bundesſtaats bekannt gemacht .

Nach § 1 der VO. des Miniſteriums des Innern vom 30. Dezember

1003 ſind die den Schulaufſichtsbehörden zugewieſenen Aufgaben durch

die Kreisſchulämter wahrzunehmen . Nach PAVO . Art . II tritt in

den Städten mit einem Stadtſchulamt dieſes an die Stelle des

Kreisſchulamtes .

V. Strafbeſtimmungen .

8823

Mit Geldſtrafe bis zu zweitauſend Mark wird beſtraft , wer

den S§ 4 bis 8 zuwiderhandelt .

Im Falle gewohnheitsmäßiger Zuwiderhandlung kann auf

Gefängnisſtrafe bis zu ſechs Monaten erkannt werden .

Der §S 75 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes findet Anwendung .

ο 24 .

Mit Geldſtrafe bis zu ſechshundert Mark wird beſtraft :

1. wer dem § 9 zuwider Kindern an Sonn⸗ und Feſttagen

Beſchäftigung gibt ;
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2. wer den auf Grund des § 20 hinſichtlich der Beſchäftigung
fremder Kinder endgültig ergangenen Verfüglinen zu⸗
widerhandelt .

Im Falle gewohnheitsmäßiger Zuwiderhandlung kann auf
Haft erkannt werden .

§ 25 .

Mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Mark wird beſtraft :
1. wer den § 8 12 bis 16, §S 17 Abſatz 1 zuwiderhandelt ;

aufgrund des § 20 hinſichtlich der Beſchäftigung
Kinder endgültig ergangenen Verfügungen oder

jrund des § 17 Abſatz 2 erlaſſenen Vorſchriften zu⸗
andelt .

gewohnheitsmäßiger Zuwiderhandlungen kann auf
18

§ 26 .

Mit Geldſtrafe bis zu dreißig Mark werden Arbeitgeber be⸗
ſtraft , welche es unterlaſſen , den durch § 10 für ſie begründeten
Verpflichtungen nachzukonnimen.

U⸗ 8 27 .

Mit Geldſtrafe bis zu zwanzig Mark wird beſtraft :
1. wer entgegen der Beſtimmung des § 11 Abſatz 1 ein Kind

Degenbe in Beſchäftigung nimmt oder behält ;
2. wer der Beſtimmung des § 11 Abſatz 3 in Anſehung der

Arbeitskarten zuwiderhandelt .

§ 28 .

Die Strafverfolgung der im 8 24 bezeichneten Vergehen ver⸗
jährt binnen drei Monaten .

Die Beſtimmungen des 5 der Gewerbeordnung finden
Anwendung .

VI . Schluß beſtimmungen .

8 380.

Die vorſtehenden Beſtimmungen ſtehen weitergehenden lan⸗
desrechtlichen Bef c8gen der von Kindern in

gewerblichen Betrieben nicht entgegen
30
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Anlage zu § 4 Abſ . 2.

Verzeichnis derjenigen We 1 k ſtäfßten ,

in deren Betrieb , abgeſehen vom Austragen von Waren und von

ſonſtigen Botengängen , Kinder nicht beſchäftigt werden dürfen .

Bezeichnung der Werkſtätten .

Werkſtätten zur Anfertigung von Schieferwaren , Schiefer⸗

tafeln und Griffeln , mit Ausnahme von Werkſtätten , in

denen lediglich das Färben , Bemalen und Bekleben ſowie
Färben , Linieren

lat
die Verpackung von Griffeln und d

und Einrahmen von Schiefertafeln erf

Werkſtätten der Steinmetzen , Steinhauer .

Werkſtätten der Steinbohrer , ⸗ſchleifer oder poli

Ka nnereien , Gipsbrennereien .
Wer

Werkſtätten der Glasbläſer , ⸗ätzer, ⸗ſchleifer oder matierer ,

mit Ausnahme der Werkſtätten der Glasbläſer , in denen

Spiegelbelegereien ausſchließlich vor der Lampe geblaſen
wird .

ätten der Töpfer .

Werkſtätten , in denen Gegenſtände auf galvaniſchem Wege

durch Vergolden , Verſilbern , Vernickeln und dergleichen
mit Metallüberzügen verſehen werden oder in denen

Gegenſtände auf galvanoplaſtiſchem Wege hergeſtellt wer⸗

den .

Werkſtätten , in denen Blei⸗ und Zinnſpielwaren bemalt

werden .

Blei⸗, Zink⸗, Zinn⸗ , Rot⸗ und Gelbgießereien und ſonſtige

Metallgießereien .

Werkſtätten der Gürtler und Bronzeure .

Werkſtätten , in denen Blei , Kupfer , Zink oder Legierungen
dieſer Metalle bearbeitet oder verarbeitet werden mit

Ausnahme von Werkſtätten , in denen ausſchließlich eigene

Kinder und dieſe lediglich mit Sortieren und Zuſammen⸗

ſetzen von Uhrenbeſtandteilen beſchäftigt werden .

Metallſchleifereien und - polierereien .

Feilenhauereien .

Harniſchmachereien , Bleianknüpfereien .

Werkſtätten , in denen Queckſilber verwandt wird .
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Gruppe
der *335 Po 20 0 4 75 ＋ebe Bezeichnung der Werkſtätten

ſtatiſtik

VII Werkſtätten zur Herſtellung von Exploſivſtoffen , Feuerwerks⸗
körpern , Zündhölzern und ſonſtigen Zündwaren .

Abdeckereien .

IX Werkſtätten , in denen Geſpinnſte , Gewebe und dergleichen1*
mittels chemiſcher Agentien gebleicht werden .

Färbereien .
Lumpenſortierereien .

XI Felleinſalzereien , Gerbereien .
Werkſtätten zur Verfertigung von Gummis⸗ , Guttapercha⸗

und Kautſchukwaren .
Werkſtätten zur Verfertigung von Polſterwaren .
Roßhaarſpinnereien .

XII Werkſtätten der Perlmutterverarbeitung .
Haar⸗ und Borſtenzurichtereien . Bürſten⸗ und Pinſel⸗

machereien , ſofern mit ausländiſchem tieriſchen Material
gearbeitet wird .

XIII Fleiſchereien .

XIV Haſenhaarſchneidereien .

Bettfedernreinigungsanſtalten .

Chemiſche Waſchanſtalten .

XV Werkſtätten der Maler und Anſtreicher .

Ferner hat nach einer Bekanntmachung des Reichskanzlers
vom 1. Juli 1907 — RGBl . S . 404 — der Bundesrat aufgrund
des § 4 Abfſ . 2 des Geſetzes die Beſchäftigung von Kindern bei der
Reinigung von Dampfkeſſeln verboten .

Verordnung des Miniſteriums des Kultus und Unterrichts .

( Vom 11. April 1914 . )
SchBOBl . Nr . XI .

An die Kreisſchulämter , die Volksſchulrektorate und Orts⸗
ſchulbehörden der Volksſchulen .

Zur Ausführung des Reichsgeſetzes vom 30 . März 1903 ,
Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben betreffend ( Schulverord⸗
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nungsblatt 1904 Seite 59) , wird unter Aufhebung der Bekannt⸗

machungen vom 28 . November 1906 1907

Seite
Seite
Seite

23) , vom 5. Oktober 1907 ( Schulverordnungsblatt 1907

213 ) , vom 25. Juni 1908 ( Schult

125 ) und vom 6. Dezember 1911 ( Schulverordnungsblatt

verordnungsblatt 1908

1911 Seite 274 ) angeordnet :

12

2.

Jeweils nach dem Stand vom 1. Mai —oder dem Tag

des etwaigen ſpäteren Schuljahranfangs Wund vom

1. November 5 Jahres haben die Lehrer der einzelnen

Klaſſen durch Umfrage die Schüler , die in gewerblichen

Betrieben beſcliftigt ſind , feſtzuſtellen und ihre Namen

in ein Verzeichnis ( vergleiche das unten ſtehende Muſter )

einzutragen . Die Schüler ſind dabei aufzufordern , etwaige

Anderungen der Beſchäftigung , ihre gänzliche Aufgabe wie

auch die übernahme einer neuen Beſchäftigung dem Lehrer

jeweils alsbald anzuzeigen . Neu zugehende Schüler ſind

unter fortlaufender Ordnungszahl in das Verzeichnis ein⸗

zutragen , während von dem Aufgeben der Beſchäftigung

oder von Anderungen in der Spalte „ Bemerku ngen “ Vor⸗

merkung zu machen iſt . Die Verzeichniſſe ſind jährlich ab⸗

uſchließen und der Ortsſchulbehörde zur Müſheiieh
bei

55
Schülerliſten zu übergeben .

Die Ortsſchulbehörden haben nach Beginn eines jeden

Schulhalbjahres die auf dem Gebiet der Kinderarbeit ge⸗
machten Wahrnehmungen zum Gegenſtand einer Beratung

zu machen und über deren Ergebnis an das Kreisſchulamt

zu berichten . Dabei iſt zu erörtern , ob hinſichtlich des Voll⸗

zugs des Geſetzes Unzuträglichkeiten hervorgetreten ſind ,
und ob insbeſondere bei einer nach den geſetzlichen Be⸗

ſtimmungen zuläſſigen Beſ chäftigung von Kindern Miß⸗

ſtände beobachtet worden ſind . Sofern in einer Gemeinde

Kinder in Gewerbebetrieben nicht beſchäftigt ſind , iſt Fehl⸗

anzeige zu erſtatten .

Die Ortsſchulbehörden haben die nach Ziffer 2 zu rden Berichte zuſammen mit einer Abſchrift der nach Ziff .1
anzulegenden Verzeichniſſe jeweils auf 15. Mai und

15. November den Kreisſchulämtern vorzulegen , die die

Berichte und die Abſchriften der Verzeichniſſe jeweils auf

8 Juni und 1. Dezember an das Gewerbeaufſichtsamt in

Karlsruhe einſenden . In den Städten der Städteordnung
hat die Vorlage der Berichte und der Abſchrift der Ver⸗

zeichniſſe an das Gewerbeaufſichtsamt unmittelbar durch

die Volksſchulrektorate zu erfolgen .
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Die Kreisſchulämter und die Volksſchulrektorate werden
gleichzeitig ermächtigt , in einzelnen Fällen , in denen ſich aus der
Beſchäftigung von Kindern in gewerblichen Betrieben Unzuträg⸗
lichkeiten ergeben , die der dringenden Abhilfe bedürfen , den Be⸗
zirksämtern unmittelbar Mitteilung zu machen .

1. Das RG . vom 30. März 1903 geht davon aus , daß ein gewiſſes
Maß von körperlicher Arbeit neben dem Unterricht und der Schularbeit
für die Kinder nur förderlich ſein kann , zumal ſie dadurch an körperliche
und geiſtige Tätigkeit gewöhnt werden , der Sinn für Fleiß und Spar⸗
ſamkeit in ihnen geweckt wird und ſie dadurch vor Müßiggang und anderen
Abwegen bewahrt bleiben . Die Hauptaufgabe der Schule und im be—
ſonderen der Lehrer bei der Durchführung des Geſetzes beſteht darin , zu
verhindern , daß die Kinder in ihrer körperlichen Entwicklung durch über⸗
mäßige Arbeit phyſiſch geſchädigt werden , und dafür zu ſorgen , daß ſie
die körperliche und geiſtige Friſche behalten , die notwendig iſt , um den
Unterricht der Volksſchule mit Erfolg beſuchen zu können . Der Lehrer
wird ſich im allgemeinen auf die in Ziff . 1 vorgeſchriebene Umfrage be⸗
ſchränken und nicht ohne äußere Veranlaſſung in eine inquiſitoriſche Unter⸗
ſuchung über die Richtigkeit der ihm von den einzelnen Schülern gemach⸗
ten Angaben eintreten .

2. Aufgabe der Beratung durch die Ortsſchulbehörde iſt es, feſtzu⸗
ſtellen , ob die gewerbliche Beſchäftigung nach Umfang und Art einen nach⸗
teiligen Einfluß auf die Leiſtungen des Kindes in der Schule , auf ſeine
geſundheitliche oder geiſtige Entwicklung oder ſeine ſittliche Führung aus⸗
übt , und ob dieſe Nachteile nur bei einzelnen oder bei allen in einem
beſtimmten Betrieb beſchäftigten Schülern hervortreten . Bei der Bericht⸗
erſtattung an das Kreisſchulamt ſind die tatſächlichen Verhältniſſe , die den
Anlaß zu der Beanſtandung bilden , genau darzulegen .

3. Die Kreisſchulämter haben ſich bei der vornahme von Prüfungen
darüber zu verläſſigen , ob und eventuell in welchem Umfang Schüler
in gewerblichen Betrieben beſchäftigt ſind , ob ſich hieraus nachteilige Ein⸗
wirkungen für die Schule ergeben , oder ſonſtige Mißſtände vorliegen , die
ein beſonderes Einſchreiten angezeigt erſcheinen laſſen und je nach dem
Ergebnis dieſer Erkundigungen mit dem Bezirksamt wegen der weiter
erforderlichen Anordnungen ins Benehmen zu treten .

4. Bei der Verwertung der ſeitens der Schule angeregten Erhebungen
hat die Schule nach einer Anordnung des Miniſteriums des Innern
außer Betracht zu bleiben .

5. Ziff . 3 a. E. beſtimmt , daß die Vorlage „der Berichte “ in den
Städten der Städteordnung unmittelbar durch die Volksſchulrektorate zu
erfolgen habe , ohne aber gleichzeitig die nach Ziff . 2 den Ortsſchulbehörden
okliegende Aufgabe den Volksſchulrektoraten zu übertragen . Wenn die Be⸗
ſtimmung von der Anſchauung ausgehen ſollte , daß es einer ſolchen aus⸗
drücklichen Anordnung nicht bedürfe , da es ſich um eine Aufgabe der
Schulordnung handle und die in dieſer den Ortsſchulbehörden zugewieſenen
Wahrnehmungen in den Städten der Städteordnung nach Schd § 78 ohne
weiteres den Volksſchulrektoraten zur Beſorgung zufielen , könnte dies
nicht als zutreffend anerkannt werden . Im üÜbrigen ſprechen auch ſach⸗
liche Gründe dafür , die Behandlung der Frage bei der Schulkommiſſion
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zu belaſſen . Die Vorſchrift dürfte daher ſo auszulegen ſein , daß das Stadt⸗

ſchulamt vor der Vorlage an das Gewerbeamt , die Angelegenheit in der

Schulkommiſſion zur Beſprechung bringt , ſofern eine ſolche nach Lage

der einzelnen Fälle angezeigt erſcheint .

Muſter zu Ziff . 1.

Amt :

Gemeinde :

Schule . . . . Klaſſe

Verzeichnis der gewerblich tätigen Schulkinder .

— — —
2—

E Beſchäftigung
Name und des Kindes, 25

N 25 33 —
„ Vor⸗ u. Zuname 5 3 Stand Wohnung des insbeſondere 8

W des ? und Wohnort Arbeitgebers 1. in welcher 2
0 Kindes

des geſetzlichen Weiſe ? —
K* 8 4 ſeines . 2

Vertreters Att ſeines 2. in welchen 2
Betriebes Stunden ?

3. wo?

1 2 f 1 8 6 7

6. Vorſchriften über die Impfung .

Das Reichsgeſetz über die Impfung

vom 8. April 1874

enthält folgende auf die Mitwirkung der Schule ſich beziehende

Vorſchriften :

8

Der Impfung mit Schutzpocken ſoll unterzogen werden

1. jedes Kind vor dem Ablauf des auf ſein Geburtsjahr fol⸗

genden Kalenderjahres ;

2. jeder Zögling einer öffentlichen Lehranſtalt oder einer

Privatſchule innerhalb des Jahres , in welchem der Zög⸗

ling das zwölfte Lebensjahr zurückgelegt , ſofern er nicht

nach ärztlichem Zeugnis in den letzten fünf Jahren die

natürlichen Blattern überſtanden hat oder mit Erfolg ge⸗

impft worden iſt .
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87

über die aufgrund des § 1 Ziff . 2 zur Impfung gelangenden
Kinder haben die Vorſteher der betreffenden Lehranſtalten eine
Liſte anzufertigen .

Die Vorſteher derjenigen Schulanſtalten , deren Zöglinge dem

Impfzwang unterliegen , haben bei der Aufnahme von Schülern
durch Einfordern der vorgeſchriebenen Beſcheinigungen feſtzu⸗
ſtellen , ob die geſetzliche Impfung erfolgt iſt .

Sie haben dafür zu ſorgen , daß Zöglinge , welche während des

Beſuchs der Anſtalt impfpflichtig werden , dieſer Verpflichtung

genügen .

Iſt eine Impfung ohne geſetzlichen Grund unterblieben , ſo
haben ſie auf deren Nachholung zu dringen .

Sie ſind verpflichtet , vier Wochen vor Schluß des Schul⸗

jahres der zuſtändigen Behörde ein Verzeichnis derjenigen Schüler

vorzulegen , für welche der Nachweis der Impfung nicht er⸗
bracht iſt .

815

Schulvorſteher , welche den durch §S7 und durch § 13 ihnen

auferlegten Verpflichtungen nicht nachkommen , werden mit Geld⸗

ſtrafe bis zu einhundert Mark beſtraft .

Die Vollzugsverordnung des Miniſteriums des Innern

zum Impfgeſetz

vom 8. März 1920 .

Geſ . u. VOBl . Nr . 30

verfügt im Anſchluß hieran :

8 2 52

Schullokale ſind in der Regel zur öffentlichen Impfung von

Erſtimpflingen nicht zu verwenden ; dagegen ſteht deren Benützung

zur Schülerimpfung nichts im Wege .
Die Räume müſſen hell , heizbar , genügend groß , gehörig ge —

reinigt und gelüftet und mit einem Tiſch für den Impfarzt aus⸗

geſtattet ſein . Bei kühler Witterung ſind die Räume zu heizen ;

11 die Impfung ſind Waſchwaſſer , Seife und Handtuch bereit zu
ſtellen .

2222
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8 45

Der Impfſchein (§S 10 des Impfgeſetzes ) iſt , wenn die

Impfung erfolgreich war , oder zum dritten Mal erfolglos 8
nommen wurde , nach Vordruck J, in den übrigen Fällen nach der

Vordruck II auszufertigen .

Die Impfſcheine für Erſtim pfungen werden auf Papier von

rötlicher Farbe , die Impfſcheine für Wiederimpfung auf Papier

von grüner Farbe gedruckt .

8 9.

Die Vorſteher der öffentlichen Lehranſtalten und Privat⸗

ſchulen haben alljährlich im Februar ſämtliche Zögl inge , welche

während des Kalenderjahres das 12. Lebensjahr zurücklegen oder

dieſes Alter bereits früher zurückgelegt , den Nac chweis der mit Er⸗

folg vollzogenen Wiederimpfung aber nicht erbracht
1

50 „ alpb

1
betiſch und Räch Geſchlechtern —in größeren Gemeinden auch

nach Klaſſen getrennt , in eine Liſte nach dem anegeſchloſſenen
Vordruck VI einzutragen und dieſe Liſte dem Impfar zt ſpäteſtens

auf 1. Februar einzuſenden

§ 817

Zeit und Ort,
er

öffentl lichen Impfung ſind durch die Orts⸗

polizeibehörde rechtzeitig in ortsüblicher Weiſe in der Gemeinde

bekannt zu machen . Gleichzeitig hat die Ortspolizeibehörde für

die Wiederimpfmn ng die Vorſteher der Lehranſtalten und die

erſten Lehrer der 675 von der bevorſtehenden Impfung
8 4 *

durch beſondere Aufforderung in Kenntnis zu ſetzen .

Die Ortsſchulbehörde * für jede Wiederimpfung den Vor⸗

ſtehern der Lehranſtalten und den erſten Lehrern der Volksſchule

einen Vordruck der Verhaltungsmaßregeln für die öffentlichen

Impfungen und über die Behandlung der Impflinge während der

Entwickelung der Impfblattern behändigen zu laſſen .

§ 20 .

Wiederimpfung und der darauf folgenden Nachſchau hat

überdies von jeder Lehranſtalt , aus welcher impfpflichtige Schüler

vorhanden ſind , je ein Lehrer ( Lehrerin ) beizuwohnen .

22⏑

8
Die Impflinge haben mit reingewaſchenem Körper und reinen

Kleidern zum Impftermin zu erſcheinen .



Bekämpfung übertragbarer Krankheiten .

§ 85 .

Die Vorſteher der öffentlichen Lehranſtalten und Privat⸗
ſchulen , ſowie die erſten Lehrer der Volksſchulen haben bei der
Aufnahme von Zöglingen gemäß § 13 Abſ . 1 des Impfgeſetzes ſich
den Nachweis der erfüllten Impfpflicht erbringen zu laſſen und
zwar :

1. von Zöglingen , welche das 12. Lebensjahr erſt in einem
ſpäteren Kalenderjahre zurücklegen durch Vorlage der Be⸗
ſcheinigung Vordruck Jauf rotem Papier oder nach Vor⸗
druck IV :

2. von Zöglingen , die das 12. Lebensjahr im laufenden
Kalenderjahre zurücklegen , oder dasſelbe ſchon früher
zurückgelegt haben , durch Vorlage der Beſcheinigung nach
Vordruck Lauf grünem Papier oder nach Vordruck IV .

Neu eintretende Schüler , welche dieſe Nachweiſe nicht er⸗
bringen , ſei es , daß ſie der geſetzlichen Impfung ſich nicht unter⸗
zogen haben oder wegen Krankheit vorläufig zurückgeſtellt wur⸗
den ( Vordruck III ) oder nach erfolgter erſter Impfung ſich noch⸗
mals impfen laſſen müſſen ( Vordruck II ) beziehungsweiſe nach er⸗
folgter zweiter Impfung durch den Bezirksarzt geimpft werden
müſſen ( § 31 letzter Abſatz ) , ſind von den Schulvorſtehern dazu
anzuhalten , daß ſie ſich der Impfung unterziehen und die Nach⸗
weiſe vorlegen .

Vier Wochen vor Schluß des Schuljahres haben die Schul⸗
vorſteher Verzeichniſſe der Schüler , welche den Nachweis über die
erfolgte Impfung nicht erbracht haben , unter Angabe des Vor⸗ und
Zunamens , desTages und Jahres der Geburt des Schülers , ſowie
des Namens , Standes und Wohnortes des Vaters , Pflegevaters
oder Vormundes dem Bezirksamt mitzuteilen , worauf das Be⸗
zirksamt nach § 34 verfährt und dem Impfarzt die Namen der
Impfpflichtigen zum Eintrag in die Impfliſten ( Vordruck VI )
mitteilt .

Arztliche Zeugniſſe über die Zurückſtellung oder Befreiung
von der Impfpflicht ( Vordruck III und IV ) , welche den Schul⸗
vorſtehern von Schülern vorgelegt werden , ſind dem Impfarzte
einzuſenden .

Eine Bekanntmachung des Oberſchulrats vom
17 . Februar 1900 — SchVOBl . Nr . I1

hat die aus der Vollzugsverordnung zum Impfgeſetz ( vom 26. Januar
1900 ) für die Schulbehörden ſich ergebenden Verpflichtungen wie folgt zu⸗
ſammengeſtellt :

1. Genaue Kontrolle bezüglich aller neu eintretenden Schüler ,
ob ſie der Impfpflicht beziehungsweiſe —wenn ſie das
zwölfte Jahr bereits zurückgelegt haben oder im Jahr des
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Eintritts zurücklegen — der Pflicht zur Wiederimpfung
genügt haben ( § 35 Abſ . 5

entſprechende Fürſorge dafür , daß Schüler , welche den be⸗

ſtehenden Vorſchriften beim Eintritt noch nicht genügt

haben , dies alsbald nachholen ( § 385 Abſ . 2) ;

Aufſtellung der Verzeichniſſe der Schüler , welche vier

Wochen vor Schluß des Schuljahres den Nachweis über die

erfolgte Impfung oder Wiederimpfung noch nicht erbracht

haben , und Mitteilung derſelben an den Impfarzt ( § 35

Abſ . 38) ;

J. Aufſtellung des Verzeichniſſes der wiederimpfpflichtigen
Schüler jeweils im Monat Februar nach näherer Vorſchrift

⁰

in § 9 und Vorlage desſelben auf 1. März an den Impf⸗

arzt ;

Sorge dafür , daß der Wiederimpfung und der darauf fol⸗

genden Nachſchau von der Anſtalt , deren Schüler geimpft

worden , ein Lehrer beziehungsweiſe bei Mädchenſchulen

eine Lehrerin beiwohnen ( § 20 letzter Abſatz ) .

1

Dazu kommen noch weiter

6. Für den Fall der Vornahme der Wiederimpfung in einen

Schullokak Sorge dafür , daß dieſes in entſprechenden

Stand geſetzt wird und daß

7. die Schüler mit reingewaſchenem Körper und reinen

Kleidern zur Impfung erſcheinen .

Kinder , die von ihrem im Ausla nd ( Schweiz ) gelegenen Wohn⸗

ort aus eine badiſche Schule beſuchen , ſind , wenn ſie ſich auf Veran⸗

laſſung ihrer Eltern weigern , ſich der Wiederimpfung zu unterziehen , der

Oberſchulbehörde zum Zweck der Ausweiſung aus der Schule anzuzeigen .

Betm . des OSchR . vom 5. Auguſt 1913 — SchVOBl . Nr . XXII .

Wird die Wiederimpfung nicht am Schulort , ſondern auswärts vor⸗

genommen , ſo haben die Lehrer für ihre Anweſenheit bei derſelben An⸗

ſpruch für Reiſekoſtenerſatz und Aufwandsentſchädigung nach den hier⸗

über beſtehenden Beſtimmungen . Vergl . Seite 102.

7. Bekämpfung übertragbarer Krankheiten .

Reichsgeſetz , betreflend die Bekämpfung gemeingefährlicher und

übertragbarer Krankheiten

vom 30. Juni 1900 .

8 16.

Jugendliche Perſonen aus Behauſungen , in denen Erkran⸗

kungen vorgekommen ſind , können zeitweilig vom Schul⸗ und



Bekämpfung übertragbarer Krankheiten . 475

Unterrichtsbeſuche fern gehalten werden . Hinſichtlich der ſonſtigen
für die Schulen anzuordnenden Schutzmaßregeln bewendet es bei
den landesrechtlichen Beſtimmungen .

Verordnung des Miniſteriums des Innern

vom 9. Mai 1911 .

Fernhaltung vom Schul - und Uunterrichtsbetrieb .

8 18.

1. Schüler ohne Rückſicht des Alters und der von ihnen be⸗
ſuchten Schule , die an Diphtherie , Genickſtarre Milzbrand , Rotz ,
Rückfallfteber , Ruhr , Scharlach , Tollwut oder Typhus leiden oder
gelitten haben , ſind ſolange vom Unterricht und den Schulräumen
fernzuhalten , bis nach einer Beſcheinigung des behandelnden
Arztes oder in Ermangelung eines ſolchen — des Bezirks⸗
arztes eine übertragung der Krankheit durch ſie nicht mehr zu be⸗
fürchten iſt . Bei Scharlach darf dieſe Beſcheinigung nicht vor
Ablauf der vierten Woche , bei Diphtherie nicht vor Ablauf von
vierzehn Tagen nach Ausbruch der Krankheit erteilt werden .

2. Ferner ſind Schüler von den Schulräumen und vom
Unterrichtsbeſuch fernzuhalten bei Erkrankung an :

a) Lungen⸗ oder Kehlkopfſchwindſucht , wenn und ſolange im
Auswurf Tuberkelbazillen nachweisbar ſind ;

b) Körnerkrankheit , ſolange deutliche Eiterabſonderungen
der Augenbindehäute vorhanden ſind ;

c) Maſern bis zu 3 Wochen nach Beginn der Krankheit ;
d) Keuchhuſten , ſolange krampfhafte Huſtenanfälle vorhanden

ſind .

3. Schüler aus Behauſungen , in denen eine Erkrankung an
einer der in Abſatz 1 genannten Krankheiten vorgekommen iſt ,
müſſen vom Schulbeſuche und den Schulräumen ferngehalten wer⸗
den , ſoweit und ſolange eine Weiterverbreitung der Krankheit
durch ſie zu befürchten iſt . Es iſt ferner darauf hinzuwirken , daß
der Verkehr dieſer Schüler mit anderen Kindern auf Straßen ,
öffentlichen Plätzen und ſonſtigen öffentlichen Orten oder durch
Beſuche in anderen Familien möglichſt eingeſchränkt wird . Die
Wiederzulaſſung zum Schulbeſuche iſt erſt dann zu geſtatten ,
wenn eine Weiterverbreitung der Krankheit durch dieſe Schüler
nach Beſcheinigung des behandelnden Arztes oder des Bezirks⸗
arztes nicht mehr zu befürchten iſt , insbeſondere , wenn die ge⸗
ſunden Schüler nach Entfernung aus der Behauſung des Er⸗
krankten bis zum Ablaufe der Anſteckungsfriſt geſund geblieben
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ſind oder wenn die Erkrankten geneſen , aus der Behauſung ent⸗

fernt oder geſtorben ſind , die Anſteckungsfriſt abgelaufen iſt und

die vorgeſchriebene Desinfektion ſtattgefunden hat . Bei Schar⸗

lach und Diphtherie ſind die in Abſatz 1 Satz 2 vorgeſchriebenen

Friſten einzuhalten , wenn der Schüler in der gleichen Behauſung

wie der Erkrankte verblieben iſt —

4. Die Beſtimmungen der Abſätze 1 bis 3 finden auch auf

Lehrer entſprechende Anwendung , die an einer der in Abſatz 1 und

2 genannten Krankheiten leiden oder in deren Behauſung eine

Erkrankung an einer der in Abſatz 1 genannten Krankheiten vor —

gekommen iſt .

5. Das Bezirksamt hat von jeder zu ſeiner Kenntnis ge⸗

langten Erkrankung eines Schülers oder eines Lehrers an einer

der in Abſatz 1 und 2 genannten Krankheiten , ſowie von jeder An⸗

ordnung der Fernhaltung einer ſolchen Perſon vom Schulbeſuche

dem Vorſteher der Schule unverzüglich Mitteilung zu machen .

6. Die Beſtimmungen der Abſätze 1 bis 5 finden auch auf die

Erziehungsanſtalten , Kleinkinderbewahranſtalten , Kinderſchulen

und Krippen , ſowie auf den Religion⸗ , Konfirmation⸗ und Erſt⸗

kommunionunterricht , die Beſtimmungen der Abſätze 1 bis 8 auf

den Beſuch des Gottesdienſtes und ſonſtiger kirchlicher Veranſtal⸗

tungen Anwendung .

1. Zu Abſ . 1 u. 2. Von Feſtſetzung heſtimmter Friſten , während

deren die Schüler , die ſelbſt erkrankt waren , oder in deren Vehauſungen

Erkrankungen vorgekommen ſind , vom Schulbeſuch ferngehalten werden

müſſen , ſieht die VO. ab, da ſich allgemein zutreffende Friſten für die

Dauer der Anſteckungsgefahr bei den einzelnen Krankheiten nicht be⸗

ſtimmen laſſen ; nur bei Maſern wurde eine ſolche Friſt vorgeſehen , da die

hiervon erkrankten Kinder vielfach nicht in ärztlicher Beh andlung ſtehen .

Im übrigen iſt die Bemeſſung der Friſt dem Arzt überlaſſen . Dabei ſoll

eine zu kurze Bemeſſung bei Scharlach und Diphtherie durch den Schluß⸗

ſatz des Abſ . 1, die auch in den Fällen des Abſ . 3 Anwendung zu finden

hat , vermieden werden . Runderlaß des Miniſteriums des Innern vom

9 . Mai 1911 .

2. Zu Abſ . 3. Die vorgeſchriebene ärztliche Beſcheinigung kann nicht

durch eine Beſcheinigung des Desinfektors über die erfolgte Schlußdes⸗

infektion erſetzt werden

Nach einer von dem Miniſterium des Innern nach Anhörung der
hygieniſchen Inſtitute und der mediziniſchen Kliniken der Landesuniverſi⸗

täten im Benehmen mit dem UM erlaſſenen Anordnung vom 17. Oktober
1918 ſollen Schulkinder , die an Diphtherie gelitten haben und bei denen

ſich noch nach 4 Wochen nach Abklingen der Diphtherie trotz aller

Bemühungen ( Bolusbehandlung , Pinſeln mit Jodtinktur , Gurgeln mit

Waſſerſtoffſuperoxid ) Bazillen nachweiſen laſſen , nicht länger von der

Schule zurückgehalten werden . Schüler , in deren Familie ſich Diphtherie⸗

bazillenträger befinden , brauchen vom Unterricht nicht ferngehalten zu

werden .
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Schließung der Schulen .

§ 19.

1. In Ortſchaften , in denen eine der in 8§ 18 Abſatz 1 und Ab⸗
ſatz 2 Buchſtabe b. c und d genannten Krankheiten epidemiſch auf⸗
tritt , kann die Schließung aller oder einzelner Schulen oder ein⸗
zelner Klaſſen derſelben angeordnet werden .

2. Wenn eine im Schulgebäude ſelbſt wohnende Perſon von
einer der in § 18 Abſatz 1 und Abſatz 2 Buchſtabe b, C und 4 ge⸗
nannten Krankheiten befallen wird , ſo iſt die Schule unverzüglichzu ſchließen , falls die erkrankte Perſon nicht aus dem Schul⸗91

äude entfernt oder in ihrer Wohnung nach Anſicht des Bezirks⸗
arztes wirkſam abgeſondert werden kann .

3. Die Schließung der Schule gemäß Abſatz 1 und 2 erfolgt
durch die Ortsſchulbehörde oder den Anſtaltsvorſtand in der Regel
erſt nach Unterſuchung an Ort und Stelle durch den Bezirksarzt
auf deſſen Antrag . Ausnahmsweiſe dürfen an Orten , die nichtSitz

eines Bezirksarztes ſind , die Ortsſchulbehörden und Anſtalts⸗
leiter nach zuvor eingeholter Zuſtimmung des Schularztes wo
ein beſonderer Schularzt beſtellt iſt den einſtweiligen Schul⸗
ſchluß —vorbehaltlich der ſofortigen Anzeige an den B ezirksarzt

—dann von ſich aus anordnen , wenn durch die vorherige Ein⸗
holung der Außerung des Bezirksarztes eine mit Gefahr ver —
bundene Verzögerung bewirkt würde .

J. Die Wiedereröffnung der Schule oder Schulklaſſe darf nur
nach vorheriger Zuſtimmung des Bezirksarztes , ſowie nach gründ⸗
licher Reinigung und Desinfektion der in Betracht kommenden
Schul⸗ und Nebenräume angeordnet werden ,

5. Die Beſtimmungen in Abſatz 1 bis 4 finden auch auf die
in § 18 Abſatz 6 genannten Unterrichtsveranſtaltungen An⸗
wendung .

6. Beim Auftreten einer der in §S 18 Abſatz 1 und 2 Buch⸗
ſtabe b, c und d genannten Erkrankungen in Internaten , Pen⸗
ſionaten und dergleichen ſind die erkrankten Zöglinge alsbald in
ein Krankenhaus zu überführen oder in ſonſtiger , nach Anſicht
des Bezirksarztes genügender Weiſe abzuſondern . Wenn dies
nicht möglich iſt muß die Anſtalt für Neuaufnahmen und außer⸗
halb der Anſtalt wohnende Zöglinge geſchloſſen werden . Eine
Entlaſſung von Zöglingen aus der Anſtalt darf während der
Dauer und unmittelbar nach dem Erlöſchen der Krankheit nur
dann erfolgen , wenn die zu entlaſſenden Zöglinge nach dem
Gutachten des behandelnden Arztes oder des Bezirksarztes geſund
ſind und eine Weiterverbreitung der Krankheit durch ſie nicht zu
befürchten iſt . Die Wiedereröffnung einer wegen des Auftretens
einer übertragbaren Krankheit geſchloſſenen Anſtalt der bezeich⸗
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neten Art darf erſt erfolgen , wenn der Bezirksarzt dieſelbe für zu⸗

läſſig erklärt und eine gründliche Reinigung und Desinfektion

der in Betracht kommenden Räume ſtattgefunden hat .

19 finden nach § 9 Ziff . 4 der VO. auch
en Krankheiten “ —Ausſatz ( Lepra ) ,

Die Beſtimmungen de
bei „ gemeingefährl
Cholera (aſiatiſcher ) , er ( Flecktyphus , Gelbfieber , Peſt ( orienta⸗

liſcher Beulenpeſt ) , Pocken attern ) — Anwendung .

den durch Benehmen mit den Bezirksämtern

mzu wirken ſuchen , daß die Schließung der

das unbedingt nötige Maß hinaus ausgedehnt wi

Wenn ſich in dieſer Beziehung Schwierigkeiten ergeben , ſo iſt
hierü

an das UM. zu berichten . Ferner iſt zu berichten , wenn der Schulſchluß

die Dauer von 2 Monaten überſteigt . “

„ Die früher vorgeſchriebene Anzeige über die Schließung einer Volk

ſchule wegen anſteckender Krankheiten an das UM. kann in Zukunft unt

„ Die Krei
oder den Bezirks
Schule nicht über

bleiben . Über die
im Laufe eines Jahres wegen anſteckender Krankhei

erfolgten Schulſe e iſt mit dem Jahresbericht eine Überſicht vor⸗

zulegen .
„ Die Kreisſchuläm

herein mit einem lär
er ſind ermächigt , in Fällen , in denen von vorn⸗

zer dauernden Schulſchluß zu rechnen iſt , die d

durch frei werdenden unſtändigen Lehrkräfte innerhalb ihres Se
—vorbehaltlich ſofortiger Anzeige an uns — vorübergehend

wenden . “ Runderlaß des UM. an die Kre

ovember 1916 .
hilfe anderweit zu
ſchulämter vom 22.

8 21 .

sfällen an Diphterie und Scharlach iſt Schulkindern

das reten des Sterbehauſes nicht geſtattet .

Die Teilnahme an der Beerdigung iſt nicht unterſagt .

Abgeſehen von den Vorſchriften der VO. vom 9. Mai 1911 kann der

Ausſchluß der Kinder aus der Schule auch beim Auftreten der Mau

und Klauenſeuche auf Antrag der Ortsſchulbehörde bezw . des Ge⸗

meinderats durch das Kreisſchulamt verfügt werden . Von dieſer Er⸗

mächtigung ſoll beſonders , wenn die Seuche in einer Gemeinde noch ver⸗

einzelt auftritt und eine Beſchränkung auf die Seuchenherde erwartet

werden kann , gegenüber den Kindern aus verſeuchten Gehöften ohne Rück⸗

ſicht auf deren Lage Gebrauch gemacht werden . Hat die Seuche jedoch in

einem Amtsbezirk eine größere Verbreitung gefunden oder in einer Ort⸗

ſchaft an verſchiedenen Punkten mehr als 3 oder 4 Gehöfte ergriffen ,
kann von der Ausſchließung der Kinder aus ſolchen Gehöften als ver⸗

mutlich für die Weiterverbreitung der Seuche bedeutungslos Umgang ge⸗

nommen werden .

Zur Vermeidung der Übertragung anſteckender Krankheiten durch
Kranken⸗ und Kleinkinderſchulſchweſtern beſtimmt die
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des Miniſteriums des Innern , die Dienſttätigkeit des Kranken⸗
pflegeperſonals betr . vom 28. November 1902

6.

Die Krankenpfleger und - Pflegerinnen haben . soweit
t. Vorsorge zu trefften . daß ansteckende

ν

dies möglich ist .
Krankheiten nicht durch sie selbst auf andere Personen
übertragen werden ; zu diesem Zweck sollen sie insbesondere
vermeiden , solange sie anstèckende Kranke pflegen , andern

ien namentlich Kindern die Hand zu reichen ; : ferner
sie nicht versäumen , nach Verlassen des Kranken sich

zu reinigen , insbesondere die Hände mit Seife zu
id — soweit möglich — die Kleidung zu wechseln .

Aus demselben Grunde sollen Krankenschwestern und
Kleinkinderschulschwestern nicht in einem Hause Zu-
sammenwohnen und - schlafen .

Wo dies aus besondeéren , dringenden Gründen nicht zu
meiden ist , dürfen Krankenschwestern mit Kinderschul -
IWestern in ein und Hause nur unter der Be -

dingung untergebracht werden . daß die Krankenschwestern
besondere Wohn - und Schl afräiume , bei Neubauten auch
einen getrennten Eingang erhalten , so daß sie nicht mit den
Kinderschulschwestern und für den Fall . daß die Klein -
kinderschule im nämlichen Hause sich befindet , auch nicht
mit den Kindern der Kleinkinderschule — in Berühruns
kommen .

Wo wegen Mangels geeigneter Räume mit Zustimmung
des Bezirksarztes vorerst von der Durchführung der Vor -
schrift des Absatzes 2 abgesehen wird . ist die Kinderschul
schwester gehalten , die sofortige Schließung der Klein -
kinderschule durch die Ortspolizeibehörde zu veranlassen .
sobald die mit ihr zusammenwohnende Krankenschwester
die Pflege bei einer für Kinder besonders ansteckenden
Krankheit, . wie Scharlach , Diphtherie und Kroup übernom -
men hat .

§ 8 .

Die Kinderschulschwestern dürfen , solange die Kindeèr -
schule nicht wegen Ausbruchs einer Epidemie
ist . die Krankenpflege nicht ausüben und müssen . wenn sie
sich an der Pflege ansteckender Krankheiten Peteil t
haben , vor Wiederaufnahme ihrer Tätigkeit in der Kinder -
schule nach Maßgabe der vom Bezirksarzt im Einzelfall zu
treffenden Anordnungen ihre Person und ihre Kleidung
einer Desinfektion unterziehen .
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